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45. Sitzung 

Bonn, den 9. Dezember 1983 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich fol-

gende Mitteilung zu machen. Nach einer Vereinba-
rung im Altestenrat soll die verbundene Tagesord-
nung um den Zusatzpunkt Beratung des Antrags 
der Fraktion der SPD: Entlassung des Bundesmini-
sters für Wirtschaft — Drucksache 10/798 — er-
gänzt werden. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Dann rufe ich zunächst diesen Zusatzpunkt auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Entlassung des Bundesministers für Wirt-
schaft 
— Drucksache 10/798 — 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Zur Begründung hat das Wort der Herr Abgeord-
nete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das Strafverfahren ge-
gen Bundesminister Graf Lambsdorff hat in der bis-
herigen Haushaltsdebatte eine erhebliche Rolle ge-
spielt. Das ist nicht verwunderlich. Immerhin ist es 
das erste Mal in der Geschichte der Bundesrepu-
blik, daß ein Bundesminister unter der Anklage der 
Bestechlichkeit steht. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben versucht, diese 
Diskussion auf ein Nebengleis zu lenken. Sie haben 
Angriffe gegen die Strafverfolgungsbehörden ge-
richtet. Darauf werden Ihnen die dafür Zuständigen 
die gebührenden Antworten geben. 

Sie, Herr Bundeskanzler, und andere Redner der 
Koalition, insbesondere Herr Bundesminister Gen-
scher, haben sich sodann des langen und breiten 
dazu geäußert, ob ihnen die Anklage begründet er-
scheint, ob Graf Lambsdorff schuldig oder unschul-
dig ist. Herr Bundeskanzler, das ist nicht Ihres Am-
tes. Das ist allein Sache der Gerichte. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie mischen sich genauso in die Kompetenz der 
Gerichte ein wie die, die Sie deshalb so heftig kriti-
sieren und die für sich immerhin in Anspruch neh-
men können, daß sie die Öffentlichkeit auf Verstrik-
kungen aufmerksam gemacht haben, aus denen 

sich die Parteien aus eigener Kraft über lange Zeit 
nicht haben lösen können. Was Sie tun, Herr Bun-
deskanzler, entbehrt jeder Rechtfertigung. Es ist 
schlimmer als das, was Sie kritisieren, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Zum Glück haben wir 
Sie, Herr Vogel!) 

weil Sie sich in amtlicher Eigenschaft, weil Sie sich 
unter Mißbrauch Ihrer Regierungsämter an die 
Stelle des Gerichts setzen wollen. Das ist mit der 
Gewaltenteilung unvereinbar. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Kleinert  [Hannover] [FDP]: Dummes Zeug! 
— Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU und der FDP) 

Wir tun das nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dumm Tüch!) 

Wir respektieren die Zuständigkeit der dritten Ge-
walt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das merkt man! 
— Feilcke [CDU/CSU]: Sie sind ein Pharidocument-

säer, Herr Vogel!) 

Wir sagen kein Wort dazu, ob Graf Lambsdorff 
schuldig oder unschuldig ist. Ich wiederhole: Wir 
halten es für durchaus möglich, daß die Anklage 
nicht zugelassen wird oder das Verfahren mit 
Freispruch endet. Ja, ich füge hinzu: 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Und dann stellen 
Sie diesen Antrag?!) 

Wir hoffen es sogar, schon um des Ansehens unse-
res Staatswesens willen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sagen etwas ganz anderes. Wir sagen: Wer 
unter der Anklage der Bestechlichkeit steht, würde 
als Beamter sofort des Dienstes enthoben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie wiederholen 
sich!) 

Das ist eine Selbstverständlichkeit für jeden, der im 
öffentlichen Dienst steht. Für einen Bundesmini-
ster müßten eher strengere Maßstäbe, zumindest 
aber dieselben Maßstäbe gelten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Er kann nicht länger im Amt bleiben, und zwar 

ganz gleich, wie die Anklage im einzelnen begrün-
det ist. Ein angeklagter Bundesminister kann nicht 
im Amt bleiben, weil das mit unserer politischen 
Ordnung unvereinbar ist. Er kann nicht im Amt 
bleiben, weil dadurch das internationale Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland beschädigt wird. 
Er kann nicht im Amt bleiben, weil er seine Kraft 
nicht mehr in dem notwendigen Umfang seinem 
Ressort widmen kann. Er kann nicht im Amt blei-
ben, weil er seinen Untergebenen und Gesprächs-
partnern gegenüber befangen erscheint. Er kann 
nicht im Amt bleiben, weil der Respekt vor der Inte-
grität unseres parlamentarischen Rechtsstaats sei-
nen Rücktritt verlangt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Von den preußischen Tugenden, die einige von Ih-
nen beständig im Munde führen, völlig zu schwei-
gen. 

Ich bedauere, Graf Lambsdorff, daß Sie den be-
freienden Entschluß nicht selbst gefaßt haben. Wir 
hoffen jetzt, daß Sie Ihren Rücktritt erklären, wenn 
Sie in die Anklageschrift Einsicht genommen ha-
ben. Sie selbst haben dies in Ihren Erklärungen 
nicht ausgeschlossen. Unser Antrag nimmt darauf 
Rücksicht. Er fordert Ihre Entlassung deshalb für 
den Fall, daß Sie nach Einsichtnahme in die Ankla-
geschrift nicht selbst zurücktreten. 

(Zuruf des Abg. Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]) • 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wir respektieren mit dieser Fassung 
unseres Antrags die Position, die nicht nur der Be-
troffene, sondern auch der Bundeskanzler vorge-
stern in diesem Hause vertreten hat. Ich sage: Wir 
respektieren sie; wir teilen sie nicht, wir halten sie 
sogar für bedenklich und für den Betroffenen für 
abträglich. Gibt es denn, Herr Bundeskanzler, eine 
stärkere Vorverurteilung, als wenn Sie zunächst sa-
gen, ob der Minister im Amt bleiben könne, hänge 
vom Inhalt der Anklageschrift ab, und wenn Sie ihn 
dann nach Würdigung der Anklageschrift, also der 
konkreten Tatvorwürfe und der Beweismittel, ent-
lassen? Eine stärkere Vorverurteilung ist doch gar 
nicht möglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben sich mit dem, was 
Sie von dieser Stelle aus erklärt haben, in eine 
schlimme Sackgasse manövriert. Sie haben Scha-
den gemehrt, wo es Ihre Pflicht gewesen wäre, 
durch rechtzeitiges Handeln Schaden abzuwenden. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Terrafi

-

nanz!) 

Wir begeben uns nicht auf dieses Glatteis. Für uns 
ist im jetzigen Zeitpunkt allein die Tatsache der 
Anklage maßgebend, nicht ihr Inhalt. 

(Zuruf des Abg. Kleinert [Hannover] 
[FDP]) 

Unser Antrag achtet die durch die Gewaltentei-
lung gezogenen Grenzen. Unser Antrag bringt zum 
Ausdruck, daß es aus politischen Gründen nicht an-

geht, gleichzeitig Bundesminister zu sein und unter 
schwerer Anklage zu stehen. Die Zustimmung zu 
diesem Antrag, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist ein Gebot parlamentarischer und staats-
politischer Selbstachtung. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Jeder einzelne von Ihnen, meine Damen und Her-
ren, ist gefordert, sich zu entscheiden. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sind 
überfordert!) 

Sie sind gefordert, sich zu entscheiden zwischen der 
Loyalität gegenüber einem — aus welchen Gründen 
auch immer — in Bedrängnis geratenen Freund 
und der Loyalität gegenüber einem passiv gebliebe-
nen Bundeskanzler einerseits und der Loyalität ge-
genüber den Staatsnotwendigkeiten und dem Ge-
meinwohl andererseits. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Latt

-

mann [CDU/CSU]) 

Sie sollten sich für das Gemeinwohl entscheiden. 

Wenn Ihnen trotzdem noch Zweifel bleiben, 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
dann fragen Sie sich, wie wohl ein Thomas Dehler, 
ein Theodor Heuss, ein Hermann Ehlers an Ihrer 
Stelle heute entscheiden würde. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Dazu sind gerade Sie 
berufen!) 

Bedenken Sie bitte: Nicht die Fraktionen, jeder ein-
zelne von Ihnen ist gefordert in seiner ganz persön-
lichen Verantwortung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Es sprach der Scharfrichter von 
Frau Donnepp! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Ich eröffne die Ausspra-
che. Meine Damen und Herren, es ist vereinbart, 
über diesen Antrag nach Beendigung der Ausspra-
che zu den Tagungsordnungspunkten V und IX ab-
zustimmen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Professor Mi-
kat. 

Dr. Mikat (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Natürlich ist es das 
gute Recht der Antragsteller, wann immer sie wol-
len, einen solchen Antrag zu stellen. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Die stellen ja jede 
Woche einen!) 

Aber eine ganz andere Frage ist, ob die Antragstel-
ler auch gut beraten sind, wenn sie sich mit einem 
solchen Antrag auch nur in die Nähe derjenigen 
begeben, die seit Jahr und Tag ein schwebendes 
Ermittlungsverfahren zum Anlaß einer geradezu 
beispiellosen Kampagne genommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Parlament tut gut daran, wenn es auch nur 
jeden Anschein einer Vorverurteilung meidet, und 
da es an Vorverurteilungen jeglicher Art in diesen 
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Tagen nicht mangelt, muß ein solcher Antrag, mö-
gen die Antragsteller es wollen oder nicht, mögen 
sie sich dessen bewußt sein oder nicht, geradezu 
zwangsläufig in den Kontext bereits erfolgter Vor-
verurteilungen geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Rechtsgrundsatz, daß vor dem Richterspruch 
keiner für schuldig erklärt werden darf, wird so oft 
verletzt, 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

daß es an der Zeit ist, durch unser Nein zu ihrem 
Antrag gleichzeitig deutlich zu machen, daß das 
Parlament auch Wahrer dieses Rechtsgrundsatzes 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Es mag sein, Sie halten Ihren Antrag zu diesem 
Zeitpunkt für opportun. Und manche Zeichen spre-
chen dafür, daß Sie sich mit Ihrer Rolle als Opposi-
tion zugleich auf die Jagd nach der Opportunität 
begeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer Opportunismus für den Komparativ von Oppo-
sition hält, der irrt sich. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Erst vor zwei Tagen, am vergangenen Mittwoch, 
haben Sie, Herr Dr. Vogel, die mit Ihrem Antrag 
verfolgte Forderung von dieser Stelle aus bereits 
gestellt. Der Bundeskanzler hat Ihnen überzeugend 
geantwortet. 

(Lachen und Widerspruch von der SPD) 

Der Bundeskanzler hat — das will ich hier aus-
drücklich feststellen — das Prinzip der Gewalten-
teilung nicht tangiert. Es ist grotesk, ihm das zu 
unterstellen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Es ist grotesk, dem Bundeskanzler zu unterstellen, 
er habe in die Kompetenz einer Ermittlungsbe-
hörde oder eines Gerichts eingegriffen. Der Bun-
deskanzler tut doch wohl nicht mehr als seine 
Pflicht, seine politische und seine menschliche 
Pflicht, wenn er wenigstens bis zur Zustellung der 
Anklageschrift wartet. Und wie auch der Bundes-
kanzler entscheidet, wir sind sicher, Herr Dr. Vogel, 
er entscheidet pflichtgemäß, unter Abwägung der 
Umstände, unter Wahrung der Kompetenzen. Wir 
lehnen Ihren Vorwurf, der Bundeskanzler habe das 
Prinzip der Gewaltenteilung verletzt — ein unge-
heuerlicher Vorwurf — mit Nachdruck ab. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Schily [GRÜNE]: Warum hat er 
nicht zu Tandler Stellung genommen? Sa

-

gen Sie doch was zu Tandler!) 

Herr Dr. Vogel, Sie sind ein viel zu guter Jurist, 
als daß Sie nicht wüßten — — 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Feilcke 
[CDU/CSU]: Er war ein guter Jurist!  — 
Kolb  [CDU/CSU]: Nicht jeder Einser-Jurist 

ist auch ein guter Jurist! — Seiters [CDU/ 
CSU]: Ein selbstgerechter Jurist! — Schily 

[GRÜNE]: Sagen Sie was zu Tandler!) 

— Ja, meine Damen und Herren, da begebe ich 
mich zu Ihnen in einen Dissens: Ich schätze Herrn 
Dr. Vogel, auch wenn ich vielfach anderer Meinung 
bin, als einen vortrefflichen Juristen, wenn auch 
unsere Meinungen divergieren. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ein Winkeladvokat!) 

Aber genau vor diesem Hintergrund ist das so 
schlimm. Sie wissen doch, Herr Dr. Vogel, was es 
bedeutet, einem Bundeskanzler oder sonst jeman-
dem Verletzung eines Fundamentalprinzips unse-
rer parlamentarischen Demokratie vorzuwerfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schily [GRÜNE]: Warum hat der Bundes- 

kanzler zu Tandler geschwiegen?) 

Herr Dr. Vogel, Sie haben hier Ihre Forderung 
bereits erhoben. Heute aber wollen Sie mehr als 
nur einen Appell. Heute wollen Sie einen förmli-
chen Beschluß des Parlaments. Das käme, würde 
das Parlament Ihnen folgen, wie Ihr Antrag selbst 
in die Nähe der Vorverurteilungen. Wir lehnen das 
ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schily [GRÜNE]: Herr Mikat, es geht um 
die politische Verantwortlichkeit! Das müs

-

sen Sie trennen!) 

Vor einiger Zeit stellten Sie ähnliche Anträge ge-
gen die Bundesminister Zimmermann und Geißler. 
Wäre das Parlament Ihren Anträgen gefolgt, was 
hätte es dann anderes getan, als ein Urteil zu fäl-
len? Das hatten Sie damals ja schließlich auch be-
gehrt: ein politisches Urteil. Nun sagen Sie heute, 
mit Ihrem Antrag — Sie haben das ja ausgeführt — 
wollten Sie ausdrücklich kein Urteil fällen. Doch so, 
wie die Dinge nun einmal liegen, muß Ihrem Antrag 
dennoch diese Wirkung beigemessen werden. Wir 
lehnen das ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier kann es nicht darum gehen — hoffentlich —, 
alte Rechnungen zu begleichen. Natürlich weiß ich, 
daß aus dem Zusammenbruch der sozial-liberalen 
Koalition bei Ihnen noch einige Posten offen sind. 
Hier geht es einzig und allein darum, daß wir das 
Maß an Emotionen, das in der Öffentlichkeit die 
Ermittlungsaufgaben der Staatsanwaltschaft be-
gleitet hat, nicht seitens des Parlaments noch ver-
größern. 

In der bisherigen öffentlichen Diskussion — das 
übersehe ich nicht — wurde das Beispiel des klei-
nen Kassierers bemüht, 

(Duve [SPD]: Eines großen Kassierers!) 

der bis zum Abschluß eines Verfahrens von seinen 
Aufgaben entbunden würde, liefe gegen ihn ein Er-
mittlungsverfahren. Wer dieses Beispiel bemüht, 
gleich, ob er von einem großen oder kleinem Kas-
sierer spricht, verkennt die Ebenen. Über den in 
Rede stehenden Kassierer befindet kein Parlament, 
also kein Verfassungsorgan. Dem Verfassungsor-
gan Parlament ist in besonderer Weise — das 
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möchte ich noch einmal betonen — der Grundsatz 
der Unschuldsvermutung anheimgegeben. Das Par-
lament kann die Immunität aufheben. Es hat sie in 
diesem Fall ja auch aufgehoben, um ein Verfahren 
zu ermöglichen. 

(Schily [GRÜNE]: Die Unschuldsvermu

-

tung gilt auch für den kleinen Kassierer!) 

Dann aber sollte es kluge Selbstbescheidung üben 
und den Beteiligten Abwägung und Entscheidung 
ihrer Schritte überlassen. Das ist nicht zuletzt auch 
eine Frage der Selbstdisziplin. 

Niemand nimmt richterliche Entscheidung und 
Urteilsspruch vorweg, wenn er — wie jüngst in dan-
kenswerter Weise Herr Kollege Schmude von Ihrer 
Fraktion — die persönliche Integrität des Grafen 
Lambsdorff nachdrücklich bekräftigt. 

Persönliche Integrität, das ist ein leicht verletzba-
res Gut. Sie ist in diesem Komplex in unseren Ta-
gen zu oft angegriffen und nach vielen Richtungen 
hin — wohlgemerkt: nach vielen Richtungen hin, 
nicht nur in Richtung auf Graf Lambsdorff — ver-
letzt worden. 

(Schily [GRÜNE]: Nennen Sie es doch beim 
Namen!) 

So nehmen wir denn Ihren Antrag auch zum An-
laß, die persönliche Integrität von Graf Lambsdorff 
ausdrücklich zu bekräftigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie mögen einwenden, Ihr Antrag stelle diese nicht 
in Frage. Sie müssen sich entgegenhalten lassen 
Umfeld und Klima, denen Ihr Antrag zwangsläufig 
nicht entrinnen kann. 

Entscheidungen, auch und gerade Entscheidun-
gen über diesen Antrag, finden immer in einem 
bestimmten Klima, in einem bestimmten Umfeld 
statt. 

Zum Umfeld dieses Antrags — darüber gibt es 
keinen Streit — gehören Vorverurteilungen ebenso 
wie emotionsgeladene Wertungen. Darum lehnen 
wir Ihren Antrag ab, nicht weil es ein Antrag der 
Opposition ist, sondern weil wir davon überzeugt 
sind, daß der Sache, um die es eigentlich geht, mit 
diesem Antrag kein guter Dienst erwiesen wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In den letzten Tagen ist hier und in der 
Öffentlichkeit von seiten der Regierungsparteien 
viel von Vorverurteilung die Rede gewesen. Von 
dem Generalsekretär der CSU wurde sogar schon 
der Eindruck erweckt, Graf Lambsdorff sei in die 
Hände einer terroristischen Vereinigung mit Sitz in 
Düsseldorf gefallen. 

(Beifall des Abg. Schily [GRÜNE] — 
Feilcke [CDU/CSU]: Herr Schily kennt sich 
da aus! — Schily [GRÜNE]: Ja, über Vor

-

verurteilungen kenne ich mich aus!) 

Unabhängig von dieser Entgleisung Tandlers müs-
sen wir GRÜNEN dennoch zugeben, daß wir uns 
über das frisch erwachte Rechtsbewußtsein der Re-
gierungsparteien freuen, das ja in der Tat ein No-
vum ist. 

Die „Frankfurter Rundschau" vom gestrigen 
Tage hat dankenswerterweise auf einen Fall von 
massenhafter Vorverurteilung im Zusammenhang 
mit der Verfolgung der Baader/Meinhof-Gruppe 
hingewiesen, die gegen mehrere Strafverteidiger 
und unbescholtene Personen geführt wurde. Es 
kommt gleich genauer. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ich denke, das heißt 
„Bewegung"!) 

Eine gerichtliche Klärung konnte damals nicht er-
reicht werden, weil der damalige Bundesinnenmini-
ster Genscher und der damalige Ministerpräsident 
von Rheinland-Pfalz, Herr Kohl, wichtige Aussage-
genehmigungen verweigerten. Den gleichen Ein-
satz bei der Bekämpfung dieser Vorverurteilung 
seitens dieser Herren hätten wir schon damals sehr 
gerne gesehen. 

Wir nehmen die Ablehnung von Vorverurteilun-
gen seitens der Regierungsparteien zur Kenntnis 
und werden sie in Zukunft an Ihren Einlassungen 
in diesem Fall messen. 

Wir GRÜNEN werden dem Antrag der SPD auf 
sofortige Entlassung des Bundeswirtschaftsmini-
sters Lambsdorff zustimmen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das überrascht uns 
gar nicht!) 

Wir halten es für mit dem Wohle des Staates nicht 
vereinbar, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die Argu -
mente kennen wir!) 

daß der Bundeswirtschaftsminister von seiner poli-
tischen Hauptaufgabe, der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit, durch die ständige Belastung mit Er-
mittlungen, Vernehmungen usw. abgehalten wird. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das haben wir von 
Herrn Vogel schon gehört!) 

Wir halten es für das Ansehen dieses Parlaments in 
der Öffentlichkeit nicht für förderlich, 

(Unruhe bei der CDU/CSU und der FDP) 

daß nach einer Reihe zwiespältiger Entscheidun-
gen —

(Anhaltende Unruhe bei der CDU/CSU und 
der FDP — Schily [GRÜNE] zur CDU/CSU 
und der FDP: Nehmen Sie doch mal Stel

-

lung! Sie haben noch nicht Stellung genom- 
men! — Weitere Zurufe) 

— hören Sie doch mal zu; ich erinnere hier an die 
Parteienfinanzierung, die Diätenerhöhung — das 
Parlament auch noch mit dem Ruch der Korruption 
belastet wird. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich, was Sie da treiben!) 
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Krizsan 
Wir halten es für das Ansehen der Bundesrepublik 
im Ausland für katastrophal, 

(Glos [CDU/CSU]: Daß Sie im Parlament 
sind!) 

wenn über ein Mitglied der Bundesregierung be-
hauptet werden darf, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich!) 

es habe unklare Geschäfte mit einem Industriekon-
zern betrieben. 

Es geht hier doch nicht um die strafrechtlichen 
Aspekte, sondern um die politische Verantwortung 
in dieser Angelegenheit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir halten die nur durch einen Zufall nach außen 
gedrungene Flick-Affäre für einen entscheidenden 
Einschnitt in der Nachkriegsgeschichte der Bun-
desrepublik, da noch niemals die Verflechtung zwi-
schen Staat und Wirtschaft in diesem Ausmaß deut-
lich wurde. Wir halten es für moralisch verkommen, 
einerseits immer wieder auf die Würde dieses Hau-
ses hinzuweisen und sie bereits als gefährdet anzu-
sehen, wenn von seiten der GRÜNEN Bilder von 
Hiroshima gezeigt werden, andererseits aber einen 
unter Anklage stehenden Minister als mit dieser 
Würde vereinbar zu anzusehen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist der 
Gipfel der Verkommenheit, wie Sie hier ar

-

gumentieren! Das ist doch unglaublich!) 

— Hören Sie doch erst mal zu und reden Sie dann! 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Klein, 
ich bitte um Zurückhaltung. 

Krizsan (GRÜNE): Meine Damen und Herren, las-
sen Sie die Würde des Hauses nicht zu einer hohlen 
Phrase Ihrer Sonntagsreden verkümmern, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Der muß von der 
Würde des Hauses reden! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU und der FDP) 

sondern sorgen Sie dafür, daß dieser Begriff mit 
Substanz angefüllt wird. Lassen Sie sich doch bitte 
nicht als Stimmvieh der Regierung mißbrauchen! 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Folgen Sie lieber den dringlichen Appellen auch Ih-
nen nahestehender Kreise! 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Moskau!) 

Lassen Sie uns doch nicht das letzte bißchen Würde, 
die dieses Hohe Haus noch hat, völlig zerstören! 

(Anhaltende Unruhe bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Stimmen Sie für die Entlassung des Bundeswirt-
schaftsministers! 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Erinnert ihr euch mal an die Würde 
des Hauses! — Sauer [Salzgitter] [CDU/ 
CSU]: Geben Sie dem eine Krawatte für 

seine Würde! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! In den letzten Tagen ist 
über den Punkt, über den wir hier zu diskutieren 
haben, viel gesagt, aber auch viel Qualm verbreitet 
worden. Tatsache ist, daß ein Ermittlungsverfahren 
laut Beschluß der Staatsanwaltschaft in Bonn seit 
dem 14. Januar 1982 läuft und nunmehr abgeschlos-
sen ist, daß aber das Ergebnis noch nicht dem Be-
schuldigten im Wortlaut bis zu dieser Stunde zur 
Kenntnis gekommen ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU und der FDP 
— Klein [München] [CDU/CSU]: Uner

-

hört!) 

Tatsache ist, daß bis heute deshalb von dem Be-
schuldigten eine Wertung nicht erfolgen konnte. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das irritiert Herrn 
Vogel nicht!) 

Tatsache ist, daß im Gegensatz zu den täglich 
überall in der Bundesrepublik Deutschland laufen-
den Ermittlungsverfahren bei diesem Verfahren 
immer wieder Teile der Ermittlungen, Teile der 
Aussagen in die Öffentlichkeit gelangten und in 
verschiedenen Zeitschriften nachzulesen sind. 

Tatsache ist, daß — in einem Buch zusammenge-
faßt — diese „Sickerprodukte" kurz nach der Pres-
sekonferenz der Staatsanwälte 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Am Tage da
-nach!) 

käuflich zu erwerben sind. Tatsache ist, daß der 
Wortlaut von Vernehmungen auch von Kollegen 
dieses Hauses in diesem Buch nachgelesen werden 
kann. 

Tatsache ist, daß sich ein Untersuchungsaus -
schuß des nordrhein-westfälischen Landtags mit 
den undichten Stellen befaßte. Wie meistens bei sol-
chen Untersuchungen ist ein klares Ergebnis nicht 
zustande gekommen. 

Tatsache ist, daß das zuständige Justizministe-
rium in Nordrhein-Westfalen es nach diesen Erfah-
rungen mit undichten Stellen im Ermittlungsablauf, 
wie das bisher bei keinem Ermittlungsverfahren in 
der Bundesrepublik Deutschland zu beobachten 
war, nicht für notwendig hielt, wenigstens nach Ab-
schluß der Ermittlungen Vorsorge zu treffen. 
Warum hat das nordrhein-westfälische Justizmini-
sterium nicht sichergestellt, daß die Pressekonfe-
renz der Staatsanwälte erst nach Zustellung der 
Anklageschrift an alle Beschuldigten stattfand? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß das Justizmini-
sterium in Düsseldorf von der Absicht der Abhal-
tung einer Pressekonferenz nicht unterrichtet wor-
den ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
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Mischnick 
Ich kritisiere, daß sich das zuständige Ministerium 
trotz aller Erfahrungen der letzten Monate nicht 
rechtzeitig eingeschaltet hat, nicht — um dieser 
Deutung vorzubeugen — um das Ermittlungsver-
fahren zu beeinflussen, sondern um Schaden von 
der Justiz abzuwenden, der durch den Zeitpunkt 
und die Art der öffentlichen Darstellung entstanden 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dies ist nicht die Bewertung, wie wir hier mehr-
fach gehört haben, wie ich wiederhole, der politi-
schen Freunde von Graf Lambsdorff allein, sondern 
das entspricht genau der Bewertung eines hessi-
schen Generalstaatsanwaltes, seines Stellvertreters 
und eines weiteren leitenden Staatsanwalts. Ich 
setze mich nicht mit den Staatsanwälten auseinan-
der, sondern ich setze mich mit der auf sichtführen-
den  Ministerin auseinander. Sie hat leider keine 
Gelegenheit genommen, als Bundesratsmitglied zu 
diesen Fragen in den letzten Tagen hier Stellung zu 
nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Feilcke [CDU/CSU]: Das paßt nicht ins 

Konzept!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Tatsa-
che ist, daß wir als Parlamentarier nicht nur das 
Recht, sondern auch die Pflicht haben, diese, wie 
ich meine, schlimmen Erfahrungen zu diskutieren, 
damit sie nicht zum Normalfall und damit in Zu-
kunft zum Schaden aller Angeschuldigten 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Und des Rechts

-

staats!) 

werden können. Dies festzustellen ist kein unzuläs-
siger Eingriff in unser Rechtssystem, sondern es 
dient der Bewahrung unseres Rechtssystems, damit 
die kritisierte Art nicht zum Regelfall des Vorge-
hens für die Zukunft wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Tatsache ist aber auch, daß aus der Niederschrift 
und den Berichten über die Pressekonferenz der 
Staatsanwälte hervorgeht, daß die Staatsanwalt-
schaft also nicht davon ausgehe, daß diese Vorteile 
Einfluß genommen hätten, sondern lediglich davon, 
daß sie hätten Einfluß nehmen können; dies sei 
ganz entscheidend. 

Weiter müsse betont werden, daß nicht davon 
ausgegangen werden könne, daß mit den qualifizie-
renden Momenten zwangsläufig auch eine Pflicht-
widrigkeit der Angeschuldigten angenommen wor-
den sei. — Ich betone dies alles, weil diese Teile, die 
ich jetzt bringe, kaum in irgendeiner Veröffentli-
chung zu lesen waren.  — 

(Dr.  Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Man habe keine Anhaltspunkte dafür, daß es sich 
bei den Zuwendungen um Vorteile gehandelt habe, 
die von den Betroffenen in die eigene Tasche gelei-
tet worden seien. Die Staatsanwaltschaft gehe über-
haupt nicht von einem eigennützigen Verhalten 
aus; es sei auch zu keiner Zeit erwogen worden, dies 
zu unterstellen. Die Staatsanwaltschaft sei nicht 
von einem pflichtwidrigen Verhalten der Amtsträ-
ger ausgegangen; anderenfalls hätte man die Ge

-

schehnisse auch unter anderen Gesichtspunkten 
gewürdigt. Die Staatsanwaltschaft gehe — auf Zu-
satzfragen — nicht davon aus, daß die Gelder eigen-
nützig verwandt worden seien. Man lege sehr gro-
ßen Wert auf die Feststellung, daß die Angeschul-
digten jedes Verschulden bestreiten; insbesondere 
werde bestritten, daß man irgendwelches Geld ent-
gegengenommen habe. Wenn man schon versucht, 
über das, was in der Pressekonferenz gesagt wor-
den ist, Urteile oder Vorurteile zu bilden, sollte man 
alle Punkte, die dort festgestellt worden sind, zur 
eigenen Urteilsbildung mit einbeziehen. 

Tatsache ist, daß der Bundesminister für Wirt-
schaft, Graf Lambsdorff, immer erklärt hat, daß er 
nach Kenntnis der Anklageschrift mit dem Bundes-
kanzler und mit dem Vorsitzenden der Freien De-
mokraten, Hans-Dietrich Genscher, über seine und 
seiner Anwälte Bewertung sprechen wird und da-
nach seine Entscheidungen treffen wird. Dies gilt 
für jedes Stadium des Verfahrens. 

(Zustimmung des Abg. Kleinert [Hanno

-

ver] [FDP]) 

Da dies nie unklar war, ist Ihr Antrag völlig über-
flüssig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Er wird von uns abgelehnt. 

Wir kennen Graf Lambsdorff als einen aufrech-
ten Mann, der zu seinem Wort, zu seiner Sache 
steht. Glauben Sie ernstlich, daß ein Mann, der sich 
schuldig fühlen würde, in diesem Parlament seine 
Sache, seine Wirtschaftspolitik mit dieser Energie 
und Überzeugungskraft vertreten könnte? Das 
kann nur ein Mensch, der innerlich von seiner Un-
schuld überzeugt ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unser Grundsatz, nur Gerichte entscheiden über 
Schuld und Unschuld, nicht Presse, nicht Ankläger, 
auch nicht Mehrheitsverhältnisse von Parlamenten, 
wird von uns jederzeit und gegenüber jedermann 
durchgehalten, 

(Schily [GRÜNE]: Es gibt auch eine politi

-

sche Verantwortung!) 

wie in der Vergangenheit so heute, so auch in Zu-
kunft. Wir Freien Demokraten stehen zu unserer 
liberalen Rechtsauffassung ohne Rücksicht auf die 
Person, 

(Schily [GRÜNE]: Je nachdem!) 

ganz gleich, zu wem sie gehören, ganz gleich, ob sie 
in Opposition oder Regierung sind. Für uns gilt der 
Mensch, der hier im Vordergrund steht, und zu dem 
stehen wir. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, muß ich mich mit einem Zwischenruf befas-
sen, der unter dem Vorsitz des Herrn Vizepräsiden- 
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Vizepräsident Stücklen 
ten Westphal gefallen und hier noch zu behandeln 
ist. 

Der Herr Abgeordnete Conradi, hat auf ein Mit-
glied des Hauses bezogen, den Zwischenruf ge-
macht: „Arroganter Schnösel". 

(Kolb [CDU/CSU]: Er hat sich selber ge- 
meint!) 

Ich rufe Sie, Herr Abgeordneter Conradi, zur Ord-
nung. 

(Zurufe) 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte IV a und b 
auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 17 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/667 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 18 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/703 — 

Wird das Wort hierzu gewünscht'? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer den Be-
schlußempfehlungen des Petitionsausschusses, die 
in den Sammelübersichten 17 und 18 enthaltenen 
Anträge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Diese Übersichten sind mit 
Stimmenthaltungen aus dem Bereich der GRÜNEN 
angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte V bis IX auf: 

V. Dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 1984 (Haushalts-
gesetz 1984) 
— Drucksachen 10/280, 10/534, 10/631 bis 
10/659 — 

VI.  Dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über Maßnahmen zur Entlastung der öffent-
lichen Haushalte und zur Stabilisierung der 
Finanzentwicklung in der Rentenversiche-
rung sowie über die Verlängerung der Inve-
stitionshilfeabgabe (Haushaltsbegleitgesetz 
1984) 
— Drucksachen 10/335, 10/347, 10/690 — 

VII. Dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft und zur Einschränkung von steu-
erlichen Vorteilen (Steuerentlastungsgesetz 
1984 — StEnt1G 1984 —) 

— Drucksache 10/336, 10/345, 10/348, 
10/686 — 

VIII.  Dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung der Ar

-

beitnehmer durch Kapitalbeteiligungen 
(Vermögensbeteiligungsgesetz) 
— Drucksachen 10/337, 10/349, 10/724 — 

IX.  Dritte Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über eine Investi-
tionszulage für Investitionen in der Eisen-
und Stahlindustrie (Stahlinvestitionszula-
gen-Änderungsgesetz — StahllnvZulAG) 
— Drucksachen 10/338, 10/346, 10/350, 
10/677 — 

Zusammen mit diesen Gesetzentwürfen liegen 
Ihnen Entschließungsanträge auf folgenden Druck-
sachen vor: 10/738 (neu), 10/741 (neu), 10/746, 10/752, 
10/753, 10/760, 10/768, 10/772 und 10/793. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist eine gemeinsame Beratung 
der Tagesordnungspunkte V bis IX und eine Aus-
sprache von vier Stunden vorgesehen. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist damit so beschlossen. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Apel. 

(Unruhe) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, darf 
ich bitten, daß die Damen und Herren, die hier im 
Plenum sind, ihre Plätze einnehmen. Ich hoffe, daß 
wir diese vier Stunden mit dem der Situation der 
Haushaltsberatung angemessenen Ernst in aller 
Ruhe debattieren. 

Bitte sehr, Herr Abgeordneter Apel. 

Dr. Apel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Der Konjunkturhimmel für 
1984 hellt sich auf, zumindest auf dem Papier. Die 
Gutachter, die Bundesbank, die Bundesregierung 
melden uns für 1984 verbesserte wirtschaftliche Er-
wartungen. Wir Sozialdemokraten wünschen eine 
kräftige Belebung der Wirtschaftstätigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland. Es wäre wichtig, 
wenn der wirtschaftliche Aufschwungprozeß welt-
weit vorankommen würde und die Armut in der 
Dritten Welt wenigstens nicht weiter zunähme. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir befürchten jedoch — und dafür gibt es gute 
Gründe —, daß es sich bei diesen Prognosen um 
Zweckoptimismus handelt. Aber, meine Damen und 
Herren, ich werde mich in der dritten Lesung mit 
diesem Streit nicht aufhalten. Die Bundesregierung 
erklärt die prognostizierte Entwicklung als Ergeb-
nis ihrer Politik. Herr Dr. Stoltenberg hat gestern 
gesagt, man werde im Jahre 1984 die Früchte der 
Politik ernten. Im übrigen eine Fußnote, Herr Dr. 
Stoltenberg: An ihren Früchten wird man Sie er-
kennen, insbesondere bei der unsozialen Umvertei-
lungspolitik Ihrer Koalition. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundesregierung sind die internationalen 
Risiken für den Fortgang der Wirtschaftsentwick-
lung bekannt: das weiterhin überhöhte Zinsniveau, 
die Krise der internationalen Verschuldung, die ge- 
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Dr. Apel 
fahren wachsenden Protektionismus. Die Bundes-
regierung kennt die nationalen Problemfelder. Sie 
hat das zentrale Problemfeld selbst geschaffen, in-
dem sie im nächsten Jahr wirksame kaufkräftige 
Nachfrage rigoros wegstreicht. Sie kennt die schwe-
ren Verwerfungen bei Kohle, Stahl, Werften, die an-
haltende Arbeitslosigkeit, die Unsicherheit bei der 
weiteren Entwicklung der privaten Investitionen, 
und die Bundesregierung ist maßgeblich mitverant-
wortlich für den Zusammenbruch der gemeindli-
chen Investitionen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, nun ist die Bundesre-
gierung in der Verpflichtung, im Obligo. Die Bun-
desregierung, Herr Dr. Stoltenberg, muß nun das an 
Wirtschaftsaufschwung bringen, was sie in diesen 
Tagen selbst triumphierend verkündet hat. Sie 
kann sich nicht im Laufe des kommenden Jahres 
auf die Ausrede zurückziehen, nun sei doch alles 
ganz anders gekommen. Die Fakten und die Risi-
ken sind bekannt. Wenn die Bundesregierung den-
noch nicht handelt, trägt sie die Verantwortung. Ge-
sundbeten kann aktive Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik nicht ersetzen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/

-

CSU]: Ihre Prognosen kennen wir!) 

Meine Damen, meine Herren, wir alle zusammen 
dürfen vor allem die großen Risiken nicht überse-
hen, die sich für unser Land aus der weltweiten 
Krise ergeben, die durch die Überschuldung vieler 
Länder entsteht. Die internationalen Institutionen 
weisen darauf hin, daß die Industrieländer Jahr für 
Jahr mindestens ein wirtschaftliches Wachstum 
von real 2,5 % haben müssen und daß die Industrie-
länder den Entwicklungsländern ihre Märkte öff-
nen müssen. Ferner sagen die Experten, daß die 
Zinsen weltweit deutlich sinken müssen. 

Da habe ich allerdings große Zweifel, ob wir diese 
Bedingungen zur Eindämmung der weltweiten Ver-
schuldungskrise so ohne weiteres als gegeben anse-
hen dürfen. Im Gegenteil, die unvernünftige US-
Haushaltspolitik wird auch weit über das Jahr 1984 
hinaus das internationale Zinsniveau hochhalten. 
Deswegen muß die Bundesregierung, muß der Bun-
desminister der Finanzen viel entschiedener als 
bisher auf eine Änderung dieser folgenschweren 
und verfehlten US-Politik drängen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Nun werden Sie, meine Damen, meine Herren, 
fragen: Was können wir denn tun? Herr Dr. Stolten-
berg, lesen Sie die „Financial Times" von heute 
morgen; dort wird eine Unterhausdebatte wiederge-
geben. Da können Sie nachlesen, wie die britische 
Premierministerin, Frau Thatcher, mit aller Härte 
und mit aller Deutlichkeit die US-Politik kritisiert 
und für die fehlende Investitionsbereitschaft in ih-
rem Land, die durch den Abzug von Sparkapital aus 
England in die USA zur Finanzierung einer verfehl-
ten Überrüstungspolitik verursacht wird, verant-
wortlich macht. Sagen Sie hier Ähnliches, und Sie 
tun Ihre Pflicht! 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, vor allen Dingen 
braucht die Weltwirtschaft Vertrauen. Der Zusam-
menbruch einer deutschen Privatbank, der SMH-
Bank, hat beträchtliche nationale und internatio-
nale Besorgnisse ausgelöst. Die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion fordert deswegen den 
Bundesfinanzminister auf, endlich — endlich! — 
sein Versprechen einzulösen und dem Parlament 
ohne Zeitverzug eine Novelle zum Kreditwesenge-
setz vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD — Carstens [Emstek] 
[CDU/CSU]: Was Sie zehn Jahre nicht ge- 

schafft haben!) 

Dabei müssen die Konsequenzen aus dem letzten 
Bankenkrach voll berücksichtigt werden. 

Herr Dr. Stoltenberg, die SPD-Bundestagsfrak-
tion sichert Ihnen eine schnelle und sachgerechte 
Beratung zu, denn wir können uns in dieser nervö-
sen Zeit keinen Schwund des Vertrauens in unser 
Kreditgewerbe leisten. 

Es wird wahrscheinlich ein bescheidenes Wirt-
schaftswachstum geben. Aber wird es zu einem 
selbsttragenden Aufschwung kommen? Hat die 
Bundesregierung für diesen selbsttragenden Auf-
schwung die nötigen Daten gesetzt? Die sozialde-
mokratische Bundestagsfraktion kommt zu dem Er-
gebnis, daß sie das nicht getan hat. Der Bundesre-
gierung fehlt doch — dies wurde in den Debatten in 
der zweiten Lesung deutlich — jede Vorstellung da-
von, wie es weitergehen soll. 

Sie selbst, Herr Dr. Stoltenberg, rechnen doch im 
Finanzplan des Bundes von 1983 bis 1987 mit einer 
anhaltend hohen Massenarbeitslosigkeit von weit 
mehr als 2 Millionen Menschen. Damit wird doch 
deutlich, vor welcher Herausforderung unser Land 
steht. Die wirtschaftspolitische Debatte in diesem 
Lande ist doch schon so degeneriert, daß bereits 
eine geringere Zunahme der Arbeitslosigkeit als 
Wende, als großer Sieg der Wirtschafts- und Finanz-
politik, gefeiert wird. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Mit Wende und mit aktiver Wirtschaftspolitik hat 
das allerdings überhaupt nichts zu tun. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das sagen 
Leute, die die Arbeitslosigkeit herbeige-

führt haben! Das gibt's doch nicht!) 

Hans Mundorf bezeichnet das im „Handelsblatt" so 
— ich zitiere —: 

Wer einen toten Fuchs gefunden hat und ihm 
das Fell abzieht, muß deswegen noch kein gro-
ßer Jäger sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN — Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]: Das heißt: Toter Vogel! — Heiterkeit 

bei der CDU/CSU) 

Hans Mundorf fährt fort: 

Man stelle sich vor, die amerikanische Kon-
junktur wäre nicht angesprungen. Die OPEC-
Länder befänden sich nicht in dem jetzigen de-
solaten Zustand und könnten die Erdölpreise 
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erhöhen. Die internationale Zinsentwicklung 
wäre weiterhin ungünstig verlaufen. Dann gäbe 
es auch nicht die zu erwartenden Konjunktur-
keime in der Bundesrepublik. 

— und Mundorf sagt —: 

Wende hin, Wende her. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Dem Tüchtigen ist das Glück 

hold!) 

Das Urteil der wirtschaftswissenschaftlichen In-
stitute ergänzt doch diese Analyse. Sie weisen dar-
auf hin, daß in diesem Jahre eine überreichliche 
Geldversorgung durch die Bundesbank gewährlei-
stet wurde. Die Sachverständigen weisen darauf 
hin, daß jetzt die Investitionszulage wirksam wird, 
die die sozialliberale Koalition beschlossen hat. Sie 
weisen darauf hin, daß das zeitlich begrenzte Woh-
nungsbauprogramm wirksam ist. Nur, meine Da-
men und Herren: Diese Elemente des Anstoßes — 
um auf den Zwischenruf einzugehen — verlieren 
zwangsläufig an Wirkung. Neue Daten setzt die 
Bundesregierung nicht, um die bescheidenen An-
sätze wirtschaftlicher Besserung zu stabilisieren 
und zu stärken. 

Nach der gestrigen Rede von Herrn Dr. Stolten-
berg habe ich auch den Eindruck, daß Selbstgerech-
tigkeit und tatenloses Hoffen auf bessere Zeiten an 
die Stelle aktiver Wirtschafts- und Finanzpolitik 
treten. 

(Beifall bei der SPD — Glos [CDU/CSU]: 
An Ihrer Stelle wäre ich ganz vorsichtig!) 

Wir Sozialdemokraten wissen, daß die Haushalts-
konsolidierung unabdingbar ist. Herr Dr. Stolten-
berg, Sie sollten aufhören, wider besseres Wissen zu 
behaupten — so gestern geschehen —, die Sozialde-
mokraten wollten die Beschäftigung in diesem 
Lande durch neues Schuldenmachen bessern. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Natürlich, 
das tun Sie auch! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Dies ist unwahr. Sie haben gestern die Unwahrheit 
gesagt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Apel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Glos? — Bitte. 

Glos (CDU/CSU): Herr Dr. Apel, wären Sie bereit, 
dem Haus in dem Zusammenhang einmal darzule-
gen, bei welcher Bundesverschuldung Sie als Fi-
nanzminister Ihr Amt angetreten haben und bei 
welcher Bundesverschuldung Sie Ihr Amt wieder 
abgegeben haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Apel (SPD): Herr Glos, ich weiß zwar nicht, 
was die Frage mit meiner Aussage zu tun hat, aber 
ich will Ihnen gern eine Antwort geben: Von 1974 
bis 1978, in Jahren einer tiefen Rezession, habe ich  

niemals so viel Schulden gemacht wie Herr Dr. Stol-
tenberg in diesem Jahre. 

(Beifall bei der SPD — Glos [CDU/CSU]: 
Das ist eine Logik! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, durch die Politik der 
Finanzminister Matthöfer und Lahnstein zum Ab-
bau struktureller Haushaltsdefizite — das können 
Sie hier nicht bestreiten; das schreiben Sie in Ihren 
eigenen Berichten —, können im Bundeshaushalt 
1984 20 Milliarden DM eingespart werden. Aber — 
das unterscheidet uns von Ihnen — die Konsolidie-
rung der Staatsausgaben muß in die jeweilige kon-
junkturelle Lage eingepaßt sein. 

(Hoppe [FDP]: Sehr richtig!) 

Sie muß längerfristig angelegt sein. 

Die von der Bundesregierung vorgesehene Haus-
haltskonsolidierung wird die konjunkturelle Ent-
wicklung im nächsten Jahre bremsen. Dies sagen 
alle Sachverständigen; dies können Sie nicht be-
streiten. Das ist im übrigen ein Grund, warum wir 
diese Politik ablehnen. 

Entscheidender aber ist, daß Sie die Lasten un-
gleich verteilen, 

(Beifall bei der SPD) 

daß Sie den elementarsten Gesetzen sozialer Ge-
rechtigkeit zuwiderhandeln. Dies ist der entschei-
dende Grund für die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion, warum wir uns Ihrer Politik widerset-
zen müssen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Wen hat denn die Inflation am mei

-

sten getroffen?) 

Im übrigen, Herr Dr. Stoltenberg — ich wende 
mich auch an die Finanzpolitiker der CDU/CSU —: 
Wenn Sie so stolz darauf sind und feiern, daß Sie 
die Nettokreditaufnahme für 1984 gegenüber dem 
Haushaltsentwurf, der vor einigen Monaten einge-
bracht wurde, absenken konnten, dann bleibt doch 
festzustellen, wie das zustande gekommen ist. 

Sie haben sich weitere 2,5 Milliarden DM aus der 
Kasse der Deutschen Bundesbank geholt, und für 
700 Millionen DM haben Sie einen Teil der VEBA 
verscherbelt. Also, ich bitte Sie, diese Art weiterer 
Haushaltskonsolidierung bietet doch keinen Anlaß 
zur Selbstzufriedenheit, im Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schily 
[GRÜNE]) 

Schauen wir uns den vorliegenden Entwurf des 
Bundeshaushalts 1984 in einzelnen Positionen ein-
mal genauer an: Sie beabsichtigen eine Nettokredit-
aufnahme von 33,6 Milliarden DM. Aber vergessen 
Sie bitte nicht: Sie liegt auch deshalb nicht höher, 
weil die Koalition die Hilfen für Kohle, für Stahl 
und für die Werften so begrenzt, daß zusätzliche 
Einbrüche in der Beschäftigung in diesen Branchen 
unvermeidlich sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Doch Sie verweigern ja nicht nur Hilfe zur Selbst- 
hilfe, es fehlen Ihnen die wirtschaftspolitischen 
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Konzepte, um die Rahmenbedingungen für die Zu-
kunft, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

vor allem in unserer Stahlindustrie, so zu verbes-
sern, daß wir nicht von unfairem Subventionswett-
bewerb unserer Nachbarn erschlagen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Mein Kollege Hajo Hoffmann und andere haben 
den Schrumpfplan der Bundesregierung für die 
Deutsche Bundesbahn bereits kritisch gewürdigt. 
Wir lehnen diese Art von negativer Sanierung ohne 
Perspektive ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen, Herr Dr. Stoltenberg, sind wir uns da 
mit der bayerischen Landesregierung einig; denn 
Herr Dollinger hat einige Probleme bekommen, als 
er wegen dieses Plans nach Bayern zitiert wurde. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Der 
kommt aus Bayern! Der kann gar nicht da

-

hin zitiert werden!) 

Vor allem kann aber — und das ist das Entschei-
dende — die Bundesregierung doch nicht den Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn im Regen stehen 
lassen, ihm die schwierige Aufgabe der Konsolidie-
rung der Bahn überlassen und gleichzeitig der 
Deutschen Bundesbahn mitteilen, über zusätzliche 
Finanzen, insbesondere für den Weiterbau der drin-
gend erforderlichen Neubaustrecken, und über wei-
tere finanzielle Hilfen für die Bahn werde erst im 
Zusammenhang mit dem Bundeshaushalt 1985 ent-
schieden. 

Man kann also auch dadurch die Nettokreditauf-
nahme des Jahres 1984 drücken, daß man Ansprü-
che an den Bundeshaushalt 1984 in künftige Jahre 
verschiebt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das ist nicht seriös, Herr Dr. Stoltenberg. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten sagen Ihnen und den Ver-
kehrspolitikern der Koalition: Die Bahn hat keine 
gute Zukunft, wenn an die Stelle rationaler Ver-
kehrspolitik der finanzpolitische Verschiebebahn-
hof tritt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Ihr habt es verschludern lassen!) 

Der Athener Gipfel liegt hinter uns. Ergebnisse 
hat es nicht gegeben. Erstaunt darüber sind wir 
nicht. Aber wie soll es nun weitergehen? Welche 
Konzepte hat die Bundesregierung zur Rettung der 
Europäischen Gemeinschaft? Werden wir nicht am 
Ende gezwungen sein, zu zahlen, auch deswegen, 
weil die Bundesregierung ihre Führungsaufgabe im 
Bereich der EG-Agrarpolitik nicht wahrnimmt? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Mich hat es schon einigermaßen erstaunt, was Sie, 
Herr Kiechle, gestern abend spät hier zur Agrarpo-
litik gesagt haben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das war doch ordent

-

lich!) 

Der Bundeskanzler hat nach dem Athener Gipfel 
mit fröhlicher Offenheit zugegeben, daß ihm die 
Probleme auf dem Gipfel über den Kopf gewachsen 
seien. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

„Le Monde" berichtet in der gestrigen Ausgabe, daß 
Kanzler Kohl in Athen keine gute Figur gemacht 
habe. Und „Le Monde" fügt hinzu, daß die Beobach-
ter der Konferenz der Meinung seien, daß sich die 
Dinge anders entwickelt hätten, wenn Helmut 
Schmidt mit seiner Autorität und seiner Kompetenz 
unser Land vertreten hätte. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Der „Feldwebel", der „häßliche 
Deutsche"! — Eigen [CDU/CSU]: Wo ist 

denn der Herr Schmidt?) 

Aber sei es, wie es sei: Die Bundesregierung muß 
sich entscheiden. Sie wird entweder zum Zahlmei-
ster, oder sie muß handeln und in Europa politische 
Führung übernehmen. Sonst türmt sich doch für 
Sie, Herr Dr. Stoltenberg, für 1984, spätestens für 
die folgenden Jahre, ein gewaltiges Haushaltsrisiko 
auf. Wir erwarten deshalb von der Bundesregie-
rung, daß sie auch künftig eine Anhebung der 
Mehrwertsteuerzahlungen nach Brüssel so lange 
verweigert, bis Brüssel seine EG-Agrarpolitik 
grundlegend revidiert hat. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Sagen Sie mal was Grundlegendes, Herr 

Apel!) 

Herr Dr. Stoltenberg, Sie können auf unsere Unter-
stützung rechnen, wenn Sie fest bleiben. Sie wissen 
genauso gut wie ich, daß allein die Vorschläge der 
EG-Kommission, den EG-Mehrwertsteueranteil auf 
1,4 Prozentpunkte zu erhöhen, den Bundeshaushalt 
jährlich um zusätzlich 4 Milliarden DM belasten 
würde. 

Die Sachverständigen erwarten von der Bundes-
regierung, daß sie negativen Tendenzen für unsere 
Konjunkturentwicklung aus der überzogenen 
Haushaltskonsolidierung des Jahres 1984 durch 
überzeugende Perspektiven ihres wirtschafts- und 
finanzpolitischen Handelns überwindet. Die Sach-
verständigen sagen damit: Vertrauen auf die Zu-
kunft soll wirtschaftliche Schwierigkeiten und aus-
fallende kaufkräftige Nachfrage im Jahre 1984 aus-
gleichen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die Nachfrage 
steigt!) 

Wir fragen uns: Verfügt die Bundesregierung über 
diese überzeugenden Perspektiven? Weiß sie, was 
sie will? Ist es ihr klar, wohin die Reise gehen soll? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ja!) 

— Bei genauem Hinsehen, Herr Dr. Dregger, kom

-

men wir zu der Überzeugung, daß nichts klar ist. Es 
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ist nur eines klar, nämlich daß die kleinen Leute die 
Zeche der Anpassung bezahlen sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Dr. Dregger, wie soll denn die Finanzpolitik 
über 1984 hinaus entwickelt werden? 

Welche Antworten gibt die Bundesregierung zur 
Steuerpolitik? Wie sollen die zunehmenden Schwie-
rigkeiten bei den Gemeindefinanzen überwunden 
werden? Welche Vorstellungen hat die Bundesregie-
rung beim Abbau der Subventionen, bei der Neu-
strukturierung der Staatsausgaben? Welchen Zielen 
soll die Privatisierung des Bundesvermögens die-
nen? Das sind Fragen, die über das Jahr 1984 hin-
aus für die weitere wirtschaftliche Entwicklung un-
seres Landes von zentraler Bedeutung sind. Ant-
worten bleiben aus. Die Finanzpolitik dieser Regie-
rung wird zu einem Verschiebebahnhof dringend 
gebotener Entscheidungen. Damit geht es dann 
auch um die Kompetenz und um die Kompetenzen 
des Bundesfinanzministers. 

Lassen Sie mich die Fragen und Positionen im 
einzelnen betrachten. Ich beginne mit der Frage der 
Lohn- und Einkommensteuersenkung. Die Bundes-
regierung will den Bundeshaushalt konsolidieren. 
Die Nettokreditaufnahme im Jahre 1986 soll auf 
27,6 Milliarden DM begrenzt werden. Wir fragen 
den Bundesminister der Finanzen, wie er sich zur 
Forderung des Präsidiums der FDP vom 24. Novem-
ber 1983 stellt, daß die Tarifreform für die Lohn-
und Einkommensteuer bereits zum 1. Januar 1986 
in Kraft treten soll. Herr Dr. Stoltenberg, Ihnen 
wird sicherlich nicht entgangen sein, daß der baye-
rische Finanzminister — auch im Namen der 
Staatsregierung und der CSU — diese Forderung 
der FDP ausdrücklich unterstützt hat. Die daraus 
für den Haushalt entstehende Problematik wird mit 
dem lapidaren Satz abgetan: Das Geld ist in den 
Händen der Bürger und der Wirtschaft besser auf-
gehoben als beim Staat. — Es wird hinzugefügt: 
Wenn die Nettokreditaufnahme etwas erhöht wer-
den müsse, müsse man das hinnehmen. So die FDP 
und ihr Wirtschaftsminister. Jawohl, Herr Hoppe, 
dies ist die Begründung Ihres Parteipräsidiums ge-
wesen. Man kann nicht dort so beschließen und die 
Dinge hier anschließend etwas verniedlichen und 
relativieren. So kann man Politik nicht machen, 
wenn man glaubwürdig bleiben will. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Stoltenberg, Sie haben gestern eine klare 
Absage an diese Forderungen aus Bayern und von 
der FDP vermissen lassen. Das schwächt den An-
spruch, der Haushaltskonsolidierung Vorrang zu 
geben. So sind wir doch weiterhin in der Gefahr, 
daß die mittelfristige Finanzplanung des Bundes 
durch den Koalitionspartner FDP und durch Quer-
schüsse aus Bayern zur Makulatur wird. Wir for-
dern Sie auf, heute noch Klarheit zu schaffen: Wann 
wollen Sie die Lohn- und Einkommensteuer sen-
ken? Wieviel darf diese Operation kosten? 20 Milli-
arden DM Einnahmeausfall sind ja wohl das minde-
ste. Soll — diese Fragen stellen sich im Zusammen-
hang mit der Finanzierung — bei dieser Tarifre-
form die Nettokreditaufnahme von Bund, Ländern  

und Gemeinden auf neue Rekordhöhen empor-
schnellen? Wollen Sie, Herr Dr. Stoltenberg, etwa 
erneut die Mehrwertsteuer erhöhen? Sie haben das 
gestern in Ihren Bemerkungen vor dem Deutschen 
Bundestag zumindest nicht ausgeschlossen. 

Wir halten allerdings folgendes fest. In dieser Wo-
che, am 6. Dezember 1983, hat Ihr Staatssekretär 
Dr. Häfele, der allerdings für rasante steuerpoliti-
sche Wendemanöver bekannt ist, jede Mehrwert-
steuererhöhung zur Finanzierung der Lohn- und 
Einkommensteuersenkung ausgeschlossen. An die-
ser Aussage, Herr Dr. Stoltenberg, werden wir Sie 
festhalten, auch wenn wir mit Bedauern feststellen, 
daß andere so für Sie Daten setzen und Ihren eige-
nen Handlungsspielraum einschränken. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ach, wie rüh

-

rend!) 

Wir Sozialdemokraten erkennen die Notwendig-
keit, den Steuerzahlern entgegenzukommen. Des-
halb fordern wir die Bundesregierung auch auf, 
endlich bei sich selbst Klarheit zu schaffen. Aber 
eines ist für uns unabdingbar: CDU/CSU und FDP 
haben durch massive Erhöhungen der Abgaben zur 
Sozialversicherung — allein dreimal in zwölf Mona-
ten — 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

die kleinen und mittleren Einkommen über Gebühr 
belastet. Deshalb müssen diese bei einer Lohnsteu-
erreform steuerlich ganz besonders entlastet wer-
den. 

(Beifall bei der SPD — Stutzer [CDU/CSU]: 
Sie wollten doch noch höhere Rentenversi

-

cherungsbeiträge!) 

Die Bundesregierung, Herr Dr. Stoltenberg, muß 
auch Klarheit schaffen, ob sie die Unternehmen-
steuern noch weiter abbauen will. Ministerpräsi-
dent Albrecht — nicht irgendwer, der irgendwelche 
Papiere schreibt — hat doch über die von Ihnen 
bereits heute zu beschließende massive Absenkung 
der Gewerbesteuer und Vermögensteuer hinaus 
eine weitere Senkung der Unternehmensteuern um 
20 % gefordert. Ich weiß, andere Politiker der Union 
widersprechen ihm. Sie sagen, die Senkung der 
Lohn- und Einkommensteuer sei vorrangig. Aber 
ich frage mich dennoch: Was gilt? Denn Herr Dr. 
Dregger, der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU, 
hat am Ende der parlamentarischen Sommerpause, 
also vor kurzem, folgendes erklärt — ich zitiere 
wörtlich; Sie, Herr Dr. Dregger —: 

Die Unternehmen müssen steuerlich entlastet 
werden, um ihre Investitionsfähigkeit und -be-
reitschaft zu erhöhen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist auch rich

-

tig!) 

Aber nun kommt der entscheidende Satz: 

Der mit Korrekturen bei der Gewerbe- und 
Vermögensteuer eingeschlagene Weg muß fort-
gesetzt werden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Korrektur bei 
der Einkommensteuer!) 
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Das heißt, der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU 
sagt hier eindeutig, daß dieser Weg fortgesetzt wer-
den müsse. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Lesen Sie doch 
meine Rede von vorgestern!) 

— Herr Dr. Dregger, wenn Sie alle drei Tage etwas 
Neues sagen, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist Ihre 
Art!) 

ist es mir nicht möglich, Ihren Kurskorrekturen zu 
folgen. Nur, das, was Sie zu Beginn der Sommer-
pause quasi als Marschbefehl für die nächste Zeit 
an alle Mitglieder Ihrer Fraktion gesandt haben, 
spricht eine klare Sprache. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie heute sagen, Sie seien zu besseren Ein-
sichten gekommen, ist das ja in Ordnung. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Meine Position 
ist immer gewesen: Vorrang für die Kor- 

rektur der Einkommensteuer!) 

Der Finanzminister — so habe ich ihn verstanden 
— hat gestern im Deutschen Bundestag der Lohn-
und Einkommensteuer Vorrang eingeräumt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das war immer 
meine Position!) 

Herr Finanzminister, wir verstehen das so, daß Sie 
keine weiteren Senkungen der Unternehmensteu-
ern in dieser Legislaturperiode vorhaben. Sie haben 
allerdings zu einem früheren Zeitpunkt in einem 
Interview diese Zusage nur für 1984 gegeben. Wir 
erwarten, Herr Dr. Stoltenberg, noch heute in dieser 
Debatte auch insoweit Klarheit und keine finanzpo-
litischen Orakel. 

Im übrigen ist die Position der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion eindeutig. Wir lehnen die 
von der Koalition vorgeschlagene Senkung der Ver-
mögensteuer und die vielfältigen, nach dem Gieß-
kannenprinzip beschlossenen Abschreibungser-
leichterungen ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind eben kein Beitrag zur Konjunkturstabili-
sierung. Sie sind ein Beitrag zur steuerlichen Un-
gleichgewichtung, die sich nur noch verstärkt. Dazu 
einige wenige Zahlen. 

Die typischen Unternehmensteuern — Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Vermögensteuer — 
machten 1952 noch 26 % des Steueraufkommens 
aus. Heute sind es gerade noch 14 %. Die Lohnsteuer 
erbrachte 1952 11 %; heute bringt sie 33 %. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist doch Ihre Poli- 
tik gewesen!) 

— Dieses ist unsere gemeinsame Politik. Ich stelle 
dies fest. Aber damit muß doch klar sein, daß dieser 
Weg nicht weiter beschritten werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Eigen, wir kommen doch langsam 
in die merkwürdige Situation, daß der Ertrag der 
typischen Unternehmensteuern sich immer mehr 
der Summe nähert, die die Unternehmen als Steu-

ersubventionen oder als direkte Subventionen vom 
Staat erhalten. Dies ist doch eine unmögliche Situa-
tion. Dieser Weg muß gestoppt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir lehnen deshalb die Senkung der Unterneh-
mensteuern ab. Diese Steuergeschenke veranlassen 
doch keinen Unternehmer zum Investieren, erst 
recht nicht zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

(Sehr wahr! bei der SPD — Erneuter Zuruf 
des Abg. Eigen [CDU/CSU]) 

Die Bundesregierung macht hier nur eines: sie ver-
schenkt Einnahmen der öffentlichen Hände, milde 
Gaben treten an die Stelle zielgerichteter Steuerpo-
litik. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor wenigen Tagen, am 24. November dieses 
Jahres, hat der Präsident des Deutschen Städte-
tags darauf aufmerksam gemacht, in welch großen 
Schwierigkeiten sich Städte und Gemeinden insbe-
sondere in Nord- und Westdeutschland befinden. 
Wir können doch nicht daran vorbeisehen, daß die 
Investitionen der Gemeinden seit 1980 real um 
mehr als ein Drittel zurückgegangen sind. Da die 
Gemeinden etwa 70%  aller öffentlichen Investitio-
nen vornehmen, hat das verheerende Wirkungen 
für die Beschäftigung im Tiefbau und im Hochbau. 
Günther Herion, der Präsident des Hauptverbandes 
der Deutschen Bauindustrie, spricht von einem be-
drohlichen Auftragsmangel bei den Unternehmen, 
die von öffentlichen Auftraggebern abhängig sind. 
Er fügt hinzu: Beim Tiefbau wird die Situation in-
zwischen lebensbedrohend. 

Deswegen brauchen die Gemeinden eine Verstär-
kung ihrer Finanzkraft. Sie haben einen Anspruch 
darauf, daß die Bundesregierung ihnen die Steuer-
ausfälle erstattet, die durch die Steuersenkungen 
der Bundesregierung, insbesondere bei der Gewer-
besteuer, aber indirekt auch bei der Vermögensteu-
er, entstehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
treffen die Gemeinden ja von einer zweiten Seite. 
Durch die skandalöse Absenkung der sozialen Lei-
stungen durch Ihre Beschlüsse explodieren die 
Ausgaben für die Sozialhilfe bei den Gemeinden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Unwidersprochen hat der Deutsche Städtetag in 
der Anhörung des Haushaltsausschusses zum Steu-
erentlastungsgesetz 1984 darauf hingewiesen, daß 
die unmittelbaren Steuerverluste bei den Gemein-
den — nur die unmittelbaren! — durch die törichte 
Steuersenkungspolitik dieser Koalition 1984 eine 
halbe Milliarde ausmachen werden, mit schnell 
steigender Tendenz in den nächsten Jahren. 

Das muß doch riesige Löcher in die Gemeindefi-
nanzen reißen, das muß doch den Aufschwung be-
hindern, das muß doch zu einer weiteren Ein-
schränkung sozialer Leistungen bei den Gemeinden 
führen! 
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Herr Dr. Stoltenberg, ich fordere Sie auf, Ihr Ver-

sprechen zu halten und die von Ihnen bewirkten 
Steuerausfälle bei Ländern und Gemeinden voll 
auszugleichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung muß handeln. Herr Dr. Stol-
tenberg, wo ist denn das Konzept der Bundesregie-
rung zur Sanierung der Gemeindefinanzen? Die 
SPD hat ihr Konzept vorgelegt. Wir wollen die Ge-
werbesteuer so reparieren, daß die Gemeinden so 
lange mit ihr leben können, bis ein neuer Ansatz für 
die Gemeindefinanzen gefunden ist. Wir wollen die 
Finanzausstattung der Gemeinden so verbessern, 
daß die öffentlichen Investitionen wieder flott wer-
den. Wir wollen die vom Wissenschaftlichen Beirat 
des Finanzministers empfohlene und vom Sachver-
ständigenrat geforderte Wertschöpfungsteuer 
durch eine Sonderkommission auf ihre Verwend-
barkeit für die notwendige Gemeindefinanzreform 
prüfen lassen. Wann wird die Bundesregierung 
über ihre Vorstellungen sprechen'? Wie beurteilt der 
Bundesminister der Finanzen die Empfehlung sei-
nes eigenen Wissenschaftlichen Beirats, die Wert-
schöpfungsteuer einzuführen'? 

(Frau Timm [SPD]: Das wäre einmal inter

-

essant!) 

Wie steht der Bundesminister der Finanzen zur 
Empfehlung des Sachverständigenrates, die Wert

-

chöpfungsteuer einzuführen? — Der Bundesfi-
nanzminister schweigt. Er spielt die Schwierigkei-
ten und die kritische Lage der Gemeindefinanzen 
herunter. Er ersetzt Politik durch Lyrik. Herr Dr. 
Stoltenberg, mit einer konstruktiven, in die Zukunft 
weisenden Finanzpolitik hat dieses Verhalten aber 
auch überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
Zwangsanleihe wachsen von Woche zu Woche. Mit 
schöner Regelmäßigkeit ruft ein Finanzsenat nach 
dem anderen wegen dieses, wie es Heinz Heck in 
der „Welt" schreibt, „Bonner Wendebalgs" 

(Lachen bei der SPD) 

das Verfassungsgericht an. 

Herr Dr. Stoltenberg, Beratungen der Koalition 
haben doch bewiesen, daß es möglich sein müßte, 
an die Stelle der Zwangsanleihe eine Ergänzungs-
abgabe zu setzen. Nur so können Sie diesen Steuer-
bastard endgültig aus der Welt schaffen. Rund 500 
Millionen DM bringt diese Zwangsanleihe im Jahre 
1983. Das ist doch kein Betrag, Herr Dr. Stoltenberg, 
der Sie besonders zufrieden machen kann. Sie lau-
fen aber ein politisches Risiko. Warum widersetzen 
Sie sich einer Ergänzungsabgabe an Stelle einer 
Zwangsanleihe? Wollen Sie, Herr Dr. Stoltenberg, 
Ihre finanzpolitische Seriosität für einen Koali-
tionskompromiß aufs Spiel setzen, der doch nur fol-
gendes bewirkt: Er strapaziert Ihre Finanzbeamten 
über Gebühr. Er ist ein Beitrag zu weiterer Büro-
kratisierung. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Er zeigt die ganze Ungerechtigkeit christdemokra-
tisch-liberaler Steuerpolitik mit aller Deutlichkeit. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Haben Sie noch nicht gemerkt, wo 
Sie hingekommen sind? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Ich hätte das nicht verstanden, sagen Sie. Da 
kann ich Ihnen nur eines sagen: Die gutverdienen-
den Arbeitnehmer zahlen diese Zwangsanleihe, und 
die Selbständigen und die Unternehmen können 
sich mit Leichtigkeit, z. B. dadurch, daß sie sich 
einen Audi 80 auf Firmenkosten kaufen, von dieser 
Zwangsanleihe befreien. Dies nennen Sie steuerli-
che Gerechtigkeit! Dies wirft ein Schlaglicht auf 
Ihre Politik. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Sie wollen den sozialistischen 

Einheitsbrei!) 

Herr Dr. Stoltenberg, warum folgen Sie denn 
nicht den Sachargumenten? Warum wollen Sie statt 
dessen eine Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, 
das Ihnen finanzpolitische Unseriosität und Unge-
rechtigkeit in der Gleichbehandlung von Steuer-
pflichtigen bescheinigen wird? Herr Dr. Stolten-
berg, Rechthaberei oder Angst vor politischen Mit-
spielern in der Koalition kann doch nicht an die 
Stelle besserer steuerpolitischer Einsicht treten. 

Wir Sozialdemokraten waren von Anbeginn an 
für eine Ergänzungsabgabe, die für eine begrenzte 
Zahl von Jahren erhoben wird, die ein echtes Opfer 
der Besserverdienenden darstellt und die insbeson-
dere — das ist doch wichtig — die Möglichkeiten 
zur Finanzierung von Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit bereitstellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Dr. Stoltenberg, wir stehen auch heute noch 
zu dieser Position. Wir bieten Ihnen unsere Unter-
stützung an, falls Sie Ihre verfehlte Politik korrigie-
ren wollen, ehe Sie das Verfassungsgericht dazu 
zwingt. 

(Dr. Spöri [SPD]: Er soll das Monster zu-
rückziehen!) 

Nach dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Subventionsbericht war klar, daß die Koalition ein-
mal mehr ein in ihrer Oppositionszeit gegebenes 
Versprechen eines massiven Subventionsabbaus 
aufgeben würde. Sie drehen den Spieß jetzt einfach 
um. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Sie machen es 
nicht?) 

Herr Dr. Dregger macht das ganz deutlich. Herr Dr. 
Dregger am 9. November 1983: 

Wer künftig Kritik an Subventionen üben will, 
muß schon genau sagen, welche Subventionen 
er meint. 

Das gilt auch für Wirtschaftsverbände, die wirt-
schaftswissenschaftliche Institute und andere 
Institutionen. 
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Das ist doch unglaublich: So einfach ist das! 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Gar nicht ein

-

fach; dann wird es nämlich schwierig!) 

So nehmen Sie Ihre finanzpolitische Führungsauf-
gabe wahr! So gehen Sie mit eigenen Versprechun-
gen um, die Sie noch vor 15 Monaten gegeben ha-
ben! 

(Beifall bei der SPD) 

Sie werden uns mit dieser Ihrer Haltung nicht be-
eindrucken. Wir werden auch weiterhin nachdrück-
lich fordern, die vielen ungerechtfertigten Steuer-
subventionen abzubauen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso „weiter

-

hin"? — Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: 
Machen Sie einmal Vorschläge! — Lachen 

bei der SPD) 

— Da sind Sie genau bei dem Thema. Sind Sie 
Regierung, oder sind Sie nicht Regierung, Herr Car-
stens? Sie müssen jetzt zu Ihren eigenen Verspre-
chungen stehen. Sie müssen handeln. Dazu sind Sie 
gewählt und aufgefordert worden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Wo ist denn Ihre Alternative?) 

Meine Damen und Herren, es kommt noch sehr 
viel besser. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Seitdem wir an der 
Regierung sind!) 

In dem Bericht der CDU/CSU-Fraktion zu den Sub-
ventionen vom 9. November 1983, in dem Sie sich 
gegen den Abbau von Steuervergünstigungen aus-
sprechen, verwenden Sie dazu folgendes Argument: 
Man dürfe Steuervergünstigungen nicht abbauen, 
weil dann auch die gesamtwirtschaftliche Steuerbe-
lastung steige. Das ist eine sonderbare Argumenta-
tion, die allerdings bei der Erhöhung der Mehrwert-
steuer zur Mitte des Jahres 1983 zu Lasten aller 
Verbraucher anscheinend keine Rolle gespielt hat. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Dafür sind an

-

dere Steuern gesenkt worden! — Dr. Dreg

-

ger [CDU/CSU]: Deswegen verbinden wir 
das mit der Tarifkorrektur!) 

Aber nun wird es ernst, Herr Friedmann. Ich lese 
in demselben Papier, daß die CDU/CSU den Steuer-
subventionen an den Kragen will. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das machen 
wir auch!) 

In diesem Papier steht, durch den Abbau der 
Steuersubventionen solle „ein bedeutender Finanz-
beitrag" für die versprochene Lohn- und Einkom-
mensteuerreform erbracht werden. Diesem Ver-
sprechen und seiner Einlösung sehen wir mit gro-
ßem Interesse entgegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur, Herr Dr. Friedmann, damit wir uns nicht 
falsch verstehen: Ein bedeutender Finanzierungs-
beitrag zu einer Lohn- und Einkommensteuerre -
form, die 20 Milliarden DM kosten soll, heißt ja 

wohl, daß Sie Steuersubventionen in vielfacher Mil-
liardenhöhe abbauen wollen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das wollen wir dann sehen. — Wenn Sie dazu nik-
ken, freue ich mich schon darauf und sehe Ihrer 
Tapferkeit mit Glückseligkeit entgegen. Dies wird 
spaßig werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Herr Dr. Stoltenberg, Sie haben gestern ähnlich 
argumentiert. Sie haben gesagt, auch Sie wollten 
die Steuersubventionen abbauen, um damit die Ta-
rifreform bei Lohn- und Einkommensteuer mit-
finanzieren zu können. Herr Dr. Stoltenberg, Sie 
werden nicht viel Zeit haben zu handeln. Schon im 
nächsten Jahr wollen Sie uns ja sagen, wie es mit 
Ihren Vorstellungen zur Tarifreform aussieht. Da 
sagen wir Sozialdemokraten Ihnen ganz kühl: Wir 
verlangen von Ihnen nicht nur präzise Vorstellun-
gen, wie die Lohn- und Einkommensteuerreform 
aussehen soll; wir verlangen von Ihnen auch, daß 
Sie sagen, wann sie in Kraft treten wird. Aber vor 
allem verlangen wir von Ihnen, daß sie uns im näch-
sten Jahr sagen, wie Sie diese Lohn- und Einkom-
mensteuerreform finanzieren wollen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: So ist es! Das machen wir!) 

Die Bundesregierung will einen Teil des Bundes-
vermögens privatisieren. 

(Zurufe von der SPD: Bald ist nichts mehr 
da! Volksvermögen verschleudern!) 

Der Bundesfinanzminister verwendet den Erlös von 
700 Millionen DM der Teilprivatisierung der VEBA 
zur Haushaltskonsolidierung. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Und spart da
-durch Zinsen! — Dr. Spöri [SPD]: Die be -

sten Sachen weggeben!) 

Die Ideologie zu diesem Schritt kommt von dem 
Staatssekretär Tietmeyer im Bundesfinanzministe-
rium. Herr Tietmeyer begründet die Teilprivatisie-
rung der VEBA mit dem vom Herrn Bundeskanzler 
Kohl in seiner Regierungserklärung angekündigten 
Programm zur Erneuerung der Sozialen Markt-
wirtschaft. Nun hätten wir bei Gelegenheit dieses 
Programm gern einmal gesehen. Vielleicht könnten 
Sie, Herr Bundeskanzler, im Vorgriff auf dieses 
Programm zur Erneuerung der Sozialen Marktwirt-
schaft Ihrem Landwirtschaftsminister in den Arm 
fallen. Er ist doch dabei, die letzten marktwirt-
schaftlichen Elemente aus der EG-Agrarpolitik her-
auszuboxen. Er will, so habe ich das gestern ver-
standen, den Milchmarkt mit einem System einzel-
betrieblicher Kontingentierungen überziehen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Quoten!) 

Und das sage ich Ihnen: Das ist eine Horrorper-
spektive für jeden, der es mit Europa gut meint, 
eine Horrorperspektive für jeden, der Entbürokrati-
sierung betreiben will. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Landwirtschaftsminister sollte sich im übrigen 
kritisch auseinandersetzen mit dem gerade in die- 
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sen Tagen erschienenen Gutachten seines eigenen 
wirtschaftlichen Beirats, des Beirats des Landwirt-
schaftsministeriums, der mit Nachdruck und aller 
Entschiedenheit diese Art von Kontingentierung 
der EG-Agrarpolitik ablehnt. Das wird dann alles 
noch viel teurer und noch viel komplizierter. Ich 
warne Sie vor diesem Schritt. 

Aber um auf die VEBA zurückzukommen. Mit der 
Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft hat das 
doch beileibe nichts zu tun. Das einzige, womit es 
etwas zu tun hat, ist dies: Mit dieser Privatisierung 
berühren Sie negativ nationale deutsche Interes-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor einem Jahrzehnt war es unser Ziel, einen deut-
schen Mineralölkonzern zur Sicherung unserer 
Rohölversorgung zu schaffen, um auch den deut-
schen Markt, der ansonsten doch von internationa-
len Mineralölkonzernen beherrscht wird, etwas 
freier zu machen. Graf Lambsdorff hat am 10. Ja-
nuar 1974, also vor fast zehn Jahren, dazu im Tages-
dienst der FDP gesagt — ich zitiere —: 

Nur durch die Zusammenfassung der zersplit-
terten nationalen Mineralölinteressen kann un-
sere Nachfragepotenz und damit unsere Markt-
stellung im internationalen Geschäft gestärkt 
werden. 

Uwe Jens hat damals für unsere Fraktion hinzuge-
fügt: 

Es ist unbedingt notwendig, daß der Bund an 
dem deutschen Mineralölunternehmen mit 
mindestens 50% beteiligt ist. 

Ich gebe zu: Wir haben dieses Ziel nicht ganz er-
reicht. Aber wir alle wissen doch, welche segensrei-
che Wirkung die VEBA in der schwierigen Zeit der 
Mineralölknappheit für unser Land gespielt hat. 

Nun wird die VEBA teilprivatisiert. 

(Glos [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Herr Dr. Stoltenberg, welches Ziel verfolgen Sie da-
bei? Wollen Sie die energiepolitische Zielsetzung 
aufgeben, die uns vor einem Jahrzehnt zu diesem 
Schritt unter Einsatz beträchtlicher Bundesmittel 
gebracht hat? Wollen Sie auch künftig Bundesun-
ternehmen zur Haushaltskonsolidierung verscher-
beln? 

(Eigen [CDU/CSU]: „Verscherbeln"!) 

Oder haben Sie ein Konzept, ein Konzept, das wei-
ter trägt als die ideologischen Floskeln, die uns Ihr 
Staatssekretär angedient hat? 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion for-
dert die Bundesregierung auf, dem Bundestag ihr 
Konzept für die Zukunft der Bundesunternehmen 
vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion unter-
streicht: Öffentliche Unternehmungen müssen in 
unserer Wirtschaftsordnung auch künftig ihre 
wichtige Rolle spielen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fasse zusammen. Dieser Haushalt gibt auf die 
drängenden Fragen unserer Zeit keine Antwort. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Pure 
Miesmacherei! — Eigen [CDU/CSU]: Das 
ist nagelneu! Das haben Sie erst gestern 

alles gesagt!) 

Die Wirtschaftspolitik und die Finanzpolitik über-
lassen die drängenden Strukturprobleme in den 
Krisenbranchen sich selbst. Wir alle werden das 
teuer bezahlen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Wir zahlen auch für Sie!) 

Dieser Bundeshaushalt setzt die unsoziale Um-
verteilungspolitik der Koalition fort. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der alten!) 

Steuersenkungen werden einseitig und wirtschaft-
lich sinnlos dem Unternehmensbereich gewährt 
und von den Konsumenten über die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer finanziert. 

(Beifall bei der SPD — Schmitz [Baeswei

-

ler] [CDU/CSU]: Die alte Leier!) 

Länder und Gemeinden leiden unter diesen Steuer-
geschenken des Bundes. Weil der Bund die bei ih-
nen anfallenden Steuerausfälle nur unzureichend 
ausgleicht, streichen die Gemeinden ihre kommu-
nalen Investitionen rigoros zusammen. Tiefbau und 
Hochbau tragen Konsequenzen. Das trifft damit 
auch die weitere Entwicklung unserer Konjunktur. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Dr. Stoltenberg, unsere Schlußfolgerung: 
Viel Stückwerk, wenig Perspektive. Dieser Haus-
halt ist kein Beitrag zur Überwindung der struktu-
rellen Probleme unseres Landes. Er ist kein Bei-
trag, um unserem Land eine bessere wirtschaftliche 
Perspektive zu eröffnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, Herr Dr. Stoltenberg, wohin will die Fi-
nanzpolitik des Bundes überhaupt steuern? 

(Eigen [CDU/CSU]: Auf den Abbau der 
Schulden, die Sie gemacht haben!) 

Auf die drängenden Fragen gibt es keine Antwort. 
Wo sind die Stetigkeit und die Verläßlichkeit, von 
der Sie gestern gesprochen haben? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die ist jetzt ein

-

gekehrt, seitdem Sie weg sind!) 

Diese Finanzpolitik ist ohne Profil. Sie laviert von 
einem Problem zum anderen. Die Koalition spricht 
mit vielen Zungen; klare Ziele und Handlungsan-
weisungen fehlen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wie soll eigentlich Vertrauen in die Wirtschafts-
und Finanzpolitik entstehen, wenn der Bundesfi-
nanzminister keine Führung übernimmt und in der 
Koalition jeder etwas anderes verspricht und an-
kündigt? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Jetzt liest er einfach etwas ab, was er 
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sich vorher aufgeschrieben hat! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch deshalb werden wir diesem Haushalt nicht 
zustimmen können. Er ist im übrigen ein Spiegel-
bild des Zustandes, in dem sich diese Koalition be-
findet. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der Zustand ist 
hervorragend! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Dann ist er gut! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion, 
meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
Mehrheit, hat auf die drängenden Fragen der Ar-
beitslosigkeit, insbesondere der Jugendarbeitslosig-
keit, ihre Antwort gegeben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Mehrere Antwor

-

ten! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben unsere Antwort auf die Frage der 
Schwierigkeiten bei den Gemeindefinanzen gege-
ben. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Na, 
bisher haben Sie nur Fragen gestellt!) 

Unsere Vorstellungen zur Steuerpolitik sind deut-
lich und praktikabel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche?) 

Wir geben schlüssige Antworten zur Haushaltspoli-
tik des Bundes. Unsere Anträge, die wir in der zwei-
ten Lesung gestellt haben, waren und sind solide 
finanziert. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Stocksolide!) 

Wir nehmen unsere Aufgabe als Oppositionspar-
tei ernst. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]:.Das wäre ja auch 
noch schöner! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist Ihr gutes Recht, 
unsere Alternativen abzulehnen und zurückzuwei-
sen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist auch nötig!) 

Die Pflicht ist es dann aber auch, eigene Vorschläge 
zu machen und insbesondere zu handeln. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Wir treffen sogar Entscheidungen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Darauf haben auch unsere Handelspartner welt-
weit einen Anspruch. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ja, die sind sehr 
froh, daß Sie weg sind!) 

Denn die wirtschaftliche Entwicklung weltweit wird 
auch von der Finanzpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland mitbestimmt. Vor allem aber warten 
unsere Bürger darauf, von Ihnen zu erfahren, wo-
hin die Reise gehen soll, wie Sie die drängenden 
Probleme unseres Landes anpacken und lösen wol-
len. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Die wissen das!) 

Mit dem Bundeshaushalt 1984 und der mittelfri-
stigen Finanzplanung geben Sie diese Antwort 
nicht. Deswegen wird die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion den Entwurf des Bundeshaushaltes 
1984 in dritter Lesung ablehnen. 

Schönen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Bei-
fall bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das über-
rascht uns sehr! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordnete Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Apel, es ist für Sie nicht ganz leicht, hier zu reden; 
wir haben das alle gespürt. Sie sagen, Ihre Antwor-
ten auf die drängenden Fragen unserer Zeit seien 
klar. Nun, die Wahrheit ist ja wohl die, daß Sie die 
Probleme geschaffen haben und daß wir mit diesem 
Haushalt und mit diesen Begleitgesetzen die Ant-
worten auf die Fragen, die Ihre Erblast uns hinter-
läßt, hier in diesen Tagen vorgelegt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Weisskirchen 
[Wiesloch] ISPD]: Die Schallplatte eiert 

schon!) 

Wir haben, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, nun eine drei Tage lange Debatte hinter uns. 
Die dritte Lesung des Haushalts und der Begleitge-
setze bietet vielleicht Anlaß, ein bißchen die Bilanz 
dieser Debatte zu ziehen und nach der Hektik — 
der  teilweisen Hektik — der vergangenen Tage die 
politischen Argumente noch einmal etwas ruhiger 
zu wägen. Ich will den Tonfall, Herr Apel, dessen 
Sie sich in weiten Teilen bedient haben, hier gern 
aufnehmen. 

Wir wollen, soweit wir können, doch noch einmal 
objektiv fragen: Wie ist denn — nach der Debatte 
dieser Woche — der Stand der wirtschaftlichen Ent-
wicklung? Welches sind die gegenseitigen Argu-
mente? Wo — vielleicht — finden wir Gemeinsam-
keiten? Wo muß der eine oder der andere seinen 
Standpunkt überdenken, wo müssen wir die Aus-
einandersetzung fortführen? 

Das meiste von dem, was Sie vorgetragen haben, 
war nicht ganz neu. Doch finde ich, daß wir in den 
Reden der Opposition, der SPD-Fraktion, in dieser 
Woche eine gewisse Akzentverschiebung feststellen 
konnten. Sie werfen uns, wenn ich das richtig ver-
standen habe, im Gegensatz zu früher nicht mehr 
vor, daß wir den finanzpolitischen Kurs der Konso-
lidierung nicht ernsthaft, konsequent und erfolg-
reich betreiben würden. Sie haben uns bis in den 
Sommer hinein — Herr Apel, bei Ihnen ist das noch 
ein bißchen durchgeklungen, aber auch in Ihrer Ar-
gumentation war es nicht tragend — gleichzeitig 
vorgeworfen, wir würden zuviel sparen und zuviel 
Schulden machen. Jetzt konzentrieren Sie — das ist 
immerhin ein Ansatz zu mehr Folgerichtigkeit — 
Ihre Angriffe auf die Sparpolitik. 

Für mich am deutlichsten hat das der Kollege 
Wieczorek gestern ausgeführt, der gesagt hat: Die 
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Rückführung der Neuverschuldung in den vier Jah-
ren dieser Legislaturperiode um 30 Milliarden DM, 
die wir vorhaben — bis jetzt sind wir auf dem rich-
tigen Weg dorthin —, sei mit den Erfordernissen 
einer wachsenden Volkswirtschaft nicht zu verein-
baren. Die Sozialdemokraten meinen, eine zurück-
haltende Ausgabenpolitik der öffentlichen Hand 
entziehe Nachfrage und schade dem Konjunktur-
verlauf, der durch kreditfinanzierte staatliche 
Nachfrage gestützt werden müsse. 

Nun haben Sie, Herr Apel, gesagt, es sei unwahr, 
daß die Sozialdemokraten Beschäftigungsprogram-
me durch Schulden finanzieren wollten. Sie müßten 
eigentlich Ihre eigene Politik noch kennen; genau 
dies haben Sie getan, und genau dies haben Sie 
auch in Ihren Programmen wieder vorgelegt. Im 
übrigen, Herr Kollege Apel, will ich gleich auch hin-
zufügen: Im Grunde ist es fast zweitrangig, ob Sie 
staatliche Ausgaben durch Schuldaufnahmen oder 
durch Steuereinnahmen finanzieren. Nach unserer 
Überzeugung müssen wir den Staatsanteil insge-
samt zurückfahren, und deswegen müssen wir bei 
den Ausgaben ansetzen, wenn wir zur Konsolidie-
rung der Haushalte kommen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Schäuble, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Apel? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß a) in Ihrer eigenen Frak

-

tion der Weg zur Ergänzungsabgabe gegangen wer-
den sollte — Herr Stoltenberg hat sich dem dann 
widersetzt, und insofern sind wir hier im selben 
Boot —, und sind Sie b) bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, daß der zentrale Teil der Finanzierung von 
zusätzlicher Beschäftigung, den wir wollen, aus der 
Ablehnung der Senkung der Unternehmenssteuern 
kommt, und sind Sie bereit, mit mir darin überein-
zustimmen, daß Sie hier 3,5 Milliarden DM sinnlos 
verpulvern? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege Apel, zu-
nächst einmal will ich noch einmal wiederholen, 
was ich gesagt habe. Sie und Ihre Nachfolger im 
Amt des Finanzministers haben Beschäftigungs-
programme durch Schulden finanziert, an den Fol-
gen leiden wir, und dies prägt diese Haushaltsde-
batte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Apel 
[SPD]: Wir reden über heute, Herr Schäub

-

le!) 

— Ich habe sozialdemokratische Politik beschrie-
ben, und Sie selbst haben gesagt, man sollte nicht 
an den Worten, sondern an den Taten messen. Sie 
müssen wir an Ihren Taten messen, und wir leiden 
unter den Folgen Ihrer Taten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum zweiten haben wir natürlich in der Union 
und in der Koalition einen Diskussionsprozeß ge-

habt, und zwar vor und nach der Bundestagswahl, 
und diesen Diskussionsprozeß haben wir, wie sich 
das gehört, auch in der Öffentlichkeit klargemacht, 
und das Ergebnis dieser Diskussion haben wir nach 
der Bundestagswahl vorgelegt. An diesem Ergebnis 
halten wir fest. Ich komme auf die Frage der 
Zwangsanleihe und auf das, was Sie dazu vorgetra-
gen haben, noch im Zusammenhang zurück. 

Drittens. Wenn ich sehe, was Sie an Beschäfti-
gungsprogrammen fordern, dann kann es wohl 
nicht wahr sein, daß Sie mit den 4 Milliarden DM, 
die wir an Steuerentlastungen in den Haushalts-
begleitgesetzen 1983 und 1984 insgesamt beschlos-
sen haben, das finanzieren wollen, was Sie an Be-
schäftigungsprogrammen vorschlagen. Sie haben 
das Rechnen offenbar immer noch nicht gelernt. 
Schauen Sie sich Ihre eigenen Papiere an! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie noch eine Zusatzfrage? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Diese Zu-
satzfrage rentiert sich nicht!) 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
möchte in meinen Ausführungen fortfahren. Auch 
der Kollege Apel hatte ausreichend Gelegenheit, 
seinen Standpunkt vorzutragen. Ich will in aller 
Ruhe die gegenseitigen Standpunkte einander ge-
genüberstellen. 

Ich sage es noch einmal: Unsere Überzeugung ist 
es, daß wir bei Wahrung sozialer Gerechtigkeit Frei-
räume für private Initiativen und Leistungsanreize 
geben müssen und daß wir durch weniger Staatsan-
teil und weniger öffentliche Ausgaben mehr private 
Nachfrage nach Konsum- und nach Investitionsgü-
tern anregen. Ich gebe zu, die Alternativen sind — 
das ist notwendig, wenn man sie auf den Kern 
zurückführen will — vereinfacht, aber das ist der 
Kern unseres finanzpolitischen Streits. Wir werden 
diesen Streit fortführen müssen. 

Wir müssen aber natürlich bei dieser Diskussion 
auch die Erfahrungen aus Vergangenheit und Ge-
genwart einbeziehen. Herr Kollege Apel, Sie sind 
ein besonders ausgewiesener Vertreter in falschen 
Prognosen. Finanzminister Stoltenberg hat dies ge-
stern noch einmal eindrucksvoll dargelegt. Ich will 
das gar nicht wiederholen. Ich will heute morgen 
nicht Salz in Ihre Wunden streuen. Im nachhinein 
können Sie doch aber nicht bestreiten, daß Ihre 
Argumentation aus dem Frühjahr und Ihre Argu-
mentation heute durch die Entwicklung im Jahre 
1983 jedenfalls nicht bestätigt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben doch, genau wie wir das für 1984 vorse-
hen, auch im Jahre 1983 die Nettokreditaufnahme 
deutlich zurückgeführt. Wir haben trotzdem — und 
das spricht gegen Ihre These, daß eine Rückfüh-
rung der Neuverschuldung die konjunkturelle Ent-
wicklung bremse, was Sie für 1984 wieder voraussa-
gen, was Sie zu Unrecht für 1983 vorausgesagt ha-
ben —, wir haben nicht nur trotzdem, wir haben 
deswegen eine konjunkturelle Bewegung im Jahre 
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1983 gehabt, die zunächst — und das spricht nun 
ganz zugespitzt gegen Ihre These — vor allem von 
der privaten Konsumnachfrage getragen war. Dies 
zeigt, daß eine solide Finanzpolitik die Inflations-
und die Zinsraten senkt und dadurch reale Kauf-
kraft freisetzt und daß eine solide Finanzpolitik, zu 
der Sie nicht fähig waren, Grundlage für Vertrauen 
der Bürger und damit für private Kauf- und Investi-
tionsentscheidungen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen können wir — Herr Apel, das kann 
Ihnen nicht erspart werden — einen vorläufigen 
Vergleich ziehen. Sie sind ja nicht ganz im Stande 
der Unschuld. Sie haben 13 Jahre hier regiert; wir 
regieren seit 15 Monaten. Nun wollen wir das ein-
mal in aller Ruhe vergleichen. Sie haben nur Infla-
tionsraten verursacht. 

(Dr. Spöri [SPD]: Vermittlungsausschuß!) 

— Bei Ihnen waren immer andere schuld, Herr Spö-
ri. Deswegen ist es gut, daß Sie abgelöst sind, daß 
wir eine Regierung haben, die die Verantwortung 
für das, was hier zu entscheiden ist, selbst über-
nimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben mit Ihrer Politik hohe Inflationsraten 
verursacht, die Zinsen in die Höhe getrieben, die 
Staatsfinanzen zerrüttet. Die Folge davon waren 
wirtschaftlicher Rückgang und am Ende Massenar-
beitslosigkeit. 

Ich will auch noch einmal in aller Deutlichkeit 
sagen: Es ist eben unbestreitbar richtig, daß die 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ein Spätindika-
tor der wirtschaftlichen Entwicklung ist. Erst geht 
es mit den Finanzen, dann mit der Wirtschaft und 
am Ende mit der Beschäftigung bergab. 1972 haben 
Sie im Wahlkampf den törichten Satz gesagt: „Lie-
ber 5% Inflation als 5% Arbeitslosigkeit", obwohl 
Sie mit Ihrer Inflationspolitik die Ursache für die 
Arbeitslosigkeit gelegt haben. Dies, Herr Kollege 
Apel, ist natürlich auch der Grund, warum wir bei 
allen Erfolgen, die sich jetzt abzeichnen, eine noch 
lange nicht befriedigende Entwicklung auf dem Ar-
beitsmarkt haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wir sind im Deut

-

schen Bundestag, nicht in einem Ortsve

-

rein!) 

— Wenn Sie in Ihren Ortsvereinen so reden wür-
den, sähe es um Ihre Partei besser aus. Das macht 
uns große Sorgen. 

Es führt kein Weg daran vorbei, daß wir über eine 
Konsolidierung der Finanzen die Wirtschaft wieder 
in Ordnung bringen und daß als Folge eines wirt-
schaftlichen Aufschwungs sich dann auch die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt wieder verbessert. 

Nun vergleiche ich mit den Ergebnissen Ihrer Re-
gierungszeit, was wir in der Koalition der Mitte un-
ter Bundeskanzler Helmut Kohl in 15 Monaten Re-
gierungszeit entscheidend verändert haben. Ich 
füge hinzu, wir haben gehalten, was wir verspro-
chen haben. Wir haben zugesagt, die Staatsver-
schuldung einzudämmen. Das ist geschehen. Wäh-

rend Sie 1983 noch 55 Milliarden DM Schulden auf-
nehmen wollten, wenn ich den Bundesbankgewinn 
einbeziehe, haben wir diese Summe jetzt auf 37 Mil-
liarden DM im Vollzug des Haushalts 1983 gesenkt, 
und wir werden, wie dieser Haushalt, den wir heute 
verabschieden, zeigt, im Jahre 1984 auf 33,6 Milliar-
den DM kommen. 

Wir haben zugesagt, durch eine sparsame Haus-
haltspolitik die Zinsentwicklung zu entspannen. 
Das ist geschehen. Herr Kollege Apel, Sie haben 
gefragt: Was tun Sie, um uns von den US-Zinsen 
abzukoppeln? Wir machen eine solide Finanzpolitik 
und haben uns damit von den US-Zinsen ein Stück 
weit abgekoppelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Reden hilft doch nicht, handeln muß man! Wir ha-
ben den Zinssatz, der am Ende Ihrer Regierungs-
zeit über 10 % lag, auf 8 % gesenkt und haben damit 
Wirtschaft und Verbraucher um 16 Milliarden DM 
Kaufkraft entlastet. 

Meine Damen und Herren, wir haben zugesagt, 
die Inflationsspirale zu brechen. Das ist geschehen. 
Die Geldentwertung liegt heute bei 2,6%. Sie lag 
noch vor einem Jahr bei 5,6%. Mit dieser Senkung 
der Inflationsrate haben wir die reale Kaufkraft der 
Verbraucher in diesem Jahr um rund 30 Milliarden 
DM verbessert. 

Wir haben zugesagt, den Kampf gegen die Ar-
beitslosigkeit energisch voranzutreiben. Auch das 
ist geschehen. Erstmals seit Jahren sinkt die sai-
sonbereinigte Arbeitslosigkeit. 

Herr Apel, Sie haben in Ihrer Rede gesagt, es sei 
— wie haben Sie sich ausgedrückt? — deprimierend 
für die wirtschaftspolitische Diskussion, wenn man 
eine Trendwende in der Entwicklung am Arbeits-
markt schon als Erfolg bezeichne. 

(Dr. Apel [SPD]: Wo gibt es denn die Trend

-

wende? — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege Apel, niemand von uns bestreitet 
doch, daß die Arbeitslosigkeit das bedrückendste 
Problem ist, das sich aus den Folgen Ihrer verfehl-
ten Politik ergibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Deswegen sind wir natürlich stolz und glücklich, 
weil sich Erfolge abzeichnen. Die Lösung des Pro-
blems wird noch Jahre dauern, aber der Trend ist 
gebrochen! 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es geht wieder aufwärts, und man kann doch nicht 
so zynisch sein, zu sagen, die 80000, die wir jetzt 
wieder zusätzlich in Beschäftigung gebracht haben, 
seien nichts. Das sind 80 000 Menschen, das sind 
80 000 Familien, und wir sind froh darüber, daß wir 
statt großer Mißerfolge nun langsam kleine Erfolge 
im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit haben. 

Eines will ich hinzufügen, weil das gestern eine 
Rolle gespielt hat: Der Sachverständigenrat sagt in 
seinem Gutachten, daß im Jahre 1984 auch das Po-
tential an Erwerbspersonen erstmals wieder stei- 
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gern wird. Wir werden im Jahre 1984 nicht nur 
einen Rückgang der Arbeitslosigkeit, sondern auch 
eine Zunahme der Beschäftigtenzahl haben. 

Wir haben zugesagt, das Ausbildungsplatzange-
bot drastisch zu erhöhen. Meine Damen und Her-
ren, das ist geschehen. 46 000 zusätzliche Ausbil-
dungsplätze wurden geschaffen. 

Wir haben zugesagt, den Investitionsanteil am 
Bundeshaushalt wieder zu verstärken. Herr Kol-
lege Apel, es ist geschehen! In den Jahren 1981 und 
1982 lag die Investitionsrate in den von Ihrer Regie-
rung verantworteten Haushalten noch bei 13,1 %. 
Wir haben sie 1983 auf 13,2% und 1984 auf 13,7 
gesteigert. Das sind kleine Schritte, aber wir müs-
sen mit kleinen, realistischen Schritten anfangen 
und in die richtige Richtung gehen. 

Wir haben zugesagt, die Investitionen in der pri-
vaten Wirtschaft zu fördern. Das ist geschehen. In 
der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie wa-
ren die Aufträge im September 1983 um 14,2% hö-
her als im Vergleichsmonat des Vorjahres. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

In der Investitionsgüterindustrie — die Investi-
tionsgüterindustrie kommt nach der Konsumgüter-
industrie; Herr Apel, das können Sie in Ihrem eige-
nen Buch nachlesen, denn dazu haben Sie 1975 das 
Richtige geschrieben — ist im September ein Zu-
wachs von 6,2 % gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahresmonat zu verzeichnen gewesen. 

Wir haben zugesagt, die Bauwirtschaft anzukur-
beln. Jedermann weiß: Das ist geschehen. 

(Dr. Spöri [SPD]: Aber der Tiefbau geht 
runter! Der öffentliche Bau, alles geht run

-

ter!) 

— Herr Kollege Spöri, wenn wir den Anteil der 
öffentlichen Investitionen in dem von uns zu ver-
antwortenden Haushalt steigern, tun wir eben auch 
etwas für den Tiefbau. Wir würden gern mehr tun! 
Wenn Sie uns nicht so entsetzliche Probleme und 
Schulden hinterlassen hätten, hätten wir schon 
mehr getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Spöri 
[SPD]: Das sind doch Länderhaushalte!) 

Wir tun das Menschenmögliche! 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ich muß schon sagen, dafür, daß die sozialdemo-
kratische Fraktion noch nicht einmal mit zehn Ab-
geordneten hier im Plenarsaal vertreten ist, verur-
sacht sie doch eine erhebliche Belebung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. 
Klejdzinski [SPD]: Die Qualität macht es!) 

— Ja, das ist wahr! Aber, Herr Kollege, wenn es 
nach der Qualität geht, müssen Sie ganz still sein. 

Herr Kollege Apel, Ihr verehrter Herr Fraktions-
vorsitzender — vielleicht können Sie es ihm sagen 
— hat es ja mit der Führungskraft gehabt. Ich finde, 
ein Fraktionsvorsitzender sollte seine Führungs-
kraft auch ein klein wenig auf die eigene Fraktion 
richten und an ihr erproben. Wenn ich mir die Prä-
senz der SPD an diesen dreieinhalb Tagen an

-

schaue, muß ich schon sagen, es sieht schlimm aus 
um die Sozialdemokratische Partei und ihre Bun-
destagsfraktion. 

(Lambinus [SPD]: Reden Sie doch nicht so 
einen Stuß!) 

— Ja, j a, Sie hören es nicht gern. Neun sind Sie im 
Moment, neun sozialdemokratische Bundestagsab-
geordnete sind anwesend! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Man muß es hier einmal sagen! 

(Dr. Spöri [SPD]: Zur Sache, Schätzchen! — 
Weitere Zurufe von der SPD und der CDU/ 

CSU) 

— Ja, ja, Sie hören es nicht gern. Wenn Sie so 
schreien, sage ich es noch einmal. 

(Lambinus [SPD]: Es ist doch unfair, was 
Sie machen! — Weitere lebhafte Zurufe 

von der SPD) 

— Herr Präsident, ich muß noch einmal ausdrück-
lich meinen Respekt bezeugen: Daß neun sozialde-
mokratische Abgeordnete einen solchen Lärm ver-
anstalten können, ist angesichts Ihrer geringen 
Präsenz eine beachtliche akustische Leistung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Sie wollen ja nicht gern, daß ich mit der Aufzäh-
lung dessen, was wir alles versprochen und gehal-
ten haben, fortfahre, aber ich will es trotzdem tun. 

Wir haben zugesagt — Sie haben das ja im Wahl-
kampf vor dem 6. März ungeheuer diffamiert — , 

den Wohnungsmarkt durch ein neues Mietrecht zu 
entspannen. Dies ist geschehen, und zwar ohne die 
von der Sozialdemokratischen Partei vorhergesag-
ten Mietsprünge. Die Erhöhungen auf dem freien 
Wohnungsmarkt liegen im Jahre 1983 im Durch-
schnitt bei 5%; sie bewegen sich damit genau im 
Schnitt der zurückliegenden Jahre. 

(Zuruf des Abg. Dr. Möller [CDU/CSU]) 

Wir haben zugesagt, private Existenzgründungen 
zu fördern. Auch dies ist geschehen. Bei der Lasten-
ausgleichsbank gingen von Januar bis Oktober die-
ses Jahres zirka 17 000 Anträge auf ERP-Mittel und 
10 000 Anträge auf Eigenkapitalhilfe ein. Die Zahl 
der gründungswilligen Antragsteller stieg gegen-
über dem gleichen Vorjahreszeitraum um 50%. Bis 
Oktober wurden 13 000 Anträge bewilligt; das ist ein 
absoluter Rekord in unserer Wirtschaftsgeschichte. 
Zum Vergleich: 1975 waren es 3 345 Neugründun-
gen, 1970 1 770 Neugründungen. Damit wird ein In-
vestitionsvolumen von zirka 3 Milliarden DM unter-
stützt. Dies schafft gesicherte, dauerhafte Arbeits-
plätze in einer Größenordnung von mindestens 
85 000. Das ist doch ein Erfolg. 

(Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir haben zugesagt, die Renten zu sichern. Das 
ist geschehen. Heute muß sich niemand um die Zu-
kunft seiner Rente sorgen. Die Renten sind wieder 
sicher geworden, ohne — auch das muß man einmal 
sagen — daß die Rentner stärker als in den letzten 
fünf Jahren der SPD-Regierung belastet worden 
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wären. Sie haben ja mit Ihrer Inflationspolitik dazu 
beigetragen, daß das Realeinkommen der Rentner 
im Schnitt der letzten fünf Jahre Ihrer Regierungs-
zeit jährlich um 0,6 % gesunken ist. Das muß auch 
gesagt werden, wenn Sie unsere Politik zur Siche-
rung der Rentenfinanzen hier so diffamieren. 

Wir haben zugesagt, den Umweltschutz nach Jah-
ren der Untätigkeit endlich massiv zu fördern. Das 
ist geschehen. TA Luft, Großfeuerungsanlagen-Ver-
ordnung, Festlegung des Termins der Einführung 
bleifreien Benzins sind nur einige Stichworte. Eine 
Fülle von Maßnahmen auf Bundes- und europäi-
scher Ebene zur Reinhaltung von Luft, Boden, Was-
ser und Grundwasser wurden eingeleitet und teil-
weise schon abgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir haben den Auf-
schwung versprochen. Auch das ist geschehen. Das 
Bruttosozialprodukt steigt wieder: nach Rückgän-
gen in den Jahren 1981 und 1982 1983 erstmals wie-
der um über 1 % und nach allen Schätzungen — 
Herr  Apel, Sie haben dem wenigstens nicht wider-
sprochen — 1984 um 2,5 bis 3 %. 

(Dr. Spöri [SPD]: Bei uns hat es auch schon 
4 % gegeben!) 

Das ist bescheiden gegenüber den Zuwachsraten 
der 60er Jahre, aber es ist ein Sprung gegenüber 
dem Ergebnis Ihrer sozialdemokratischen Politik. 

Meine Damen und Herren, die Bilanz ließe sich 
fortsetzen. Ich nenne nur einige Stichworte: Vermö-
gensbildung in Arbeitnehmerhand, Leistungsbi-
lanzüberschuß. Im Jahre 1983 hatten wir ein Plus 
von 10 Milliarden DM, 1980 ein Minus von 28 Milli-
arden DM. 

Ich nenne die Rückführung der Kurzarbeit, die 
Rückführung der Jugendarbeitslosigkeit. — Herr 
Apel, dazu gibt es auch so eine Prognose von Ihnen. 
In Ihrer ominösen Rede im Oktober letzten Jahres 
haben Sie vorhergesagt — ich habe das Zitat da; ich 
sage es zu Ihrer Warnung —, daß die Jugendarbeits-
losigkeit steigen werde. Sie ist gesunken. Sie wer-
den immer von der Wirklichkeit widerlegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich nenne als Stichwort für unsere Erfolge auch 
das Thema Privatisierung. Ich muß schon sagen: 
Mir ist völlig unverständlich, daß Sie wiederholt  — 
es  ist Ihnen nicht etwa nur einmal herausgerutscht; 
das kann jedem passieren — und offenbar bewußt 
Privatisierung mit dem Wort „verscherbeln" be-
zeichnet haben. Herr Apel, das ist eine Verantwor-
tungslosigkeit, bei der es mir wirklich kalt den Rük-
ken 'rauf- und 'runterläuft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich könnte die Aufzählung noch eine halbe 
Stunde fortsetzen, aber die Punkte, die ich genannt 
habe — sie sind durch Zahlen und Fakten Punkt für 
Punkt und Komma für Komma belegt —, beweisen: 
Die Koalition der Mitte hat in den vergangenen 14 
Monaten unter Beweis gestellt, daß sie hält, was sie 
verspricht. Das ist der entscheidende Unterschied 
zu Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben doch Jahr für Jahr, immer wieder, erfah-
ren müssen, wie Ihre Taten hinter Ihren Ankündi-
gungen zurückgeblieben sind. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber „verscher

-

beln" stimmt!) 

In den letzten Jahren Ihrer Regierung hatten Sie 
doch jede realistische Haushaltspolitik aufgegeben. 
Im Januar 1981 gingen Sie von einer Staatsver-
schuldung für das Jahr in Höhe von 27,4 Milliarden 
DM aus, im Frühsommer erhöhten Sie dann auf 
33,8 Milliarden DM, am Ende waren es 37,4 Milliar-
den DM. Im Jahre 1982 begannen Sie bei 26,8 Milli-
arden DM, erhöhten auf 33,9 Milliarden DM, und 
schließlich wurden es 40 Milliarden DM. Sie hatten 
sich wohl so auf unsolide Haushalte eingestellt, 
Herr Apel, daß Sie im April 1983 dann meinten, es 
müsse wieder einen Nachtragshaushalt geben. Aber 
Sie hatten übersehen, daß inzwischen eine neue Re-
gierung da war. Wir haben, im Gegensatz zu Ihrer 
Politik, nicht nur keinen Nachtragshaushalt ge-
bracht, sondern die geplante Neuverschuldung so-
gar noch um 2 Milliarden DM zurückführen kön-
nen. Dies zeigt doch, was ein solide Politik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Apel, Sie haben nun Ihren früheren 
Kanzler erwähnt und überlegt, was gewesen wäre, 
wenn er in Athen gewesen wäre. — Also, die Rolle 
von Herrn Schmidt in der Europäischen Gemein-
schaft ist doch nun hinlänglich bekannt. Im übri-
gen, wenn Sie ihn so sehr vermissen: Warum, um 
Himmels willen, haben Sie ihn denn gestürzt? Denn 
es ist doch inzwischen erwiesen, daß es die sozialde-
mokratische Fraktion war, die den Kanzler Schmidt 
gestürzt hat. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Wir haben es doch vor 14 Tagen hier erlebt. Das 
können Sie doch nun wirklich nicht bestreiten. Da-
bei gebe ich allerdings zu, daß Sie, Herr Apel, bei 
der Minderheit von etwas mehr als 10 % in Ihrer 
Fraktion waren. Dafür haben Sie einen gewissen 
Respekt verdient. 

Aber da Sie so nostalgische Erinnerungen an 
Helmut Schmidt haben, will ich Ihnen noch einmal 
zitieren, was er am 22. Juni vergangenen Jahres vor 
der SPD-Fraktion deutlich gemacht hat. Er hat ge-
sagt: 

In diesen 12 Jahren sozialdemokratischer Re-
gierungszeit ist die Zahl der Arbeitsplätze von 
26,7 Millionen gefallen auf 25,4 um 1,3 Millio-
nen, und gleichzeitig die Arbeitslosigkeit von 
praktisch 0 auf 1,8 Millionen gestiegen. 

Dies ist die Bilanz Ihrer sozialdemokratischen Re-
gierungspolitik. Und deswegen haben Sie kein 
Recht, uns vorzuwerfen, wir würden nicht alles 
Menschenmögliche unternehmen, um die Arbeitslo-
sigkeit zu überwinden, und jetzt ungeduldig zu wer-
den, wo wir doch immer gesagt haben, es werde 
Jahre dauern, Jahre und Jahre, bis wir diese schwe- 
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ren Schäden endgültig beseitigt und die Trümmer 
weggeräumt haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Jahrzehnte! Licht

-

jahre! — Dr. Spöri [SPD]: Die Wirtschafts

-

krise findet bei Schäuble nicht statt!) 

Sie haben in jedem Wahlkampf versprochen, die 
Arbeitsplätze sicher zu halten. Und von Wahl zu 
Wahl ist das Problem tragischer geworden. Ich weiß 
— und wir haben das in diesen Tagen deutlich 
gesagt —: Wir haben noch lange nicht alle Probleme 
gelöst. Wir sind, meine Damen und Herren, noch 
nicht über den Berg. Es bedarf noch eines langen 
Atems, eisernen Sparwillens und großer Durchset-
zungskraft, um diesen Kurs erfolgreich durchzuzie-
hen. Herr Finanzminister, Sie können sich darauf 
verlassen, daß die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Sie bei diesem Kurs unterstützen wird und daß wir 
an diesem Kurs eisern festhalten werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir können, in aller Bescheidenheit und in dem 
Bewußtsein der schweren Probleme, die noch vor 
uns liegen, auch sagen: 

(Dr. Spöri [SPD]: Bescheiden waren Sie 
heute nicht, Herr Schäuble!) 

Der vorgelegte Haushalt ist Ausdruck der konse-
quenten Konsolidierunspolitik dieser Regierung. Er 
verstärkt die Fundamente, auf denen die wirtschaft-
liche Zukunft unseres Landes aufgebaut werden 
muß. Wir benötigen dieses Fundament dringend, 
um die Aufgaben, die sich uns in der Zukunft stel-
len, zu meistern. Die dringendste ist die Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit. Wir brauchen eine wirtschaftli-
che Belebung. Wir wissen — das ist kein Wider-
spruch —, daß wir mit wirtschaftlichem Auf-
schwung allein die Arbeitslosigkeit in diesem Jahr-
zehnt nicht werden beseitigen können. Aber ohne 
wirtschaftlichen Aufschwung, Herr Apel, ist es ganz 
hoffnungslos. Ohne wirtschaftlichen Aufschwung 
geht überhaupt nichts. Und deswegen ist es schon 
ein Erfolg, daß wir Ihre Politik des wirtschaftlichen 
Rückschritts in eine Politik des wirtschaftlichen 
Aufschwungs verändert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und damit gewinnen wir die Voraussetzungen für 
die weiteren Maßnahmen. 

Wir werden im Januar in diesem Hause den Ge-
setzentwurf lesen, der den Tarifpartnern die Mög-
lichkeit eröffnet, eine Vorruhestandsregelung ein-
zuführen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist Erblast!) 

Wir brauchen diese Maßnahmen zusätzlich, um die 
Arbeitslosigkeit Schritt für Schritt abzubauen. Wir 
müssen die Möglichkeiten, auch unter Einsatz mo-
dernster Technologie mehr Flexibilität für mehr 
Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen, stärker als bisher 
nutzen. Meine Damen und Herren, wir wissen aus 
Umfragen, daß über eine Million Beschäftigte an 
Stelle eines Vollzeitarbeitsplatzes gerne einen Teil-
zeitarbeitsplatz hätten. Lassen Sie uns alle unsere 
Anstrengungen darauf konzentrieren, daß dies 
möglich wird. Wir müssen, um mehr Beschäftigung 

zu erreichen, die zu hohe Belastung der Arbeit mit 
Lohnnebenkosten, mit Steuern und Abgaben sen-
ken. 

Herr Kollege Apel, Sie haben hier einen ungeheu-
ren Popanz aufgebaut. Es gibt überhaupt keinen 
Zweifel — niemand hat das klarer als der Vorsit-
zende der CDU/CSU-Fraktion gesagt —, daß für uns 
die Priorität bei der Reform des Lohn- und Ein-
kommensteuertarifs liegt. Bauen Sie doch hier 
keine Pappkameraden auf! Daran gibt es überhaupt 
keinen Zweifel. Der Finanzminister hat gestern — 
er war ehrlich — ganz deutlich gesagt: Man kann 
nicht alles an einem Tag entscheiden. Man wird die 
Entscheidungen seriös vorberaten und vordiskutie-
ren müssen. Wir lassen uns von Ihnen nicht unter 
einen Zeitdruck setzen, unter dem dann die Quali-
tät der Entscheidungen leidet. 

(Dr. Spöri [SPD]: Das macht doch Ihr Ko

-

alitionspartner!) 

— Herr Spöri, seien Sie doch einmal ruhig! Sie 
sehen doch, wie erkältet ich bin. Nehmen Sie doch 
ein bißchen Rücksicht! 

(Heiterkeit) 

Wir werden uns von Ihnen nicht unter einen fal-
schen Termindruck setzen lassen. Für uns hat die 
Richtigkeit der Entscheidung Vorrang. Der Finanz-
minister hat gestern in aller Deutlichkeit gesagt: 
Wir werden in der ersten Hälfte des Jahres 1984 
über das Volumen und den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens einer Reform des Lohn- und Einkommen-
steuertarifs entscheiden. 

(Abg. Dr. Spöri [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Nein, der Herr Spöri hat 
mich so gestört, daß er jetzt nicht das Wort zu einer 
Zwischenfrage bekommt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: Jetzt ist er verschnupft!) 

Herr Kollege Apel, Sie haben die Situation der 
Gemeindefinanzen angesprochen. Sie haben davon 
gesprochen, daß die Gemeindehaushalte durch ex-
plodierende Sozialausgaben belastet sind. Das ist 
richtig. Sie sollten doch aber bei der Frage der Bela-
stung der öffentlichen Haushalte durch die explo-
dierenden Sozialausgaben nicht übersehen, daß 
auch diese explodierenden Sozialausgaben zum 
überwiegenden Teil eine Folge der von Ihnen verur-
sachten Massenarbeitslosigkeit sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Begleitgesetze zum Haushalt 1984 beinhalten ja 
eine Reihe von gesetzlichen Maßnahmen — genau, 
wie es schon in den Begleitgesetzen zum Haushalt 
1983 der Fall war —, mit denen wir die Gemeinde-
haushalte von Ausgaben entlasten. Meine Damen 
und Herren, ich sage auch dieses: Auch die Proble-
matik der kommunalen Haushalte wird nicht in er-
ster Linie durch eine Erhöhung der Einnahmen, 
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sondern nur durch eine Begrenzung der Ausgaben 
zu lösen sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wenn wir über das Thema der Arbeitszeit 
und über das Thema der Rückgewinnung der Voll-
beschäftigung miteinander nachdenken, müssen 
wir, wie ich glaube, noch einmal über den Satz des 
ersten sozialdemokratischen Bundeskanzlers 
Brandt reden, der ja eine staatliche Vollbeschäfti-
gungsgarantie abgegeben hat. Ich glaube, daß wir 
den Irrsinn dieser staatlichen Vollbeschäftigungs-
garantie beseitigen müssen. Der Staat kann in ei-
ner Sozialen Marktwirtschaft Vollbeschäftigung 
nicht garantieren. Der Staat kann den Tarifpart-
nern Mitverantwortung für die Vollbeschäftigung 
nicht abnehmen. Dies gilt für die Frage der Arbeits-
zeit genauso wie für die Frage der Lohnpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn wir gegen Ende dieser langen Haushaltsde-
batte darüber nachdenken, wo die Unterschiede 
zwischen Koalition und Opposition liegen und wo 
die Notwendigkeit zur Gemeinsamkeit besteht, 
dann sollten Sie, Herr Kollege Apel und meine Da-
men und Herren von der sozialdemokratischen 
Fraktion, doch einmal darüber nachdenken, ob es 
nicht einen Grundkonsens zwischen den großen 
Fraktionen dieses Hauses geben sollte, und zwar 
dahin gehend, an die Tarifpartner gemeinsam zu 
appellieren, ihre Verantwortung für die Rückgewin-
nung der Vollbeschäftigung wahrzunehmen, nicht 
aber Klassenkampf zu predigen, sondern vielmehr 
bei unserem Bemühen um mehr Partnerschaft mit-
zumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben unsere Politik auf Gemeinsamkeit an-
gelegt. Wir sagen nicht — wie es ein früherer Vor-
sitzender Ihrer Fraktion gesagt hat —, wir brauch-
ten die Opposition nicht. Wir brauchen die Opposi-
tion. Für das Vertrauen, für die Berechenbarkeit 
und Verläßlichkeit der Politik der Bundesrepublik 
Deutschland ist es wichtig, daß es eine demokrati-
sche Alternative gibt, ohne daß bei dieser Alterna-
tive die Beständigkeit völlig verlorenginge. Das gilt 
in der Außenpolitik so sehr wie etwa in der Wirt-
schaftspolitik für das Investitionsklima. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Barzel) 

Demokratie ist Herrschaft auf Zeit. Sie beinhaltet 
damit die Möglicheit des Wechsels. Wer langfristige 
Investitionsentscheidungen zu treffen hat, braucht 
Vertrauen. Er braucht das Vertrauen, daß die Rah-
menbedingungen auch dann noch investitions-
freundlich bleiben, wenn es zu einem demokrati-
schen Wechsel kommen sollte. Wir haben aus der 
britischen Geschichte doch erlebt, wie das Investi-
tionsklima zerstört wird, wenn alle vier Jahre das 
Gegenteil betrieben wird. Deswegen appelliere ich 
an die Sozialdemokraten, auch in der Wirtschafts-
politik zu einem gemeinsamen Grundkonsens zu-
rückzukehren. 

Ein gemeinsamer Grundkonsens der großen de-
mokratischen Parteien wird auch die Solidarität  

der Tarifpartner fördern. Und wir brauchen Ge-
meinsamkeit auch wieder in den Grundfragen der 
Außenpolitik. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist unter dem 
Bundeskanzler Helmut Kohl wieder ein verläßli-
cher Freund für den Westen und ein berechenbarer 
Partner für den Osten geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Vertrauen in die Bundesrepublik Deutschland 
ist wiederhergestellt. Aber es gibt Zweifel, was im 
Falle eines demokratischen Wechsels in der Bun-
desregierung geschehen würde. Daran knüpfen sich 
bei manchen vielfach auch Hoffnungen, aber es 
knüpfen sich daran eben auch viele Besorgnisse bei 
unseren Freunden. 

Ich habe in den Tagen der leidenschaftlichen De-
batten noch einmal die Rede nachgelesen, die Her-
bert Wehner am 30. Juni 1960 an dieser Stelle gehal-
ten hat. Ich finde, Sie alle von der sozialdemokrati-
schen Fraktion sollten sich in der bevorstehenden 
Weihnachtspause die Muße nehmen, mit allem 
Ernst noch einmal nachzulesen, was damals Weh-
ner über die Notwendigkeit eines Grundkonsens in 
den Fragen der nationalen Sicherheit und der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik gesagt hat. 

Die deutschen Sozialdemokraten haben sich in 
den letzten Wochen mit rasanter Geschwindigkeit 
von den Grundlagen gemeinsamer Außenpolitik 
verabschiedet. Das mag sie zwar — das ist dann 
parteipolitisch für uns vielleicht gar nicht schlecht 
— von der Regierungsverantwortung noch für 
lange Zeit fernhalten. Aber es erfüllt alle, die an das 
Ganze denken, mit Sorge. Es beeinträchtigt Ver-
trauen im In- und Ausland. Und, meine Damen und 
Herren von der Koalition, es erhöht unsere Verant-
wortung. Ich sage das überhaupt nicht triumphie-
rend, sondern eher nachdenklich und besorgt: Es 
gibt zur Koalition der Mitte derzeit keine verant-
wortbare demokratische Alternative. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Ich sage es auch ganz leise an uns selbst: Jeder in 
unseren eigenen Reihen, meine Freunde, muß 
daran denken und muß das bei allem, was wir tun 
was wir reden, beherzigen. Wir tragen eine schwere 
Last. 

(Abg. Dr. Apel [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Apel, ich möchte keine Zwischen-
frage mehr zulassen. 

Das Schlimmste an der Erblast, die Sie uns hin-
terlassen haben, ist, daß Sie unser Volk daran ge-
wöhnen wollten, scheinbar bequeme Auswege zu 
gehen. 

(Dr. Apel [SPD]: Herr Präsident, Sie müs

-

sen Herrn Schäuble fragen!) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter Schäuble, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Apel? 
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Dr. Schäuble (CDU/CSU): Nein. — Sie wollten un-
ser Volk verführen, scheinbar bequeme Auswege zu 
gehen, die es nicht gibt. 

(Dr. Apel [SPD]: Erst so etwas behaupten, 
und dann keine Zwischenfragen zulassen!) 

Der Ohne-mich-Standpunkt hat weder in der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik noch in der Wirtschafts-, 
Innen-, Finanz- und Sozialpolitik Zukunft. Wir müs-
sen der Versuchung und Verführung zur Bequem-
lichkeit entraten. Ohne Wachsamkeit und Verteidi-
gungsbereitschaft bewahren wir weder Frieden 
noch Freiheit. Ohne Fleiß, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Kein Preis!) 

Tüchtigkeit und Leistungsbereitschaft schaffen wir 
weder wirtschaftlichen Wohlstand noch soziale Ge-
rechtigkeit. Auch wenn wir Grund zur Zuversicht 
haben: Wir wissen um die schwere Last, statt be-
quemen Ausweichens unseren Bürgern wieder die 
Wahrheit sagen zu müssen und nicht nur von Rech-
ten, sondern auch von Pflichten zu reden. Wir wis-
sen um unsere Verantwortung. 

Die Bilanz dieser Haushaltswoche zeigt: Wir sind 
auf dem richtigen Weg. Es gibt Rückschläge. Athen 
war sicher kein besonderer Erfolg in diesen Tagen. 
Es wird auch in Zukunft Rückschläge geben. Wir 
sind nicht davor gefeit, Fehler zu machen. Wir sind 
Menschen, und Menschen irren. Aber nur derjeni-
ge, der gar nichts tut, macht keine Fehler. 

Niemand — Herr Apel, Sie schon gar nicht — 
weiß genau, was die Zukunft bringt. Trotzdem, 
meine Damen und Herren, müssen wir unser Be-
stes tun. Wir haben Grund zur Zuversicht. Erfolge 
zeichnen sich ab. Es geht aufwärts. Wir ruhen uns 
nicht aus, aber wir schöpfen daraus die Kraft, die-
sen Weg fortzugehen. 

(Dr. Apel [SPD]: Pastor Schäuble!) 

Unsere Partner in aller Welt, in Ost und West, in 
Süd und Nord, wissen, daß sie sich auf uns verlas-
sen können. Unser Volk faßt Vertrauen. 

(Dr. Apel [SPD]: Amen!) 

Wir werden dieses Vertrauen nicht enttäuschen. 

Die Koalition der Mitte wird ihren Beitrag für 
einen sicheren Frieden in Freiheit leisten. Wir wer-
den für wirtschaftlichen Aufschwung und soziale 
Gerechtigkeit sorgen. 

Unsere Bürger wissen, daß sie sich auf Helmut 
Kohl, seine Regierung und die Koalition der Mitte 
verlassen können. Deshalb, Herr Bundeskanzler, 
stimmen wir Ihrem Haushalt zu. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Bevor ich das Wort weiterge-
be, möchte ich mitteilen, daß sich eine Sitzung des 
Ältestenrates im Anschluß an diese Sitzung als not-
wendig erwiesen hat. 

Das Wort hat der Abgeordnete Burgmann. 

Burgmann (GRÜNE): Meine Damen und Herren! 
Liebe Freundinnen und Freunde! Wenn ich heute 
hier die Haushaltsdebatte noch einmal zusammen-

fasse, tue ich das vor allem auch in Vertretung mei-
nes erkrankten Freundes Hans Verheyen, der in 
den letzten drei Monaten im Haushaltsausschuß 
sehr' intensiv an diesem Haushalt mitgearbeitet 
hat. 

Er hat mich gebeten, zu Beginn meines Beitrags 
darauf hinzuweisen, daß es ihn doch sehr gefreut 
hat, daß im Haushaltsausschuß eine menschlich re-
lativ erfreuliche Atmosphäre geherrscht hat. Auf 
der anderen Seite hat er sehr kritisch gesagt, daß es 
politisch eigentlich keine Berührungspunkte gege-
ben hat, daß es politisch nicht möglich war, für 
unsere Vorschläge und Anträge, die wir eingebracht 
haben, bei ihrer Behandlung auch Unterstützung zu 
finden. 

(Dr. Weng [FDP]: Sehr richtig und sehr ver

-

nünftig!) 

Ich habe das selber erlebt, teilweise als stellver-
tretendes Mitglied, vor allem aber auch im Wirt-
schaftsausschuß, wo wir ganze zwei halbe Tage Zeit 
hatten, den politisch so wichtigen Haushalt des 
Wirtschaftsministeriums zu debattieren. 

(Zuruf des Abg. Lowack [CDU/CSU]) 

Wir hatten zwei halbe Tage Zeit für einen Haus-
halt, der ganz wesentliche wirtschaftliche Perspek-
tiven eröffnen sollte. Nachdem wir festgestellt ha-
ben, daß dieser Haushalt im wesentlichen eine Fort-
schreibung des bisherigen, von der Verwaltung er-
stellten Haushalts ist, haben wir versucht, etwas 
Perspektive hineinzubringen, indem wir den Antrag 
gestellt haben, mit 5 Milliarden DM eine langfri-
stige Energieversorgung für die Bundesrepublik si-
cherzustellen. Wir haben erleben müssen, daß es 
darüber kaum eine ernsthafte Debatte gegeben hat. 
Selbst die SPD, die sich auf der anderen Seite für 
ein Beschäftigungsprogramm eingesetzt hat, hat 
sehr wenig konkret darüber diskutiert. 

Das geschah, obwohl wir in unseren Diskussions-
beiträgen verdeutlicht haben, daß diese 5 Milliar-
den DM nicht nur dazu beitrügen, durch eine lang-
fristige Energieversorgung langfristig Importe von 
Öl und Gas einzusparen und dadurch die Volkswirt-
schaft zu entlasten, sondern auch einen ganz ent-
scheidenden Beitrag zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit leisten könnten. All diese Argumente gin-
gen unter. 

Wenn man sagt, wir hätten mit diesen 5 Milliar-
den DM vielleicht zu hoch gegriffen, dann möchte 
ich nur ein anders Beispiel nennen: Selbst die 
300 000 DM, die wir beantragt haben, um eine Stu-
die „Arbeiten in einer ökologisch orientierten Wirt-
schaft" vom Öko-Institut in Freiburg zu unterstüt-
zen — eine Studie, die uns sicher sehr viel wichti-
gere Erkenntnisse gebracht hätte als das Sachver-
ständigengutachten —, waren nicht da. Sie wurden 
ja gestern von diesem Hause abgelehnt, obwohl 
gleichzeitig 39 Millionen DM für die wirtschaftswis-
senschaftlichen Forschungsinstitute bereitgestellt 
werden, die uns von Jahr zu Jahr mit falschen Pro-
gnosen bedienen. Ich habe das auch beim Haushalt 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
erlebt, der gestern sehr heiß debattiert und dann 
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leider auch in unveränderter Form verabschiedet 
wurde. 

Ich bin vor allem über die Ignoranz erschüttert, 
mit der sich gestern Herr Blüm über die Not der 
Arbeitslosen, und über die Probleme, die für die 
Betroffenen mit Senkung der Arbeitslosenhilfe und 
der Sozialhilfe verbunden sind, geäußert hat. Ich 
bitte Sie, Herr Blüm, gehen Sie einmal in die Ar-
beitsloseninitiativen hinein, und hören Sie sich vor 
Ort an, welche konkreten Probleme da bestehen, 
mit welchen Sorgen sich die Menschen auseinan-
dersetzen müssen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich bitte Sie, Herr Blüm, der Sie jetzt nicht da 
sein können: Lesen Sie im Protokoll einmal nach, 
was ich dazu sage. Reden Sie einmal mit den Reha-
bilitanden, jenen Menschen, die nach schwerer 
Krankheit und Unfällen wieder neuen Mut fassen, 
Leistungen mit dem Ziel erbringen, einen neuen 
Beruf zu erlernen, um in diesem anstrengenden Be-
rufsleben wieder tätig zu werden, und die Sie jetzt 
teilweise so beschneiden, daß es für sie finanziell 
unmöglich wird, diese Rehabilitation noch wahrzu-
nehmen. 

Da behauptet die Bundesregierung immer wieder 
— Herr Blüm gestern und Herr Dregger vorge-
stern —: Leistung muß sich wieder lohnen. Diese 
Menschen bringen Leistung. Und wie lohnen Sie 
diese Leistung'? Indem Sie ihnen die Unterstützung 
kürzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist die Kritik an dem Vorgehen. Wir kritisieren 
nicht, daß versucht wird, einzusparen, sondern daß 
Sie gerade bei denen sparen, die am schwächsten 
sind und es am nötigsten hätten, von uns unter-
stützt zu werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Heuchelei gipfelt dann in der Demagogie, 
die Herr Blüm gestern vorgestellt hat, indem er das 
vorgezogene Altersruhegeld gar noch als Geschenk 
für die Kriegsgeneration anpreist. Das ist doch 
wohl der Gipfel! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bei diesen Maßnahmen geht es letzten Endes doch 
nur darum, das Bemühen der Gewerkschaften um 
Arbeitszeitverkürzung durch eine solche schwache 
Regelung zu unterlaufen. Dem müssen wir uns wi-
dersetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir glauben, daß man für die Generation, die die-
sen Krieg erlebt hat, an anderer Stelle ansetzen 
muß. Ich sehe an erster Stelle den Rüstungshaus-
halt, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

einen Haushalt, der sich dadurch auszeichnet, daß 
er gegenüber vielen anderen nur unbedeutend von 
Kürzungen betroffen ist und in der Gesamtsumme 
ganz deutlich wächst. 

Es ist fast selbstverständlich, daß sämtliche GRÜ-
NEN-Kürzungsvorschläge abgelehnt wurden. Selbst  

die lächerlichen Vorschläge, die die SPD unterbrei-
tet hat, fanden gestern keine Zustimmung bei der 
Haushaltsabstimmung. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Das war eine zu

-

treffende Beschreibung: „lächerliche Vor

-

schläge"!) 

Dagegen hat gestern Herr Dr. Friedmann sehr 
starke Worte gebraucht: Ein Volk, das etwas auf 
sich hält, muß auch bereit sein, sich zu verteidigen. 
Weiter hat er fortgeführt: Was nützt der Sozialstaat, 
wenn die Kosaken kommen? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das hat er zi

-

tiert!) 

— Das hat er gesagt. Er hat sich, indem er es zitiert 
hat, damit ja irgendwie identifiziert. 

(Uldall [CDU/CSU]: Er hat einen Sozialde

-

mokraten zitiert!) 

Mich haben diese Worte an eine sehr traurige Ver-
gangenheit erinnert. So etwas haben wir zu wilhel-
minischen Zeiten geredet, aber nicht mehr nach 
zwei verlorenen Kriegen. Ich meine, wir sollten da 
schlauer geworden sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Schily [GRÜ

-

NE]: Gut, daß wir ihn verloren haben!) 

Aber Herr Wörner hat ja in seinem Beitrag zum 
Verteidigungshaushalt auch deutlich gemacht, wel-
che Zielsetzung diese Konsolidierungspolitik hat, 
indem er ausführte: Wir brauchen den Wirtschafts-
aufschwung, den wir mit den Sozialkürzungen er-
kaufen wollen, um die Rüstung finanzieren zu kön-
nen. Hier wird die Finanzpolitik, die dahintersteckt, 
deutlich: Kürzungen der Sozialleistungen, damit 
der Rüstungshaushalt weiter steigen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unsinn!) 

Ich möchte behaupten, daß Sie damit keine Sicher-
heit schaffen, sondern damit die Kriegsgefahr er-
höht wird und die Wirtschaft und der innere Friede 
zerstört werden. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Den zerstören Sie 
am meisten! — Uldall [CDU/CSU]: Solche 
an den Haaren herbeigezogenen Argumen

-

tationen glauben Sie doch selber nicht! Das 
ist lächerlich!) 

— Das ist Ihre Argumentation. 

Ich möchte noch sagen, daß nicht nur diese sehr 
weitreichenden Anträge, die wir gestellt haben, ab-
gelehnt wurden, sondern daß selbst kleine teilweise 
auch humanitäre Anträge — ich möchte fast sagen: 
Bitten — nicht unterstützt wurden, weder im Haus-
haltsausschuß noch hier. 

Es wurde beispielsweise von den GRÜNEN 1 Mil-
lionen DM für die iranischen Studenten beantragt, 
die von Khomeini nicht mehr gefördert werden. 
Selbst Herr Möllemann hat diesen Antrag unter-
stützt. Aber im Haushaltsausschuß fand er keine 
Mehrheit. 

Wir beantragten nur 1 Million DM zur Verlänge-
rung der Verträge der Entwicklungshelfer. Auch 
dies wurde von der CDU/CSU ähnlich wie die Frage 
der iranischen Studenten durchaus verständnisvoll 
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diskutiert. Es hatte den Anschein, als sei es mög

-

lich, dafür eine Mehrheit zu bekommen. Aber bei 
der Abstimmung stand die Fraktion der CDU/CSU 
— hier zitiere ich Herrn Carstens — geschlossen 
„wie ein Mann". Ich finde das peinlich. Ich würde 
das nicht mit solch stolz geschwellter Brust sagen, 
wie Sie, Herr Carstens, das gestern gesagt haben. 
Ist es wirklich ein Grund, stolz zu sein, wenn Sie so 
unter Ausschaltung des Gewissens die schlimmsten 
sozialen Kürzungen beschließen und mit Fraktions-
zwang vernünftige Entscheidungen überdecken? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nun zur Frage der Ökologie, von der in dieser 
ganzen Haushaltsdebatte relativ wenig die Rede 
war. Nicht einmal 8 Millionen DM waren bereitzu-
stellen für eine Kommission für Bodenschutz, 

(Schily [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

obwohl der Bund Naturschutz vorgestellt hat, wel-
che Probleme durch die Vergiftung des Bodens auf 
uns zukommen. Nicht einmal 8 'Millionen DM wa-
ren für Präventivmaßnahmen für das Nordseewatt 
bereitzustellen. 

Wenn in diesem Haushalt nach sorgsamem Über-
prüfen vielleicht insgesamt 60 Millionen DM für 
Maßnahmen gegen das Waldsterben zusammenzu-
kratzen sind, dann stehen sie einem Haushalt von 
260 Milliarden DM gegenüber. Das ist ein Anteil 
von nicht einmal 0,4 Promille. 

Meine Damen und Herren, der Ökologie ist nicht 
damit gedient, daß man hier davon redet, und auch 
nicht damit, daß man in irgendeinem Haushalt ein 
paar Millionen dafür bereitstellt, sondern Ökologie 
muß sich praktisch als Aufgabe durch jeden Einzel-
plan in diesem Haushalt ziehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Statt dessen finden wir weitere Mittel zur Zerstö-
rung. Mittel werden ausgegeben zur Förderung der 
Atomkraft, der Gentechnologie, für die Entwicklung 
von Bioäthanol, für Tierversuche und ähnliche 
Maßnahmen. 

Vorhin ist von den Problemen gesprochen wor-
den, die vor uns liegen. Da möchte ich einmal fra-
gen: Was sind denn eigentlich die Herausforderun-
gen und die Probleme, die sich für uns heute und 
insbesondere im nächsten Jahr stellen? Da haben 
wir die Arbeitslosigkeit, das Problem der sozialen 
Sicherheit. Da haben wir vor allem die Umweltzer-
störung, die uns gerade in den letzten Monaten 
durch die erschreckende Zunahme des Waldster-
bens droht. Wir haben die Frage des Friedens, des 
Hungers und des Massensterbens in der Dritten 
Welt. 

Dann müssen wir zum Schluß dieser Debatte fra-
gen: Was hat der Haushalt 1984 darauf für Antwor-
ten? Daran müssen wir diesen Haushalt messen. 

Ich muß feststellen, daß uns keine Maßnahme, 
kein Titel, der in diesem Haushalt vorgesehen ist, 
versichern kann, daß im nächsten Jahr mehr Ar-
beitsplätze geschaffen werden, daß ausreichende 
Mittel für den Umweltschutz bereitgestellt worden  

sind. Im Gegenteil, es sind mehr Ausgaben zur Zer-
störung unserer Umwelt vorgesehen. 

Das Versprechen „Frieden schaffen mit weniger 
Waffen" wird von diesem Haushalt Lügen gestraft. 
Denn in diesem Haushalt ist mehr Geld und sind 
mehr Waffen vorgesehen. In diesem Haushalt ist 
ebenfalls ein weiteres Wachstum vorgeplant, das 
auf Kosten der Dritten Welt gehen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Regierung rechtfertigt diese Politik mit der 
Haushaltskonsolidierung, als sei dies das oberste 
Ziel. Herr Stoltenberg hat es gestern damit begrün-
det, daß die Lasten nicht auf Kosten der kommen-
den Generation gehen dürften. 

Meine Damen und Herren, wir möchten nicht der 
Staatsverschuldung das Wort reden. Aber eines 
möchten wir doch einmal deutlich sagen. Das Wald-
sterben, die Vernichtung unserer Umwelt, die Atom-
raketen sind eine sehr viel größere Katastrophe 
und Hypothek für unsere Kinder als u. U. irgend-
welche finanziellen Schulden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Waldsterben kümmert sich nicht um die Haus-
haltskonsolidierung. Daher gehen die Vorschläge 
des Herrn Stoltenberg an den eigentlichen Pro-
blemen vorbei. 

Wir müssen feststellen, daß die Vorschläge, die 
hier gemacht worden sind, letzten Endes nur darauf 
hinauslaufen, die bisherige Politik fortzuschreiben 
mit noch mehr Zerstörung, mit noch mehr Indu-
strialisierung und mit noch mehr Wachstum. Und 
selbst wenn es Ihnen gelingen sollte, mit Wachstum 
mehr Arbeitsplätze zu schaffen, ist es problema-
tisch, wenn es auf Kosten unserer Umwelt geht. Wir 
meinen, daß die Herausforderung heute gerade 
darin liegt, ohne Wachstum die Arbeitslosigkeit zu 
beseitigen und gleichzeitig die Umwelt zu schützen. 
Das ist die Herausforderung, vor der wir stehen und 
die in diesem Haushalt nicht gelöst worden ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In diesem Haushalt sind falsche Ziele gesteckt. 
Daran haben all diese Debatten und all diese Aus-
einandersetzungen in den letzten Tagen nichts ge-
ändert. Keines der großen .Probleme, die vor uns 
stehen, ist in diesem Haushalt gelöst. Im Gegenteil, 
zum Teil werden sie erheblich verschlimmert. 

Am Ende des Jahres, in dieser letzten Debatte, 
kann ich nur bedauernd feststellen: Der Haushalt 
1984 verheißt kein gutes neues Jahr. Die GRÜNEN 
müssen diesen Haushalt deshalb ablehnen. 

Wir können auf Grund der Erfahrungen, die wir 
gemacht haben, die außerparlamentarischen Grup-
pen nur bitten, sich nicht auf dieses Parlament zu 
verlassen, sondern ihre Arbeit, ihre Initiativen zu 
verstärken. Die Veränderung geht nicht von diesem 
Haushalt und nicht von diesem Parlament aus. 
Aber die GRÜNEN werden sich im nächsten Jahr 
bemühen, auch ein bißchen von der Veränderung, 
von den neuen Ideen, die draußen, vor diesem Par-
lament, sind, hier einzutragen. 
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Abschließend möchte ich nur noch feststellen, vor 

allem für das neue Jahr 1984: Wir wollen keine 
Atomraketen in der Bundesrepublik! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoppe. 

Hoppe (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst dem erkrankten Kol-
legen Verheyen alle guten Wünsche zur Besserung 
übermitteln. 

(Beifall) 

Ich bin sicher: Ich darf das auch für alle Kollegen 
des Haushaltsausschusses besonders herzlich tun. 

In Haushaltsdebatten muß ein Freier Demokrat 
— so habe ich es schon einmal formuliert — sehr 
beklommen ans Pult treten. Nach der sehr stark auf 
Betrachtung von Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft abgestimmten Rede des Kollegen Schäuble 
bin ich insofern besonders beklommen, als ich hier 
als Erblasser und Erbe zugleich stehe. 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist ideal!) 

Und doch hat uns der Alltag der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik wieder eingeholt. Die Auseinander-
setzungen um die richtige Strategie zur Stabilisie-
rung des Aufschwungs und zur dauerhaften Gesun-
dung der Staatsfinanzen sind wieder in den Vorder-
grund getreten. Leider reden die Kontrahenten an- 
einander vorbei. Trotz der doch überhaupt nicht zu 
leugnenden Besserung der Wirtschafts-, Haushalts-
und Arbeitsmarktlage kann die Opposition die Ar-
gumente und Maßnahmen der Koalition weiterhin 
nicht verstehen oder will sie nicht verstehen. 

(Dr. Weng [FDP]: Man will uns nicht ver -
stehen!) 

Es ist wie in der Rekrutenkompanie. Da hatte ich 
einen Hauptmann, der sagte immer: Hauptwacht-
meister, schreiben Sie den Mann auf, der gibt sich 
bewußt Mühe, den Kopf schief zu halten. Dabei ist 
es ja nicht so, daß die Bundesregierung ihren Ruhm 
lauthals verkündet, wie Herr Kollege Apel hier ge-
meint hat. Für Verkündigungen sind j a ganz andere 
zuständig, nämlich die Prediger. Aber was hat die 
Bundesregierung denn getan? Sie hat sich bislang 
nur auf Äußerungen jener bezogen, die unsere Poli-
tik von außen beurteilen, 

(Beifall bei der FDP) 

und zwar Bundesbank und Sachverständigenrat. 
Sie verweist dann auf die wirtschaftlichen Indikato-
ren: Preissteigerungsrate, Anstieg des Bruttosozial-
produkts und Stopp des Anstiegs der Arbeitslosig-
keit. 

Meine Damen und Herren, trotz der überhaupt 
nicht zu leugnenden Verbesserung sind wir immer 
wieder bei den kontroversen Diskussionen — und 
das mit den alten Positionen. Sie erinnern in ihrer 
Grundsätzlichkeit sehr an die Auseinandersetzun-
gen in den Anfangsjahren unseres Staates. Walter 
Kannengießer hat dies in der FAZ vom 12. Septem-
ber 1983 so formuliert: Die eine Seite 

... setzt auf das Ordnungssystem der Sozialen 
Marktwirtschaft, also auf eine Politik der Mobi-
lisierung der privaten Initiative und Verant-
wortung. — Ohne Konsolidierung der Staats-
und Sozialfinanzen geht das nicht! 

(Abg. Dr. Apel [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Apel, darf ich das Zitat erst zu Ende brin-
gen? 

(Dr. Apel [SPD]: Ja, ich warte so lange!) 
— Danke. — 

Auf der anderen Seite steht die von den Sozial-
demokraten und den GRÜNEN formulierte Po-
litik, die den Staatsanteil noch höher treiben, 
den Dirigismus vermehren, die Verschuldung 
und Abgabenlast erhöhen ... würde. 

Wie in den 50er Jahren setzen die Sozialdemokra-
ten auch heute auf gezielte Eingriffe des Staates. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege Apel. 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Hoppe, wenn Sie die 
Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft für Ihre 
Koalition als Leitmotiv in Anspruch nehmen wol-
len, dann werden Sie mir sicherlich zustimmen, daß 
es dringend geboten ist, daß die Bundesregierung 
— insbesondere ihr Bundeslandwirtschaftsminister 
— von den Versuchen abläßt, in Brüssel einen alles 
tötenden Protektionismus und Dirigismus einzu-
führen, und daß es hier ein Exerzierfeld für sie 
gäbe, marktwirtschaftliche Belege und Nachweise 
für aktives Tun abzugeben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Hoppe (FDP): Herr Kollege Apel, ich bin Ihnen in 
der Tat für die Ermutigung dankbar, dem Protektio-
nismus nicht Raum zu geben. Unsere Volkswirt-
schaft kann ihn am allerwenigsten vertragen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Dr. Apel meldet sich erneut zu einer 

Zwischenfrage) 

— Wir können das fortsetzen, Herr Kollege Apel; 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Heute mittag, 
wenn es geht!) 

ich habe nichts dagegen. Nur, da wir uns ja an ande-
rer Stelle ausreichend und ausführlich unterhalten, 
finde ich es gegenüber den Kollegen wenig rück-
sichtsvoll. 

(Dr. Apel [SPD]: Sagen Sie doch nein!) 
— Nein, ich werde das nicht tun. Ich stehe Ihnen 
zur Verfügung, Herr Kollege Apel, 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Heute nach

-

mittag, privat!) 

auch wenn das zu Lasten Ihrer Kollegen und aller 
hier im Saal geht. 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie noch eine Zwi-
schenfrage? 

(Dr. Apel [SPD]: Ist schon gestattet!) 
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— Verzeihen Sie! Sie haben noch nicht das Wort. 
Jetzt erteile ich es Ihnen, Herr Kollege Apel. 

Dr. Apel (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. 
(Zurufe von der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
eine Sekunde. Wir haben uns im Ältestenrat darauf 
verständigt, den amtierenden Präsidenten weder 
mit Mißfallens- noch mit Beifallsbekundungen zu 
belegen. Ich möchte das ganze Haus gerne bitten, 
diesen guten Vorsatz in der letzten Sitzung dieses 
Jahres, für die letzten Stunden dieses parlamentari-
schen Jahres, nach Kräften zu beherzigen. 
Ich danke Ihnen. 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Hoppe, Sie haben 
soeben gesagt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frage!) 
die Sozialdemokratie wolle — im Gegensatz zur Ko-
alition — mit höheren Abgabelasten arbeiten: Ist 
Ihnen entgangen, daß die Koalition in den letzten 
zwölf Monaten die Sozialabgaben dreimal, und 
zwar zum 1. Januar 1983, zum 1. September 1983 
und jetzt zum 1. Januar 1984, kräftig erhöht hat? Ist 
Ihnen entgangen, daß die Mehrwertsteuer zur Mitte 
des Jahres erhöht worden ist? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn die 
Mehrwertsteuer erhöht?) 

Und ist Ihnen entgangen, daß Sie die Staats- und 
Abgabenquote in diesen zwölf Monaten beträchtlich 
angehoben haben? 

Hoppe (FDP): Herr Apel, ich habe das keinesfalls 
übersehen. Es sind noch immer Empfehlungen, Mit-
tel und Methoden, die wir gemeinsam praktiziert 
haben, bei denen wir gemeinsam schon festgestellt 
haben, daß es so nicht weitergehen kann. Ich sage 
Ihnen, daß bei dem schwierigen Übergang, was die 
Abgaben im Bereich unserer Sozialleistungen an-
geht, in der Tat ein völliger Verzicht auf diese Me-
thodik und diese Belastung noch nicht möglich ist. 
Aber die Umkehr auf den richtigen Weg ist ge-
macht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wer von Staatseingrif-
fen redet, den frage ich immer: Kann man denn die 
Überlegenheit, die Japan bei der Produktion von 
Video-Geräten, Mikrochips, Kleincomputern und 
Robotern erlangt hat, durch mehr Staatsausgaben 
bekämpfen? Können wir dem so begegnen? Können 
wir dem im Sinne der Verbesserung unserer Volks-
wirtschaft beikommen? Kann man die dauerhaft 
verringerte Nachfrage nach Stahl, nach Schiffsneu-
bauten durch Beschäftigungsprogramme kompen-
sieren? 

Das sind und bleiben Illusionen. Beschäftigungs-
programme, selbst wenn sie eine begrüßenswerte 
umweltpolitische Komponente als Zielsetzung ha-
ben, können bestenfalls vorübergehend Linderung 
bringen. Sind die Wirkungen solcher Programme 
verpufft, tritt die Krise noch stärker zutage. Dies 
zeigen die Erfahrungen, die wir seit der ersten Öl

-

krise mit öffentlichen Ausgabenprogrammen ge-
macht haben. Anstoßwirkungen für einen sich 
selbst tragenden, dauerhaften und nachhaltigen 
Aufschwung sind davon nicht ausgegangen. 

Die Opposition scheint mir aber bis heute nicht 
bereit zu sein, die notwendigen Konsequenzen dar-
aus zu ziehen. Nichts kann sie offenbar davon ab-
bringen, teures Lehrgeld zweimal bezahlen zu wol-
len. Doch beinahe der gesamte wirtschaftliche 
Sachverstand sagt uns: Statt direkter Staatsinter-
ventionen muß eine auf Dauer angelegte Stärkung 
unserer Betriebe herbeigeführt werden. Sie müssen 
im internationalen Wettbewerb mithalten können. 
Ihre Ertragskraft muß steigen. 

Die Bundesbank hat es in ihrem September-Be-
richt so formuliert: 

Erst wenn die über lange Jahre geschwächte 
Ertragskraft der Unternehmen nachhaltig ge-
stärkt und auch die Eigenkapitalbasis wieder 
verbessert ist, werden jene Rahmenbedingun-
gen gesichert sein, die dauerhaft mehr Wirt-
schaftswachstum erlauben und mehr Beschäf-
tigungsmöglichkeiten bieten. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Was sollen 
die denn herstellen?) 

Doch, verehrte Frau Kollegin, hat die Bundesbank 
dann im November ergänzend dazu feststellen müs-
sen, daß die Eigenkapitalquote der deutschen Wirt-
schaft im Jahre 1982 weiter auf 18,5 % abgesunken 
ist. So dünn war die Eigenkapitaldecke seit 1965, 
seitdem die Bundesbank überhaupt diese Untersu-
chungen anstellt, noch nie. Meine Damen und Her-
ren, dies macht es nur um so dringlicher, die lang-
fristige Auszehrung des Eigenkapitals endgültig zu 
stoppen und umzukehren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

„Wirtschaft und Fabriken sind der Nerv aller 
Staatsangelegenheiten. Sie müssen dauerhaft un-
terstützt werden", sagte schon der Soldatenkönig 
Friedrich Wilhelm I. im Jahre 1722. Ihm gelang im-
merhin das Kunststück, einen fast bankrotten Staat 
innerhalb von neun Jahren zu sanieren. 

(Reuschenbach [SPD]: Was wollen Sie da

-

mit sagen?) 

Meine Damen und Herren, die durch Fakten un-
termauerte These des Sachverständigenrats, die 
Konsolidierungspolitik sei kein Hindernis für die 
wirtschaftliche Erholung, ja, sie fördere sie sogar, 
bestärkt uns jedenfalls darin, neben der Verbesse-
rung der allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenda-
ten weiter einen konsequenten Sparkurs zu fahren. 
Solange das strukturelle Defizit noch nicht beseitigt 
ist, wird man uns Überkonsolidierung nicht vorwer-
fen können. Nein, es hilft nichts, die Roßkur muß 
durchgestanden werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Vosen [SPD]: meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter Hoppe, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Keine Zwi-
schenfrage. 
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Hoppe (FDP): Deshalb ist auch der Feststellung 
des Finanzplanungsrats vom 2. Dezember 1983 — 
das ist also taufrisch — vollinhaltlich beizupflich-
ten: 

Das Finanzierungsdefizit des öffentlichen Ge-
samthaushalts ist noch zu hoch. Für 1984 und 
die Folgejahre ist daher eine Beibehaltung des 
vom Finanzplanungsrat in seinen letzten Sit-
zungen bekräftigten finanzpolitischen Kurses 
erforderlich. Um das Ziel eines weiteren Ab-
baus der staatlichen Neuverschuldung in den 
kommenden Jahren zu erreichen, sollte daher 
das Wachstum der Staatsausgaben auf höch-
stens 3 % begrenzt werden. 

Für den Etat 1984 haben wir uns daran gehalten. 
Trotz erheblicher Zusatzanforderungen unserer 
Sorgenkinder Kohle und Stahl und der Bürg-
schaftsverpflichtungen konnten wir den Ausgaben-
zuwachs gegenüber dem Entwurf von 1,8 auf 1,6% 
senken. Ein beachtlicher Konsolidierungseffekt ist 
die Folge. Das bringt uns zum erstenmal seit 1980 
wieder in den verfassungsmäßigen Korridor des 
Art. 115 Grundgesetz. 

Meine Damen und Herren, wir verkennen dabei 
allerdings nicht, daß dieses Ergebnis nur möglich 
war, weil sich die Bundesbank erneut als Blutspen-
der betätigt hat. Solange wir den Verfassungsrah-
men des Art. 115 nur mit Hilfe dieser Blutzufuhr 
erreichen, kann die Konsolidierungsaufgabe nicht 
als abgeschlossen angesehen werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Schwachstelle dieses Haushalts ist aber — 
wer wollte es bestreiten — der unzureichende Sub-
ventionsabbau. Die Einschränkung der Steuervor-
teile beim Bauherrenmodell und die Konzentration 
der Kfz-Steuer-Vergünstigungen auf wirklich 
Schwerbehinderte reichen nicht aus, um an dieser 
Front Erfolgserlebnisse zu vermitteln. Wir Freien 
Demokraten waren bereit, schon mit dem Haushalt 
1984 Steuersubventionen in einem Volumen von 
über 1 Milliarde abzubauen. Und wir erklären schon 
jetzt unsere Bereitschaft, zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt einen neuen Anlauf zu einem spürbaren 
Subventionsabbau zu nehmen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben dazu konkrete Vorschläge zur Ein-
schränkung von Steuervergünstigungen in einer 
Größenordnung von weiteren 3 Milliarden DM vor-
gelegt. Eingedenk der schlechten Erfahrungen in 
der Vergangenheit möchte ich den an dieser Front 
sowieso sehr engen Handlungsspielraum nicht für 
die Zukunft noch dadurch einschränken, daß ich 
heute Roß und Reiter hier nenne. Dies würde näm-
lich den Reifeprozeß des Subventionsabbaus unwei-
gerlich stören, weil es die Interessenten, Fürsorger 
und Lobbyisten auf den Plan riefe. 

Neben der Verpflichtung zum Subventionsabbau 
müssen endlich wenigstens die zeitliche Begren-
zung aller Subventionen, ihre degressive Ausgestal-
tung und, wo immer dies möglich ist, eine Umstel-
lung von Zuschüssen auf Darlehen zum Inhalt ei-
ner revidierten Subventionspolitik werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn, meine Damen und Herren, bereits seit 
1975, als sich der Bundesrechnungshof dieses The-
mas annahm und die Zuwendungsempfänger kri-
tisch unter die Lupe nahm, wissen wir, daß sich 
nicht nur das Gesetz und Recht wie eine ewige 
Krankheit forterben, sondern auch gewisse Zuwen-
dungen und Subventionen nur als chronische Er-
krankung des Bundeshaushalts zu verstehen sind. 
Durch den „Rasenmäher"-Vorschlag des Deutschen 
Industrie- und Handelstages, alle Subventionen um 
einen bestimmten Prozentsatz — 5 oder 10 % — zu 
kürzen, sind wir denn j a wohl alle noch einmal 
gemahnt worden, hier endlich an die Arbeit zu ge-
hen. Wir haben aber einsehen müssen, daß eine 
lineare Kürzung aller Subventionen sachlich nicht 
vertretbar ist. Z. B. im Stahlbereich oder bei den 
Werften kann man so nicht kürzen. Und eine Ab-
senkung von investitionsfördernden Subventionen 
ist jetzt nur schwer vertretbar. Aber diese Einsicht 
darf uns nicht den Blick auf die ganze Subventions-
landschaft verbauen. Subventionen sollten in erster 
Linie und vor allen Dingen Arbeitsplätze schaffen 
und sie sichern helfen. Als „Sterbehilfe" sind sie 
herausgeschmissenes Geld, das uns an anderer 
Stelle fehlt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, beim Haushalt 1984 
und seinen Begleitgesetzen haben wir uns — jeden

-

falls  in der Koalition — nicht mehr nur auf die 
eigene „gute Nase" verlassen. In unserer Finanzpo-
litik und in den Haushaltsansätzen spiegelt sich die 
Wirklichkeit wider. Und die Menschen in unserem 
Lande haben begriffen, daß es den Arbeitnehmern 
nicht gutgehen kann, wenn es ihren Betrieben 
schlechtgeht. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Sie sehen, daß sich die Dinge allmählich zum Besse-
ren wenden. 

Voraussetzung dafür und für eine Fortführung 
der durch diese Wirkungen erkennbar gewordenen 
Politik ist jetzt Geradlinigkeit. Im Finanz- und 
Haushaltsbereich heißt das, die Defizite weiter kon-
sequent abzubauen und die steuerlichen Rahmen-
bedingungen für Investitionen weiter zu verbes-
sern. In der Geldpolitik sind maßvolle Zinsen inve-
stitionsentscheidend. Für eine Investitionsbelebung 
ist darüber hinaus die Beseitigung der Investitions-
hemmnisse in Gesetzgebung und Verwaltung gebo-
ten. Hier heißt das Schlagwort „Entbürokratisie-
rung" oder, vielleicht besser, „Entrümpelung". 

(Walther [SPD]: Jawohl, mit der Zwangsan

-

leihe!) 

Schließlich sollten in der Lohnpolitik die maßvollen 
Tarifabschlüsse des Jahres 1983 für einen mittelfri-
stigen Zeitraum Modellcharakter haben. 

Meine Damen und Herren, vor allen Dingen — 
damit, lieber Rudi Walther, kommen Sie jetzt auf 
Ihre Kosten — sollten wir aber nicht jene bitteren 
Wahrheiten ignorieren, die Helmut Schmidt am 
22. Juni 1982 vor der SPD-Fraktion beim Namen 
nannte. Dort hieß es: 
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Wir können die Nettokreditaufnahme nicht 
weiter erhöhen, weil wir begriffen haben, daß 
die Zinsen nicht steigen dürfen. Das weitere 
Herunterfahren der öffentlichen Investitionen 
kann man auch nicht verantworten; ebenso 
nicht eine stärkere Belastung der Arbeitneh-
mer. Bleibt als Fazit: Die bisherige Steigerung 
der Sozialausgaben und Leistungen kann nicht 
mehr so fortgesetzt werden; umgekehrt: Der 
Zuwachs muß gebremst werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Diese Erkenntnisse dürfen wir nicht vernachläs-
sigen, wenn es gilt, jetzt konsequente Konsolidie-
rungspolitik zu betreiben. Wir stehen vor der Aufga-
be, grundlegende Strukturveränderungen zu mei-
stern. Und wir haben die daraus resultierenden Ri-
siken für jeden einzelnen zu bewältigen. 

Meine Damen und Herren, diese Situation ver-
langt eine gemeinsame Kraftanstrengung von Wirt-
schaft und Politik. Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Ge-
werkschaften und Verbände werden diese Aufgabe 
mit den Verantwortlichen in Regierung und Par-
teien nur in einer Solidargemeinschaft lösen kön-
nen. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine Frontenbildung in unserem Lande, eine Po-
larisierung der politischen Kräfte würde die Lösung 
erschweren oder sie gar auf unwiederbringliche 
Zeit hinausschieben. Lassen wir es dazu nicht kom-
men, denn sonst könnte eines Tages sogar der Ar-
beitsfrieden, auf den wir heute alle noch so stolz 
sind, gestört sein. Geben wir dem Pakt der Vernunft 
eine Chance. Wenn ich sehe, daß es über die Par-
teigrenzen hinweg in der sachlichen Arbeit aber 
das noch gibt, was die Politik heute und auch mor-
gen dringend braucht, nämlich Freundschaft und 
Zuwendung, wie dies im Haushaltsausschuß zu er-
fahren ist, dann habe ich die Hoffnung, daß wir das 
auch in unserem Lande bewerkstelligen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Haushalt für das Jahr 1984 
hat, so haben wir von der Regierungskoalition er-
fahren, die Aufgabe, die sich etwa als Fernhaltung 
der Krisen in der Welt von den Unternehmen der 
Bundesrepublik, also als Reduzierung der Krisen-
wirkungen im Inland, beschreiben läßt. Er hat wei-
ter die Aufgabe, Optimismus zu verbreiten, ohne 
daß jemand sagen könnte, Optimismus sei bereits 
Politik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Schäuble hat vorhin erklärt, dieser Haus-
halt sei Ausdruck einer konsequenten Konsolidie-
rungspolitik. Ich glaube, daß das stimmt. Herr 
Hoppe hat sich ähnlich geäußert, indem er von ei-
ner Stabilisierung des Aufschwungs gesprochen 
hat. Der Kollege Hoss hat gestern zur Stabilisie-
rung und Konsolidierung einer Wirtschaft erklärt, 
wie aggressiv der Charakter der industriellen Kul-

tur und Produktion in dieser Gesellschaft ist. Dieser 
Haushalt wird die Krisen, die das industrielle Sy-
stem verursacht hat, nicht beseitigen und nicht lö-
sen können. 

Ich will in wenigen Stichworten die vier Haupt-
krisen, die zur Zeit die Welt bewegen, nennen. 

Die meiner Meinung nach wichtigste Krise ist die 
Krise der internationalen Zerstörung der Arbeit. 
Die Zerstörung der Arbeit begann und geht auch 
heute noch ganz stark in den Ländern der Dritten 
Welt weiter. Sie führt hin zum Welthunger. 15 Mil-
lionen Kinder verhungern jährlich, meldet die 
„Frankfurter Rundschau" heute. Sie geht weiter in 
der Technologieentwicklung der Machteliten hier 
bei uns, in den USA und anderen sogenannten ent-
wickelten Ländern. Sie endet hier bei der Arbeitslo-
sigkeit. 

Der zweite Bereich internationaler Krisen ist der 
der Zerstörung der Natur, hier, wie außerhalb Euro-
pas, zu Lande, zu Meere und in der Luft. Die Ursa-
chen sind bekannt: Die Technologie, die wir hier 
haben, das industrielle System, zerstört Natur 
durch Rohstoffausbeutung, Energietransfer, Um-
weltbelastung, Boden-, Wasser- und Luftbelastung 
mit den Folgewirkungen. Das sind Zerstörungen, 
die ungeheure Ausmaße ereichen werden und in 
Teilen schon erreicht haben. Wir kennen das aus 
der Bundesrepublik und auch weltweit, mindestens 
seit der Studie „GLOBAL 2000", dem Bericht an den 
Präsidenten der Vereinigten Staaten. 

Die dritte Krise ist die Krise der Verwertung des 
Kapitals, die Krise, die sich in dem internationalen 
Zins- und Schuldenverkehr deutlich ausdrückt: 
hohe Verschuldung all überall, hohe Zinsen in den 
USA, auch hier noch, Kapitalbewegungen mit der 
Konzentration in den USA. Die Folge ist eine Ver-
pulverung des Kapitals — weil es anders nicht 
mehr geht — in Rüstungsbereichen, der Beginn der 
Rüstungs-und-Kapital-Spirale in den USA, Haus-
haltsdefizite usw. 

Die Entwicklung dieser aggressiven Industrie 
führt letzten Endes zur dritten Krise, zur Krise der 
Verteilung der Welt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die GRÜNEN 
sind eine einzige Krise!) 

Die Krise der Verteilung der Welt haben wir vor 
zwei Wochen hier diskutiert. Sie führt zu aggressi-
ven Handlungen gegenüber Menschen, gegenüber 
der Erde, zum Aufbau eines aggressiven Potentials, 
was wir so nicht mitmachen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Dregger selber hat hier erläutert, daß diese 
Aggression, diese Aggressivität des Systems not-
wendig sei, weil doch — und das ist am 21. Novem-
ber dieses Jahres hier gesagt worden — die Länder 
des Westens existenziell auf die Energie- und 
Rohstoffzufuhren aus anderen Erdteilen angewie-
sen seien. Wenn diese sich weigern, wird die Ag-
gressivität möglicherweise — zum Teil haben wir es 
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in Grenada erlebt, zum Teil befürchten wir es in 
Nicaragua — in Aggression umschlagen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist Ihre 
Schlußfolgerung! Ich habe die Tatsachen 

beschrieben!) 

— Herr Dregger, wenn Sie nur Tatsachen beschrei-
ben und nicht bereit sind, darüber nachzudenken 
und die Konsequenzen von Entwicklungen mit uns 
zu diskutieren, dann tut es mir leid. Tatsachen 
alleine vorzutragen ist noch keine Politik. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Und so was ist Professor! — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das klingt aus 
Ihrem Munde natürlich besonders über

-

zeugend!) 

Jedenfalls stellt sich die Situation nach der Vor-
lage des Haushalts, der in wenigen Minuten hier 
verabschiedet werden wird, so dar, daß die soziale 
Chirurgie der Koalition den Kranken, die deutsche 
und die Weltwirtschaft, nicht heilen wird. Sie wird 
vielleicht bis hin zu einer Phase der Rekonvales-
zenz, wie Herr Stoltenberg das genannt hat, führen; 
aber ich glaube, die Chirurgie ist nicht das richtige 
Instrument. Man sollte vielleicht ernsthaft darüber 
nachdenken — und das meine ich jetzt nicht als 
Scherz —, ob — um im Bild zu bleiben — nicht ein-
mal Akupunktur ein sinnvoller Versuch wäre, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

um, wie es Herr Kollege Hoss bereits gestern ange-
deutet hatte, den weichen Weg einer Entwicklung 
vorzubereiten, der dadurch bestimmt sein kann, daß 
wir beginnen, selber die Zerstörung unserer Fähig-
keiten, die die Industriegesellschaft hervorgebracht 
hat, aufzuheben, indem wir selber tätig werden, in-
dem wir Abhängigkeiten, in denen wir uns befin-
den, abbauen, indem wir unsere eigene Lebens-
wirklichkeit gestalten und sie nicht verdammt, ver-
teufelt und verfolgt, in die Schattenwirtschaft hin-
ein getrieben sehen. Diese Schattenwirtschaft ist 
ein Teil der selbständigen Tätigkeit der Menschen 
für sich, ihre Freunde, ihre Umgebung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dieser Weg, Herr Schäuble, ist mit Sicherheit kein 
einfacher und bequemer Weg, sondern dieser Weg 
ist ein harter, anstrengender und arbeitsreicher 
Weg. 

Da Sie unsere sämtlichen Anträge, die ein Ver-
such waren, einige Punkte dieses Weges zu be-
schreiben, abgelehnt haben, werden Sie verstehen 
können, daß wir der Haushaltsvorlage insgesamt 
nicht zustimmen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die dritte Lesung 
eines so großen Gesetzeswerkes wie des Bundes-
haushaltes 1984 und der Begleitgesetze gibt noch-
mals Gelegenheit — ich freue mich, daß sich heute 
vormittag, von dem etwas turbulenten Auftakt ab-

gesehen, alle Fraktionssprecher sehr bemüht ha-
ben, die schwerwiegenden finanz- und wirtschafts-
politischen Probleme hier in großer Sachlichkeit zu 
erörtern —, in aller Kürze zusammenzufassen und 
den Blick vielleicht auch ein wenig in die Zukunft 
zu richten. 

Ich glaube, daß die Koalition von FDP, CDU und 
CSU in diesen vier Tagen klargelegt hat, daß ihre 
Politik — die Wirtschaftspolitik, die Finanzpolitik 
und die Haushaltspolitik — darauf gerichtet ist, 
Wirtschaft und Verbrauchern wieder Mut zu ma-
chen, ihnen das verlorengegangene Vertrauen zu-
rückzugeben, die bedrückend hohe Arbeitslosigkeit 
schrittweise — das ist ein sehr schwerer Weg — zu 
verringern und die öffentlichen Finanzen allmäh-
lich wieder in Ordnung zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, daraus 
resultiert, als wichtigste Aufgabe der Finanzpolitik 
von heute die Konsolidierung der öffentlichen Fi-
nanzen zu sehen. Herr Kollege Apel, es darf zwi-
schen Ihnen und uns überhaupt keinen Streit dar-
über geben — darin stimme ich Ihnen insofern völ-
lig zu —: Der Weg hierzu ist ein außerordentlich 
steiniger, dorniger und schwerer Weg. Bundes-
finanzminister Dr. Gerhard Stoltenberg hat deshalb 
völlig recht: Wir haben erst den ersten Schritt ge-
tan, und es müssen noch viele, viele vernünftige 
Schritte folgen. Nicht Kurzatmigkeit, sondern ein 
langer Atem, eine gute Kondition und ein klarer 
Blick für die vernünftige Politik sind die Aufgaben 
der nächsten Monate und Jahre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Als ehemaliger Finanzminister, Herr Kollege Apel, 
werden Sie mir sicherlich nicht widersprechen, 
wenn ich sage, daß wir das Ergebnis, das wir dem 
deutschen Volke heute hier mit der Schlußabstim-
mung vorlegen, einer äußersten Ausgabendisziplin 
aller verantwortlichen Politiker und Parlamenta-
rier in Bundesregierung und Bundestag zu verdan-
ken haben. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Erst nach einer Reihe von weiteren Jahren konse-
quenter Sparsamkeit können wir wieder mit finanz-
politischen Handlungsspielräumen rechnen, die wir 
ganz einfach nicht mehr haben und die wir in den 
letzten 13 Jahren verloren haben. 

Es bleibt — ich will dies hier gar nicht verschwei-
gen; Haushaltspolitik muß auch ehrlich gemacht 
werden — in der Tat noch viel zu tun. Ich möchte 
dies an ein paar Beispielen verdeutlichen. Trotz der 
von uns seit dem 1. Oktober 1982 eingeleiteten Maß-
nahmen wird die Zinsbelastung im Bundeshaushalt 
weiter ansteigen: von 10,5% der Ausgaben in diesem 
Jahr auf fast 13 % im Jahre 1987. Das sind zusätzlich 
9 Milliarden DM, die uns an anderen Stellen feh-
len. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Wir haben die Zinsbelastung im Bundeshaushalt 
längst noch nicht zufriedenstellend gelöst. Das sind 
Zahlen, die in der mittelfristigen Finanzplanung 
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enthalten sind und die wir heute zur Kenntnis neh-
men. 

Auch wäre es völlig falsch — darauf haben der 
Kolloge Hoppe, der Bundesfinanzminister und an-
dere in diesen Tagen zu Recht hingewiesen —, den 
Bundesbankgewinn als Dauereinnahme zu betrach-
ten. Ohne Einrechnung der Bundesbankablieferung 
— das sage ich an alle, die mit Blick auf das nächste 
Jahr vielleicht schon wieder mit dem Gedanken 
spielen, den Ausgaberahmen des Bundes vielleicht 
zu erhöhen — haben wir immer noch eine Dek-
kungslücke im Bundeshaushalt von über 40 Milliar-
den DM. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das muß laut gesagt 
werden!) 

Daß wir bei den Anstrengungen zur Konsolidie-
rung nicht nachlassen dürfen, ergibt sich auch aus 
den bekannten Risiken für den Bundeshaushalt: die 
EG, Kohle, Stahl, Werften, Bürgschaften. Was im 
Nahen Osten mit seinen möglichen Wirkungen auf 
diesen Haushalt geschieht, weiß heute im Prinzip 
noch niemand. All das kann, wenn es ausufert, un-
seren Konsolidierungskurs gefährden. 

Herr Kollege Hoppe, Sie haben mir eben aus der 
Seele geredet, als Sie von den — — 

(Zuruf von der SPD) 

— Ein Liberaler kann auch aus der Seele reden, 
nicht nur ein Konservativer. Das geht schon. Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD, wissen das 
alle. Er lag Ihnen aber meistens auf der Seele und 
hat Ihnen weniger nach dem Mund als nach der 
Seele gesprochen. Das weiß ich schon. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Hoppe, was ich immer noch nicht 
ganz begreife, obwohl es mir intellektuell fast klar 
ist, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Fast!) 

ist, daß uns in Deutschland nicht gelingt, was den 
Schweizern gelungen ist, nämlich in einem Gesetz 
festzulegen — mit ganz vernünftigen, aber eng be-
grenzten Ausnahmen, z. B. für die Subventionen der 
Schweizer Bergbauern —, die Subventionen um ei-
nen bestimmten linearen Satz zurückzuführen. Ich 
begreife das nicht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Natürlich ist der Widerstand gegen solche Vorha-
ben sehr groß. Aber die Entscheidung müssen wir 
Politiker treffen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Verantwortung müssen wir Politiker tragen. 
Wir können den Schwarzen Peter letztlich nicht den 
Subventionsempfängern zuschieben; denn daß die 
gern alles kassieren, Herr Wieczorek, wissen wir 
aus langjähriger Erfahrung im Haushaltsausschuß. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Also packen 
wir es an!) 

An den Subventionsabbau — ich freue mich, daß 
mein sehr verehrter Fraktionsvorsitzender, Herr 
Dr. Dregger, hierbei lebhaft mit dem Kopf genickt 
und ihn nicht etwa geschüttelt hat — würde ich in 

den nächsten Monaten mit Ihrer Hilfe und hoffent-
lich auch mit Unterstützung von der Sozialdemo-
kratie gerne noch einmal heftiger herangehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Richtig ist auch — da streiten wir gar nicht, Herr 
Kollege Apel —, daß Haushaltsdisziplin an den na-
tionalen Grenzen nicht haltmachen darf. Ich habe 
mich sehr gefreut, daß unser Bundeskanzler Hel-
mut Kohl klar und deutlich gesagt hat: Wenn man 
dem deutschen Steuerzahler, dem deutschen Bür-
ger im eigenen Land Opfer zumutet, um den Staats-
haushalt zu sanieren, muß man das gleiche auch in 
Europa verlangen dürfen. Da hat er völlig recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Haushaltsbelastungen werden sich auch aus ei-
ner Tarifreform ergeben. Wir haben ja in diesen 
Tagen über dieses Thema sehr lang und sehr breit 
geredet. Wenn Sie aber, Herr Kollege Apel, heute 
nochmals das Thema des Zeitpunktes des Inkraft-
tretens der Steuerentlastung angesprochen und die 
Frage gestellt haben: Hat die Konsolidierung oder 
die Reform des Tarifs den Vorrang?, dann, glaube 
ich, ist das doch mehr Ausdruck dessen, daß Sie die 
Debatte nicht verfolgt haben, daß Sie vielleicht da-
von leben wollen, daß es in der Koalition angeblich 
unterschiedliche Positionen gibt. Da hätten Sie am 
Mittwoch oder Donnerstag hier sein müssen — viel-
leicht waren Sie auch hier; ich will Ihnen das gar 
nicht vorwerfen —; denn diese Frage hat die FDP 
am Mittwoch und am Donnerstag in diesem Hohen 
Haus aus der Welt geschafft. 

Unser Kollege Hoppe hat sich am Mittwoch mit 
großer Ausführlichkeit mit diesem Thema befaßt 
und die jetzige Koalition auf Grund seiner sicher-
lich sehr reichen Erfahrungen mit der früheren 
Koalition ermahnt, sich selbst vor größeren Schä-
den zu bewahren. Am Donnerstag hat Graf Lambs-
dorff hinzugefügt: Es gilt, wir werden die Konsoli-
dierung nicht durch voreilige Steuerentlastungen 
gefährden. Dies ist auch der Wille der CDU/CSU-
Fraktion, den unser Fraktionsvorsitzender auch in 
dieser Debatte deutlich zum Ausdruck gebracht 
hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Glos 
[CDU/CSU]: Er hat schon wieder genickt!) 

Meine Damen und Herren, schließlich haben wir 
auch noch die Aufgaben der langfristigen Siche-
rung der Rentenfinanzen vor uns. Die von uns er-
griffenen Sofortmaßnahmen sichern mittelfristig 
die Zahlungsfähigkeit der Rentenfinanzen gewiß. 
Langfristig aber geht es darum, den Generationen-
vertrag zu sichern, ohne daß die Abgabenbelastung 
in unzumutbarer Weise angetastet wird. 

Der Kollege Schäuble hat heute in einer ausge-
zeichneten Rede die Erfolge unserer Politik zusam-
mengefaßt. Ich kann mir das deshalb ersparen. Ich 
möchte aber, anschließend an die Rede meines Kol-
legen Schäuble, hier sagen, daß die ersten sichtba-
ren und erfreulichen Erfolge unserer Politik kein 
Grund sind, in unseren Anstrengungen um die Ge-
sundung der Finanzen und der Wirtschaft nachzu- 
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lassen. Der finanzpolitische Kurs der Bundesregie-
rung ist mittelfristig ausgerichtet, und er ist erfreu-
licherweise auch abgestimmt. 

Der Bund erfährt die Unterstützung seines Kur-
ses durch Länder und Gemeinden. In das Klagelied 
von heute vormittag wegen der Finanzlage der Ge-
meinden ist überhaupt nicht einzustimmen. Die Ge-
meinden profitieren heute schon überproportional 
positiv von dem, was Helmut Kohl und seine Regie-
rung ab 1. Oktober 1982 eingeleitet haben. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD] — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Nein, nicht fiskalpolitisch. Herr Kollege Wolfram, 
reden Sie mit den Oberbürgermeistern und den 
Stadtkämmerern. 

(Zurufe von der SPD) 

Die beglückwünschen uns serienweise zu den ge-
setzlichen Entscheidungen, die wir hier im Deut-
schen Bundestag treffen. Das kann ich Ihnen aus 
meiner Erfahrung sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Finanzplanungsrat von Bund, Ländern und 
Gemeinden hat Einigkeit darüber erzielt, daß die 
Konsolidierung Vorrang hat, die konsumtiven Aus-
gaben weiter eingeschränkt werden müssen und 
der Ausgabenzuwachs jährlich bei etwa 3 % liegen 
soll. Die sozialen Sicherungssysteme und die Euro-
päische Gemeinschaft — dies habe ich schon gesagt 
— müssen konsolidiert werden. Die Steuer- und Ab-
gabenbelastung muß mittelfristig begrenzt werden. 

Der Staat allein, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wäre aber mit der Lösung der schwieri-
gen wirtschaftlichen Probleme überfordert. Ich 
möchte das unterstützen, was heute verschiedene 
Redner schon gesagt haben: Wir brauchen das Zu-
sammenwirken aller am Wirtschaftsprozeß Betei-
ligten in der Geldpolitik, in der Tarifpolitik ebenso 
wie in der staatlichen Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik. 

Mit Befriedigung können wir feststellen, daß 
heute — das war j a nicht immer so — Geld- und 
Finanzpolitik wieder völlig konform gehen. Wir ha-
ben — auch dies darf ich mit einem Satz anschnei-
den — die Kontroversen zwischen der früheren 
Bundesregierung und der damaligen Führung der 
Deutschen Bundesbank noch gut im Ohr. 

Eine entscheidende Rolle kommt im nächsten 
Jahr der Lohnpolitik zu. Auch die Lohnpolitik muß 
dazu beitragen, die Beschäftigungsprobleme zu ver-
mindern. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Ich würde mich sehr freuen, wenn der Appell an 
eine große Gemeinsamkeit, an ein großes solidari-
sches Vorgehen Erfolg hätte. Sie haben die besten 
Kontakte zum Deutschen Gewerkschaftsbund und 
seinen Einzelgewerkschaften. Wenn Sie es ernst 
meinen mit der Konsolidierung der Staatsfinanzen, 
wenn Sie es ernst meinen mit der Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft, und 
wenn Sie es ernst meinen mit dem Abbau der Ar

-

beitslosigkeit und der Sicherung von Arbeitsplät-
zen, dann reden Sie mit Ihren Freunden in den 
Gewerkschaften im positiven Sinne und nicht im 
negativen, im parteipolitischen Sinne, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Gewerkschaften und Arbeitgeber — ich sage das 
mit allem Bedacht, aber auch mit allem Nachdruck 
— sind aufgefordert, die bisherige Lohnlinie nicht 
zu verlassen und auch im Jahre 1984 durch situa-
tionsgerechte Tarifabschlüsse zur Verminderung 
der Beschäftigungsprobleme beizutragen. 

(Glos [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Auch die Entscheidungen über Arbeitszeitver-
kürzungen liegen vor allem in den Händen der Ta-
rifpartner. Wir vom Deutschen Bundestag können 
hier nur helfend mitwirken. 

Arbeitszeitverkürzungen können in der Tat zur 
Entlastung des Arbeitsmarktes beitragen. Entschei-
dend sind jedoch die Art der Ausgestaltung, das 
Tempo und die Finanzierung. Hier läßt der Sach-
verständigenrat — man kann es gar nicht oft genug 
wiederholen — keinen Zweifel: Wenn es zu Kosten-
steigerungen kommt, kann man nicht ausschließen, 
daß die Beschäftigungswirkungen negativ werden. 

Es ist in dieser Stunde auch sicherlich — in knap-
per Form — angebracht, den Blick etwas weiter als 
nur in das Jahr 1984 hinein zu werfen. Wir werden 
im Jahr 1984 aller Voraussicht nach mindestens mit 
den Haushaltszahlen abschließen können, die wir 
heute beschließen, weil alle wichtigen wirtschaftli-
chen Indikatoren für 1984 eine weitere positive Ent-
wicklung versprechen und nicht nach unten wei-
sen. 

Im Jahre 1984 werden dann aber sehr bald die 
Weichen für 1985 zu stellen sein. Aus der Sicht der 
Haushaltspolitiker dieser Koalition können wir un-
serer Regierung und unseren Fraktionen dazu nur 
folgendes empfehlen. 

Erstens. Wir müssen im Haushalt für 1985 mit 
dem erfolgreich gewonnenen Abbau der Nettokre-
ditaufnahme fortfahren. Die Eckdaten der mittelfri-
stigen Finanzplanung hierzu müssen nicht nur ein-
gehalten, sondern wegen der nach wie vor eklatant 
hohen Zinsbelastung für den Schuldendienst des 
Bundes nach Möglichkeit noch unterschritten wer-
den. Deshalb wäre es mehr als wünschenswert — 
Herr  Bundesfinanzminister, ich darf Sie heute 
schon der Unterstützung der Koalitionsfraktion im 
Haushaltsausschuß und, so hoffe ich, auch der Kol-
legen der gesamten Fraktion versichern —, wenn 
wir schon für 1985 bei der Nettokreditaufnahme mit 
einer Zahl unter 30 Milliarden DM abschließen 
könnten oder wenn wir, Manfred Carstens, wie es 
neulich von uns gesagt wurde, endlich einmal wie-
der eine Zwei als erste Ziffer der Zahlenangabe der 
Nettokreditaufnahme schreiben könnten. 

Zweitens. Dies erfordert, daß sich neue Anforde-
rungen an den Bundeshaushalt — insbesondere 
Ausgabenwünsche der Ressorts, aber auch der Ab-
geordneten aller Fraktionen dieses Hohen Hauses 
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— in ähnlich engen Grenzen halten müssen wie 
schon in diesem Haushalt. Für Begehrlichkeiten, 
die auch in dieser Debatte zum Teil bereits wieder 
zu hören waren und aufflackerten, wird es auch bei 
den kommenden Haushaltsberatungen für 1985 kei-
nen Platz geben. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das muß man im

-

mer wieder laut sagen!) 

Drittens. Dies gilt um so mehr, wenn wir den Vor-
schlag des Bundeskanzlers akzeptieren — wir müs-
sen ihn akzeptieren —, daß der entscheidende 
Schritt gegen die Massenarbeitslosigkeit in unse-
rem Land über die Förderung der zukunftsträchti-
gen Bereiche unserer Volkswirtschaft und insbe-
sondere durch die Förderung neuer Existenzen zu 
erfolgen hat. Wir werden alle auch deshalb darauf 
zu achten haben, daß für den Haushalt 1985 die 
Haushaltsdisziplin streng eingehalten wird, weil 
wir — wie schon gesagt — Vorsorge für eine umfas-
sende Steuerentlastung treffen wollen und müssen 
und weil wir unsere Rentenfinanzen langfristig auf 
eine dauerhafte, unabhängige, sichere Stufe stellen 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Neuorientierung unserer Politik erfordert 
schrittweises und konsequentes Handeln über 
Jahre hinweg. Nicht Hektik, sondern Stetigkeit und 
Berechenbarkeit schaffen wieder Vertrauen. 

Wir sind zuversichtlich — damit darf ich als 
Schlußredner meiner Fraktion an die Worte an-
knüpfen, die der erste Redner unserer Fraktion, un-
ser Fraktionsvorsitzender Dr. Dregger, gefunden 
hat —, daß wir bis 1987 ein gutes Stück auf dem 
Weg der Gesundung der öffentlichen Finanzen und 
der sozialen Sicherungssysteme, der Bewältigung 
der Strukturprobleme in der Wirtschaft und der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit vorangekommen 
sein werden. 

Wir haben den Auftrag der Wähler. Danach, 
meine sehr verehrten Damen und Herren und liebe 
Bürger draußen im Lande, werden wir handeln. 
Meine Fraktion wird deshalb in der Schlußabstim-
mung in wenigen Minuten den vorgelegten Gesetz-
entwürfen zustimmen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Walther. 

Walther (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich verstehe, daß um diese Uhrzeit jeder, 
der dieses Rednerpult betritt, mit wenig Sympathie 
empfangen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie sind eine 
Ausnahme, Herr Walther! — Dr. Fried

-

mann [CDU/CSU]: Sie sind ausgenom

-

men!) 

Aber ich bitte um Verständnis dafür, nachdem in 
diesen vier Tagen soviele Redner an dieses Pult 
getreten sind, die ich in den letzten Monaten im 

Haushaltsausschuß nie gesehen habe, daß zumin-
dest der Vorsitzende des Haushaltsausschusses 
hier noch einige Bemerkungen nicht nur für den 
gesamten Ausschuß, sondern auch für seine Frak-
tion machen möchte. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Berger [Berlin] [CDU/CSU]) 

Ich muß zunächst — ich vermute, im Namen des 
gesamten Ausschusses — den unerträglichen Zeit-
druck erneut beklagen, unter dem vor allem die 
Mitglieder des Haushaltsausschusses, aber auch 
derjenigen Fachausschüsse standen, die die um-
fänglichen und schwierigen Haushaltsbegleitge-
setze zu beraten und mitzuberaten hatten. Niemand 
kann heute guten Gewissens von sorgfältigen, von 
jeden Fehler ausschließenden Beratungen spre-
chen. Ich kann nur unbeschadet politisch unter-
schiedlicher Bewertungen der geplanten Maßnah-
men hoffen, daß niemandem, vor allem von der par-
lamentarischen Mehrheit, dabei schwerwiegende 
ungewollte Fehler unterlaufen sind. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Herr 
Vorsitzender, das war aber in den vergan

-

genen Jahren genauso!) 

— Ja, Frau Kollegin Berger; Sie wissen also, daß 
uns in den vergangenen Jahren der eine oder an-
dere Fehler wegen der Eile unterlaufen ist. 

Wir müssen uns bewußt sein, daß bei allem, was 
hier beschlossen werden soll, menschliche Schick-
sale in zum Teil unerhörtem Ausmaß betroffen wer-
den. 

Der Haushaltsausschuß hat in insgesamt 115 Be-
ratungsstunden, in 15 Sitzungen, von denen viele 
über 10 Stunden ohne Unterbrechung dauerten, 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Bis um 
Mitternacht!) 

den Haushalt 1984 und die Haushaltsbegleitgesetze 
beraten. Dazu kamen unzählige Stunden der Vorbe-
reitung in den einzelnen Gruppen der Fraktionen. 
Die physische und psychische Belastung war in die-
sen Wochen ungeheuer. Ich bitte daher um Ver-
ständnis, wenn ich allen Kolleginnen und Kollegen 
dafür Dank sage, daß sie es mir ermöglicht haben, 
die Beratungen so zu steuern, daß wir rechtzeitig 
bis zum 1. Dezember fertig werden konnten. Ich 
bitte um Verständnis, daß ich — namentlich — stell-
vertretend für alle beteiligten Kolleginnen und Kol-
legen die Obleute Manfred Carstens, Helmut 
Wieczorek, Hans-Günther Hoppe und Hubert Klei-
nert nenne 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

und mich auch bei Ihnen, Herr Kollege Dr. Riedl, 
als meinem Stellvertreter sehr herzlich bedanke. 

Ich möchte meinen Dank auch an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter unseres Ausschußsekreta-
riats und der Sekretariate der anderen Ausschüsse 
richten; 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktio

-

nen) 
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denn sie haben durch intensive Vor- und Nachberei-
tung dafür gesorgt, daß die Beschlüsse rechtzeitig 
auf dem Tisch liegen konnten. 

In diesen Dank will ich alle Mitarbeiter der Bun-
destagsverwaltung einschließen, insonderheit der 
Bundestagsdruckerei, die schnell gearbeitet haben. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktio

-

nen) 

In diesen Dank schließe ich auch die Mitarbeiter 
des Finanzministeriums und der Fachministerien 
ein, ohne deren Hilfe wir ebenfalls nicht hätten fer-
tig werden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und der FDP) 

Trotzdem muß ich hier offen bekennen — ich 
denke, auch dem wird niemand widersprechen —, 

daß viele Beratungen im Schweinsgalopp vorge-
nommen werden mußten. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Wie im 
vergangenen Jahr!) 

— Jawohl, genau, Frau Kollegin Berger. — Dies ent-
spricht nach meinem Verständnis nicht unserer 
Verantwortung gegenüber unseren Bürgern, vor al-
lem nicht gegenüber den Steuerzahlern. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Das war 
keine Wende!) 

Das, was ich beklage, ist nicht Folge von bösem 
Willen von irgend jemandem, sondern von objekti-
ven Gegebenheiten. Den Beginn unserer Beratun-
gen bestimmt praktisch der Ferienkalender der 
Kultusministerkonferenz — d. h., vor Anfang Sep-
tember geht es nicht los —, das Ende das Grundge-
setz, das uns vorschreibt, daß das Haushaltsgesetz 
vor dem 31. Dezember im Bundesgesetzblatt zu ste-
hen habe, und darüber hinaus dem Bundesrat eine 
— zu Recht übrigens — dreiwöchige Beratungsfrist 
für unsere Beschlüsse zubilligt; d. h., wir müssen 
immer bis Ende November fertig werden. Ich 
möchte deshalb an dieser Stelle, weil diese objek-
tive Sachlage uns jedes Jahr in diesen Zeitdruck 
bringen muß, meine Anregung an alle Fraktions-
spitzen, aber  auch an den Herrn Bundesfinanzmini-
ster öffentlich wiederholen, darüber nachzudenken, 
wie wir das Grundgesetz so moderieren, daß dabei 
eine etwa vier Wochen längere Beratungszeit her-
auskommt. Denn dies kann der Qualität unserer 
Beschlüsse nur zugute kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Für meine Fraktion möchte ich noch einige 
Schlußbemerkungen machen. 

Ich hätte mich gern, zunächst bezugnehmend auf 
einen Vorgang von heute nacht, an den Kollegen 
Schily gewandt. Aber der ist nicht im Saal. Viel-
leicht, Herr Kollege Kleinert, können Sie es ihm 
wiedergeben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Riedl [München] [CDU/ 
CSU]) 

Gestern hat der Pressesprecher der GRÜNEN im 
Bundestag — Heinz Suhr, lese ich — behauptet, den 
GRÜNEN werde durch die anderen Fraktionen des 

Bundestages die Teilnahme am Unterausschuß des 
Haushaltsausschusses verwehrt. Nun nehme ich 
nicht so tragisch, Herr Kollege Kleinert, was Pres-
sesprecher sagen. Von Herrn Boenisch wissen wir 
j a auch, daß er nicht immer die Wahrheit sagen 
kann. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Aber nachdem wir heute nacht hier durch meinen 
Redebeitrag und durch Abstimmungsverhalten 
deutlich gemacht haben, wie wir in dieser Frage 
stehen, hat der Kollege Schily heute morgen in 
einem Interview des Westdeutschen Rundfunks 
wieder so getan, als hätten alle — ich benutze jetzt 
sein Schimpfwort — „etablierten Parteien" den Ver-
such unternommen, die Grünen auszuschließen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Unerhört!) 
Ich nehme das dem Herrn Kollegen Schily persön-
lich sehr übel. Ich meine das sehr ernst, Herr Kol-
lege Kleinert. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
ihm das ausrichten könnten und wenn er Gelegen-
heit fände, dies zurechtzurücken. 

(Zuruf von der SPD: Anstand! — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das nützt bei dem 

nichts!) 
Nun komme ich zu dem sehr verehrten Herrn 

Kollegen Schäuble. Herr Kollege Schäuble, Sie ha-
ben an einigen Stellen Ihrer Rede einen Appell an 
Gemeinsamkeiten der großen Fraktionen gerichtet. 
Ich will das gern positiv aufnehmen. Nur, als ich vor 
einem Jahr hier für meine Fraktion, in anderer 
Funktion sprechend, das Angebot gemacht habe, 
wir seien bereit, viel von dem, was uns eigentlich 
gegen den Strich geht, mitzutragen, wenn Sie bereit 
seien, zumindest einen Teil unserer Beschäfti-
gungsinitiativen mitzutragen, haben Sie dies mit 
Hohnlachen abgelehnt. An dieser Stelle gab es laut 
Protokoll noch den vereinzelten Beifall des Abge-
ordneten Hoppe. 

(Zurufe von der FDP) 

— Doch, das stimmt. 
Zweitens, Herr Kollege Schäuble: Wenn ich rich-

tig gehört habe — aber Sie können das gleich be-
richtigen —, haben Sie zum Schluß Ihrer Ausfüh-
rungen die unerträgliche Behauptung aufgestellt, in 
diesem Parlament gebe es keine demokratische Al-
ternative. Wenn das anders gemeint sein sollte, 
gebe ich Ihnen gern Gelegenheit zu einer Zwischen-
frage, Herr Kollege Schäuble. Aber der Herr Präsi-
dent hat zu entscheiden. 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie eine Zwischen-
frage? 

Walther (SPD): Bitte schön, Herr Präsident. 

Präsident Dr. Barzel: Bitte schön, Herr Kollege Dr. 
Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege Walther, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich, 
ohne daß ich das Protokoll jetzt schon kenne, jeden-
falls sagen wollte, daß es angesichts Ihres, wie ich 
finde, falschen wirtschaftspolitischen und sicher- 
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heitspolitischen Kurses keine demokratisch verant-
wortbare Alternative in diesem Hause gibt? 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Noch schlimmer!) 

Walther (SPD): Herr Kollege Schäuble, ich nehme 
diese Relativierung zur Kenntnis. Ich finde sie 
gleichwohl schlimm. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wollte Ihnen sagen, Herr Kollege Schäuble: 
Auch an anderer Stelle Ihrer Rede hatte ich das 
Gefühl, als wollten Sie hier von diesem Pult in 
einen Wettstreit mit Ihrem Generalsekretär Geißler 
eintreten. 

(Beifall bei der SPD — Unruhe bei der 
CDU/CSU) 

Deshalb benutze ich hier die Gelegenheit, zu sagen: 
Wie immer dieser Haushalt in der Zukunft sein 
mag, solange der Herr Generalsekretär Geißler, der 
im Nebenamt Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit ist und dort auch Personal- und 
Sachmittel für die Arbeit des Adenauer-Hauses in 
Anspruch nimmt, seine unverschämten Verdächti-
gungen gegenüber meinen politischen Freunden 
nicht zurücknimmt und der Herr Bundeskanzler 
sich nicht davon distanziert, werden Sie es mit un-
serer Zustimmung immer schwer haben, weil das 
grundsätzliche Fragen der politischen Kultur sind, 
die uns hier ganz entscheidend voneinander tren-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun, die veranschlagte Nettoneuverschuldung, 
von der Sie in diesen Tagen voll Stolz gesagt haben, 
daß sie abgesenkt werden konnte — es ist darauf 
hingewiesen worden —, sinkt im wesentlichen 
durch eine sehr viel höhere Inanspruchnahme des 
Bundesbankgewinns. — Lieber Kollege Carstens, 
auch Sie haben das gestern hier stolz verkündet. 

Nun muß ich mal gucken, ob der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Häfele im Saal ist. Denn ich 
muß ihn zitieren. Er hat gesagt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da kommt er!) 

— ah ja —, die Veranschlagung des Bundesbankge-
winns sei — so Originalton Häfele — haushaltspoli-
tisch sogar noch schlimmer als eine Neuverschul-
dung und werde eine immer größere Gefahr. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Herr Bundesfinanzminister, Sie werden hier nach 
mir reden; ich bitte Sie herzlich, diesen Wider-
spruch aufzuklären. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine 
weitere Senkung der Nettokreditaufnahme kommt 
dadurch zustande, daß Sie einen erheblichen Eigen-
tümeranteil des Bundes an einem florierenden 
Energiekonzern, der VEBA, schlicht und einfach — 
ich wiederhole dieses Wort, Herr Kollege Schäuble 
— gezielt verscherbeln wollen. Ich sage auch war-
um. Das bringt dem Bundeshaushalt fast nur eine 
einmalige Entlastung. Für die Folgejahre, wenn Sie 
die zurückgehende Gewinnabführung und die ge-
ringeren Zinsen gegeneinander rechnen, bringt das  

nur eine Entlastung um 25 Millionen DM. Auf der 
anderen Seite vermindern Sie damit aber den Ein-
fluß des Bundes auf die Geschäftspolitik eines Un-
ternehmens, das auf dem Energiesektor durchaus 
eine strategisch wichtige Stellung einnimmt, auf 
eine nicht zu verantwortende Art und Weise. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

alle wissen, daß auf dem Energiemarkt kein tat-
sächlicher Markt stattfindet. Deshalb ist ein Ener-
giekonzern, auf den die Bundesregierung nachhalti-
gen Einfluß ausüben kann, ein dringend notwendi-
ges Regulativ. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter, erlauben 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schily? 

Walther (SPD): Einen Moment, Herr Präsident. — 
Teilausstieg aus diesem Konzern bedeutet daher 
auch Teilverzicht auf eine aktive Energiepolitik, 
meine Damen und Herren — 

(Beifall bei der SPD) 
und dies alles wegen einer — ich muß es leider so 
sagen — verklemmten Privatisierungsideologie. 
Bitte schön, Herr Kollege Schily. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Kollege Walther, ich bitte 
um Entschuldigung, daß ich den ersten Teil Ihrer 
Rede nicht mit anhören konnte. — Sind Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß ich vielleicht schon 
einen ein bißchen zu freundlichen Eindruck von der 
SPD gewonnen habe, so daß ich sie nicht mehr zum 
Kreis der etablierten Parteien gerechnet habe? 
Wenn ich also in dem Interview heute morgen den 
Ausdruck „etablierte Parteien" gewählt habe, habe 
ich selbstverständlich die Regierungsparteien ge-
meint. In diesem Sinne sind meine Äußerungen zu 
verstehen, und ich bitte, das zur Kenntnis zu neh-
men. 

(Zurufe von der SPD und der CDU/CSU) 

Walther (SPD): Herr Kollege Schily, ich nehme 
das natürlich zur Kenntnis und erkenne an, daß Sie 
als erfahrener Strafverteidiger auch der Fähigkeit 
der Rabulistik mächtig sind. Aber ich bin Ihnen für 
diese Erklärung — sie kommt ja ins Protokoll — 
dankbar. Wir werden bei anderer Gelegenheit viel-
leicht noch die Chance haben, an dieser Ecke noch 
ein bißchen weiter zu diskutieren. 

Übrigens, meine Damen und Herren, was die Fri-
vatisierungsideologie anlangt: Der Hinweis auf die 
Münchmeyer-Bank zeigt j a, daß Private es auch 
nicht immer besser können als die öffentlichen 
Hände. 

Eine weitere Senkung der Nettokreditaufnahme 
glauben Sie durch den Wunderglauben an die Null-
Runde im öffentlichen Dienst verantworten zu kön-
nen. Nun, meine Damen und Herren, Sie widerle-
gen sich selber. Die Bundesregierung legt ihren Pla-
nungen, ihren Rahmendaten für das Jahr 1984 eine 
Steigerung der Bruttolohnsumme um  3,4% zugrun-
de. Wenn sie selber an die Null-Runde glaubt, dann 
bedeutete dies für die übrige Wirtschaft eine Steige- 
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rung der Lohnsumme um 4 % bis 5 %. Da ich nicht 
annehmen kann — auch angesichts des Appells des 
Kollegen Dr. Riedl —, daß Sie an solche Lohnerhö-
hungen glauben, kann ich nur davon ausgehen, daß 
Sie nicht an die Null-Runde glauben. Aber Sie müs-
sen sich entscheiden, woran Sie denn eigentlich 
glauben. Denn wenn Sie an die Null-Runde glauben, 
dann stimmt Norbert Blüms Rentenkasse nicht 
mehr; dann hat er nämlich weniger Einnahmen, 
und auch der Herr Stingl in Nürnberg hat weniger 
Einnahmen; dann müssen Sie da höhere Zuschüsse 
gewähren. Das Ganze ist ein Null-Summen-Spiel, 
Herr Kollege Carstens: Entweder stimmt die Null-
Runde, dann stimmt Herrn Blüms Rentenkasse 
nicht, oder Sie glauben nicht an die Null-Runde, 
dann stimmt Ihre Nettokreditaufnahme nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen: 1 % Lohnerhöhung bedeutet etwa 350 
Millionen DM Belastung für den Bundeshaushalt 
mehr. Ich sage Ihnen jetzt schon voraus, daß Sie an 
dieser Stelle mindestens eine halbe Milliarde DM 
drauflegen müssen, 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Ich würde 
nach den Ergebnissen dieses Jahres mit 

Prognosen vorsichtig sein!) 

zumal schon Ihre jetzigen Berechnungen nicht 
stimmen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine weitere Senkung der Nettokreditaufnahme 
suchen Sie dadurch zu erreichen, daß Sie bei der 
Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg — ich rechne 
jetzt einmal netto — mehr als 900 Millionen DM — 
übrigens gegen den Rat von Norbert Blüm und Jo-
sef Stingl — herausstreichen. Sie gehen dabei von 
niedrigen Arbeitslosenzahlen aus — okay, wenn sie 
eintreffen, sind wir alle glücklich —, aber — das ist 
der eigentliche Kritikpunkt — Sie gehen auch von 
einer noch niedrigeren Empfängerquote aus. Nor-
bert Blüm hat Ihnen im Haushaltsausschuß vorge-
rechnet, daß die Arbeitslosen aus den Krisenbran-
chen, die demnächst vor den Türen der Arbeitsäm-
ter stehen, alle voll anspruchsberechtigt sind und 
die Empfängerquote von daher eher ansteigen als 
absinken wird. Hätten Sie sich anders verhalten — 
ich verstehe das ja —, hätten Sie selber dokumen-
tiert, daß der Aufschwung, von dem Sie in diesen 
vier Tagen mit Ihrem Wunderglauben geredet ha-
ben, so gar nicht eintreffen kann. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, wir haben im Haus-
haltsausschuß über zwei volle Tage eine Anhörung 
gehabt, die sehr interessant war. Ich denke, es wa-
ren für alle Seiten im Haushaltsausschuß Lehrstun-
den darüber, wie Wirtschaftswissenschaft in diesem 
unserem Lande gehandhabt wird und wie unsicher 
eigentlich Wirtschaftsprognosen für die Zukunft 
sind. 

Graf Lambsdorff hat auch in der früheren Regie-
rung seine eigenen Probleme mit den Voraussagen 
der Sachverständigen gehabt. Ich erinnere nur an 
das Jahr 1982, als die Sachverständigen einen re-
alen Zuwachs von 3% vorausgesagt hatten und Graf 

Lambsdorff sich dem anschloß. Der Finanzminister 
Lahnstein hat dann einen Haushalt auf der Basis 
dieser Voraussagen gemacht, und nach wenigen 
Monaten stimmte das nicht, weil sich die Sachver-
ständigen leider geirrt hatten. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Der stockso

-

lide Lahnstein!) 

Deshalb kann ich Ihnen nur raten, meine Damen 
und Herren von der Koalitionsmehrheit, diesem 
Wunderglauben nicht anzuhängen. 

Ich habe den Eindruck, weil Konjunktur auch ein 
Stück Psychologie ist, wie ich gerne zugebe, daß Sie 
hier eine konzertierte psychologische Kampagne in 
Gang gesetzt haben, um den Aufschwung herbeizu-
reden, die sich aus den realistischen Zahlen nicht 
herleiten läßt. Das erinnert mich übrigens an die 
Kampagne von Frau Noelle-Neumann vor dem 
6. März, wie sie durch angeblich demoskopisch gesi-
cherte Zahlen die Wählermeinung beeinflußt hat, 
übrigens vom Bundespresseamt bezahlt. 

Wer im Haushaltsausschuß genau zugehört hat, 
der weiß, daß alle Sachverständigen, einschließlich 
derer, auf die sich die Bundesregierung besonders 
gern beruft, gesagt haben, ein Aufschwung sei nicht 
in Sicht, sondern höchstens eine leichte Belebung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch Un

-

sinn!) 

Alle, inklusive der Bundesbank, die mit ihrem Wun-
derglauben am weitesten gediehen ist, Herr Schle-
singer, haben uns gesagt: Wie es ab Mitte 1984 oder 
gar 1985 weitergeht, weiß kein Mensch. Ich kann 
das zitieren, aber aus Zeitgründen verzichte ich dar-
auf. Im Gegenteil gibt es eine Reihe von Sachver-
ständigen, die uns gesagt haben: Ab Mitte 1984 geht 
es wieder bergab. 

In diesem Zusammenhang muß ich wieder darauf 
hinweisen, daß uns alle Sachverständigen, inklusive 
der Kieler und woher sie alle kamen, wie konserva-
tiv sie immer gewesen sein mögen, bestätigt haben, 
daß von diesem Haushalt nachfragedämpfende 
Wirkungen ausgehen. Sie haben nur gemeint, dies 
werde durch Optimismus und andere Einflüsse 
überspielt, so daß unter dem Strich trotz gesunke-
ner Masseneinkommen, trotz gesunkener Nach-
frage zum Schluß doch ein Aufschwung herauskä-
me. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Was Sie sa

-

gen, ist falsch!) 

Dies ist ein Wunderglaube. 

Wer die „Wirtschaftswoche" von vor 14 Tagen, die 
in diesen Tagen hier schon so oft zitiert worden ist, 
noch einmal genau nachliest, kann feststellen, daß 
sich die Rechenwerke der Sachverständigen gegen-
seitig so widersprechen, daß — so sagt die Wirt-
schaftswoche — dieses Rechenwerk auf politischen 
Vorgaben beruhe. Das steht wörtlich darin. Die 
„Wirtschaftswoche" sagt, der Aufschwung solle her-
beigerechnet werden. 

Meine Damen und Herren, worauf beruht Ihr 
Wunderglaube? Er beruht auf der Annahme, daß, 
wenn Sie Unternehmungen Steuergeschenke ma- 
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chen, diese das Geld nehmen würden, um zu inve-
stieren, aus den Investitionen entstehe Massen-
kaufkraft usw. Sie kennen diese ganze theoretische 
Kette. Ich muß Ihnen sagen: In der Zeit der sozialli-
beralen Koalition von 1977 bis 1982 haben wir ein-
schließlich der Investitionszulage eine Reihe von 
die Unternehmen entlastenden Steuergesetzen ge-
macht mit einer Gesamtsumme von 17 Milliarden 
DM Entlastungen. Sie haben im letzten Jahr noch 
2 Milliarden DM hinzugetan, und Sie wollen im 
kommenden Jahr bei der Vermögensteuer und an-
deren Dingen noch ein paar Milliarden DM hinzu-
tun. Das heißt, 17 plus 2 Milliarden DM, 19 Milliar-
den DM sind schon jetzt den Unternehmern zurück-
gegeben worden. Und wie sieht es mit der Investi-
tionsquote aus? Überhaupt kein realer Anstieg mit 
Ausnahme des ersten Halbjahres, als Folge der von 
uns gemeinsam beschlossenen Investitionszulage, 
Herr Kollege Hoppe, gegen die die damalige Oppo-
sition hier in diesem Saal polemisiert hatte. Das 
haben uns alle Sachverständigen gesagt. 

Nun frage ich: Wenn die 19 Milliarden DM der 
letzten Jahre zur Förderung von Investitionen nie 
für die Investitionen eingesetzt wurden, warum sol-
len sie ausgerechnet im Jahre 1984 zu mehr Investi-
tionen führen? 

Selbst die Bundesbank — ich sage noch einmal: 
deren Heilsglaube besonders groß und hoch entwik-
kelt ist — sagt folgendes: Im nächsten Jahr wird die 
Sparquote vermutlich nicht höher sein — und in 
diesem Jahr ist sie ja schon relativ niedrig — als im 
Jahre 1983, aber, sagt sie, die Struktur der Spar-
quote wird sich verändern. Es wird eine geringere 
private Sparquote geben und eine höhere Spar-
quote der Unternehmungen. Das heißt, die Bundes-
bank selbst sagt, die Betriebe werden die ersparten 
Steuern eben nicht in Investitionen umsetzen, son-
dern in Geldvermögen anlegen. Das ist die konkrete 
Aussage der Deutschen Bundesbank. Wenn Sie 
meinen, daß sich daraus ein selbsttragender Auf-
schwung ableiten ließe, da muß ich Sie wirklich ent-
täuschen. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Warum ma

-

chen die das? Warum? Weil die Zinsen so 
hoch sind! Die Zinsen müssen weiter fal

-

len!) 

Dann werden Sie durch die eigenen Zahlen, die Ihre 
Theorie bestätigen sollen, nicht untermauert, Herr 
Kollege Dr. Stavenhagen. 

Das hat j a auch seinen Grund. Alle Zahlen, die 
der Bundeswirtschaftsminister liefert, sagen ja aus, 
daß die Kapazität in der deutschen Wirtschaft nach 
wie vor deutlich unterausgelastet ist. Es ist doch 
logisch, daß unterausgelastete Kapazitäten nicht 
zur Erweiterung von Kapazitäten führen, besten-
falls zu Rationalisierungsinvestitionen, aber nicht 
zu Erweiterungsinvestitionen. Das kann Ihnen je-
der wirtschaftspolitische Fachmann sagen. 

Von daher ist dieser Haushalt ohne jede Perspek-
tive. Er ist sozial ungerecht. Ich möchte den Kolle-
gen Norbert Blüm ansprechen. Herr Bundesmini-
ster, ich möchte Sie als Gewerkschaftskollege an-
sprechen. Ihr Fraktionsvorsitzender sagt immer mit 

Stolz, Sie seien der promovierte Opel-Arbeiter. 
Mein Eindruck nach Ihrer Rede von gestern ist, daß 
der Weg vom Opel-Arbeiter bis zum Minister-
schreibtisch ein sehr langer mit erheblichem Be-
wußtseinswandel gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD — Oh-Rufe bei der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn ich Sie richtig ver-
standen habe, müßten doch die Armen in diesem 
unserem Lande dieser Regierung dankbar sein da-
für, daß ihnen Geld genommen wird, weil sie auf 
diese Art und Weise mit dazu beitragen, daß der 
ominöse Aufschwung kommt. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Im Aus

-

schuß sind Sie doch ganz vernünftig!) 

Wenn das aber so wäre, wenn diese Ideologie 
stimmte, warum kann diese Ideologie nicht auch 
dann stimmen, wenn man den Reichen etwas Geld 
wegnimmt? Warum denn immer bei den Ärmeren, 
wie das bei Ihnen geschieht? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Beispiele!) 

Nein, meine Damen und Herren, dieser Haushalt 
hat keine Perspektive. Real steigt die Investitions-
quote nicht. Ich will Ihnen noch ein Beispiel geben. 
Da hat doch die Bundesbank in dem Hearing im 
Haushaltsausschuß in der Tat behauptet, sie vermu-
te, daß im nächsten Jahr die öffentlichen Investitio-
nen real um 3 % steigen würden. Auf unsere Nach-
frage, bei wem denn, kam keine Antwort. Mit dem 
Bundeshaushalt kommt keine reale Steigerung, 
denn BAföG und Gewährleistungszuwächse sind ja 
wohl keine Investitionen. Von den Ländern kommt 
kein Zuwachs, und die Vertreter der Gemeinden 
haben uns im Haushaltsausschuß gesagt, sie erwar-
teten eine reale Schrumpfung der öffentlichen Inve-
stitionen bei den Gemeinden um 10 %. Wo dann real 
3 % plus bei den öffentlichen Haushalten heraus-
kommen sollen, das ist wirklich mehr als dubios 
und zeigt die ganze Merkwürdigkeit der Annah-
men, auf die sich die Rechenwerke beziehen, über 
die heute morgen und gestern und vorgestern in 
Aufschwungeuphorie geredet worden ist. 

Herr Kollege Dr. Riedl, ich will auch Ihrem bay-
erischen Ministerpräsidenten recht geben, der ge-
sagt hat, bei dieser Bundesregierung finde keine 
Industriepolitik statt. Dies ist wahr. In diesem 
Haushalt finden sich nicht im entferntesten An-
sätze für eine fortschrittliche, für eine auf die Zu-
kunft gerichtete Industriepolitik. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Mittel

-

standspolitik!) 

Herr Kollege Dr. Stavenhagen, Sie sind doch im 
Haushaltsausschuß Berichterstatter in dem Be-
reich. Sie müsen auch Fehlanzeige melden, wenn 
ich frage: Wo gibt es in diesem Haushalt auch nur 
im entferntesten Ansätze für eine zukunftsgerich-
tete Industriepolitik? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie dafür 
Anträge gestellt?) 

Nein, meine Damen und Herren, dieser Haushalt 
ist sozial ungerecht, dieser Haushalt vermittelt 
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keine Perspektive. Die Sozialdemokraten lehnen 
diesen Haushalt auch deshalb ab und dokumentie-
ren dies, indem sie nachher bei der namentlichen 
Abstimmung mit Nein stimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Bundesmi-
nister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
mehrtägige Debatte zum Bundeshaushalt 1984 und 
zu den Begleitgesetzen steht unmittelbar vor dem 
Abschluß. Ich möchte nach gutem Brauch noch zu 
einigen Punkten dieser Diskussion Stellung neh-
men, aber ich werde das auch ein bißchen mit dem 
Blick auf die Geschäftslage des Hohen Hauses und 
auf die mir bekannten weiteren Termine des heuti-
gen Tages tun. 

Nach den Stellungnahmen der Fraktionen er-
warte ich, daß der Deutsche Bundestag die Vorla-
gen in der Fassung der Ausschußberichte verab-
schieden wird. Ich rechne auch damit, daß die Vor-
lagen am 16. Dezember die Zustimmung des Bun-
desrates finden werden, dem wir wichtige Beiträge 
zu unseren Beratungen verdanken. So können wir 
davon ausgehen, daß die Vorlagen und der Haus-
halt fristgerecht in Kraft treten. 

Jeder wird verstehen, daß ich dies mit großer Be-
friedigung verzeichne. Ich danke allen, die daran 
mitgewirkt haben. Dieser Dank gilt insbesondere 
den Mitgliedern des federführenden Haushaltsaus-
schusses und dessen Vorsitzenden, dem Herrn Kol-
legen Walther. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Ich unterstreiche mit ihm den gemeinsamen Dank 
auch an die Mitarbeiter des Bundesministeriums 
der Finanzen und der Bundestagsverwaltung, die 
maßgeblich an diesem Ergebnis beteiligt waren. 

Meine Damen und Herren, in der parlamentari-
schen Auseinandersetzung sind natürlich noch ein-
mal grundlegende Unterschiede zwischen den Auf-
fassungen der Fraktionen sichtbar geworden und 
ausgetragen worden. Es wäre reizvoll, davon heute 
morgen noch einiges aufzunehmen; aus den ein-
gangs genannten Gründen muß ich mich aber kon-
zentrieren. 

Herr Kollege Walther, was mich an Ihrem Bei-
trag nachdenklich gestimmt hat, ist insbesondere 
das vollkommen veränderte Verhältnis der Sozial-
demokratischen Partei zur wissenschaftlichen Pro-
gnose. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

1970 gingen Ihren Freunde von der Planbarkeit der 
Prozesse über 10, 15 Jahre aus. 

(Zuruf von der SPD: Wir waren lernfähig!) 

Mitte der 70er Jahre haben Sie sich um einen 
„Orientierungsrahmen" bis 1985 bemüht. Die er

-

kennbaren Enttäuschungen sollten aber nicht zu 

dem Maß an — ich darf das so sagen — Gering-
schätzung ernsthafter Beiträge der Wissenschaftler 
auch in der Konjunkturdiskussion führen, das in 
einigen Ihrer Bemerkungen angeklungen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein anderer erhellender Vorgang war heute mor-
gen der kurze Wortwechsel zum Thema „etablierte 
Parteien". Hier wird der Unsinn allmählich zur Me-
thode, meine Damen und Herren. Das muß ich hier 
für jeden, der den Wortwechsel und die Interpreta-
tion von Herrn Schily gehört hat, ganz klar sagen. 
Wir sollten doch mit der deutschen Sprache etwas 
sorgfältiger umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In dem Moment, in dem eine Partei sich gegründet 
hat und gemäß den Anforderungen des Parteienge-
setzes mit Kandidaten zu demokratischen Wahlen 
antritt, ist sie im Sinne des Wortes eine etablierte 
Partei. Nichts anderes kann man ernsthaft sagen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier nun zwischen etablierten Parteien erster Qua-
lität — das ist neuerdings die Koalition — und zwei-
ter Qualität — das ist die SPD — und Parteien drit-
ter Qualität zu unterscheiden, scheint mir wirklich 
nicht ernsthaft zu sein, wenn wir versuchen — und 
das sollte man bei einem Rechtswissenschaftler 
doch eigentlich unterstellen, Herr Schily —, in ver-
nünftiger Sprache miteinander zu reden. 

Aber ich will zur Debatte zurückkommen und sa-
gen, daß sie uns nach meiner Einschätzung gehol-
fen hat, zentrale Probleme der künftigen Politik — 
auch über den Bereich des Haushalts hinaus — 
deutlicher zu beschreiben, in der Diskussion her-
auszuarbeiten und Wechselwirkungen besser zu 
verstehen. 

Einig sind sich ja Regierung und Opposition in 
der Formulierung wichtiger Aufgaben. Die Wieder-
gesundung unserer Wirtschaft, die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, die Gesundung der sozialen Siche-
rungssysteme, die Wiedergewinnung wirtschaftli-
cher Dynamik und die notwendige Verbindung mit 
einem wirksameren ökologischen Ordnungsrah-
men sind über die Tage und Meinungen hinweg 
zentrale Punkte der Debatte gewesen. Dies wird in 
diesem Hohen Hause sicher so bleiben. 

Für mich hat die Diskussion im Für und Wider 
der Argumente die Vordringlichkeit eines konse-
quenten Kurses zum weiteren Abbau der Neuver-
schuldung und auch zur Umschichtung, zur Verbes-
serung der Struktur des Haushalts bestätigt. Herr 
Kollege Hoppe, Herr Kollege Riedl, Herr Kollege 
Schäuble, ich bin Ihnen und allen, die das von sei-
ten der Koalition noch einmal unterstrichen haben, 
dafür dankbar. 

Gerade der Zweifel der sozialdemokratischen Op-
position an der Dauerhaftigkeit des wirtschaftli-
chen Aufschwungs müßte auch sie zu entsprechen-
den Konsequenzen führen. Vielleicht wird das ein 
Lernprozeß, dessen Zwischenstation wir im näch-
sten Jahr in weiteren Debatten registrieren kön-
nen. 
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Sparsamkeit in der Haushaltspolitik ist für uns 

kein Selbstzweck, sondern die Voraussetzung, bes-
sere Bedingungen für die Gesundung und Wettbe-
werbsfähigkeit der Volkswirtschaft und eine nach-
haltige Trendwende auf dem Arbeitsmarkt zu 
schaffen. Der Staat zieht sich damit j a auch nicht 
aus der Verantwortung zurück, aber wir erkennen 
nach manchen enttäuschenden Erfahrungen frühe-
rer Jahre, daß die Grenzen staatlicher Administra-
tion und Intervention neu bestimmt werden müs-
sen. Ein Staat, der sich übernimmt und die Kräfte 
seiner steuerzahlenden Bürger und seiner Betriebe 
überfordert, würde in der Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik schließlich handlungsunfähig werden. 
Das ist eine Konsequenz, die ich aus den 70er Jah-
ren ziehe. 

Herr Kollege Apel, es ist das klassische Recht der 
Opposition, aus politischen Gründen nicht nur den 
Gesamtetat, sondern auch viele Einzelpläne abzu-
lehnen. Daß Sie freilich gestern bei der öffentlichen 
Abstimmung hier auch den Einzelplan 32 in zweiter 
Lesung abgelehnt haben, hat mich doch sehr über-
rascht; denn Sie sollten doch mindestens sicherstel-
len, daß die Bundesregierung die Zinsen und die 
Tilgung für die von Ihnen gemachten Schulden ord-
nungsgemäß vornehmen kann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Das ist doch eine staatspolitische Anforderung, die 
wir an Sie richten dürfen. 

Sie haben soeben so etwas in freier Rede gesagt: 
Ich habe niemals so viel Schulden gemacht wie 
Stoltenberg in diesem Jahr. — Also, Herr Apel, dar-
aufhin habe ich mir die Zahlen noch einmal ange-
schaut. Ich will dies doch noch einmal deutlich ma-
chen, weil man j a der Legendenbildung im Inter-
esse der historischen Wahrhaftigkeit vorbeugen 
muß. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Es gab einen Bundesfinanzminister Fritz Schäf-
fer, der schied 1957 mit einem Haushalt aus dem 
Amt, in dem überhaupt keine Schulden gemacht 
wurden, sondern in dem Schulden in der Größen-
ordnung von 500 Millionen DM getilgt wurden. Es 
gab einen Finanzminster Franz Josef Strauß, der 
schied 1969 aus dem Amt ohne eine Mark Nettokre-
ditaufnahme. 1974 — ich raffe jetzt etwas —, Herr 
Kollege Apel, kamen Sie ins Amt mit einer j ährli-
chen Neuverschuldung von 9,5 Milliarden DM. Sie 
stieg — sicher unter dem Vorzeichen einer Rezes-
sion; das ist richtig — binnen eines Jahres auf 29,9 
Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

In der Zeit der Belebung und der Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage, die folgte, haben Sie den ver-
hängnisvollen Fehler begangen, die Nettokreditauf-
nahme trotz günstiger Bedingungen bis 1978 nur 
auf 25,9 Milliarden DM abzusenken. Das war einer 
der schweren Fehler; denn damit war die Krise in 
der Phase einer neuen Stagnation nach 1980 vorpro-
grammiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

So haben wir erlebt, daß die Neuverschuldung des 
Bundes 1981 auf 37,4 Milliarden DM emporschnell-
te. Sie betrug 1982 37,2 Milliarden DM. Sie wäre 
infolge der dramatischen Wirkungen der Rezession 
und der Arbeitslosigkeit in diesem Jahr auf minde-
stens 50 Milliarden DM angestiegen, wenn wir nicht 
den Kurswechsel herbeigeführt hätten. Sie wird, 
Herr Kollege Apel, nach meiner Schätzung auch 
schon in diesem Jahr unter den Werten der letzten 
Jahre liegen. Die Trendwende ist erreicht, und wir 
wollen diesen Kurs der Konsolidierung konsequent 
fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist in wenigen Daten ein Stück Geschichte der 
Haushalts- und Finanzpolitik. Ich rate etwas zur 
Vorsicht. 

Herr Kollege Walther, wir werden den Bundes-
bankgewinn schrittweise zurückführen. Das ist 
auch eine Konsequenz kritischer Äußerungen frü-
herer Jahre. Sie haben hier eine Äußerung von 
Herrn Kollegen Häfele zitiert. 

Die Struktur unseres Haushalts weiter zu verbes-
sern, bleibt ein Thema der nächsten Jahre. Mehr 
Zukunftsvorsorge über die Entwicklung der Investi-
tionsquote hinaus heißt hier die zentrale Aufgabe. 
Forschung, Technologie, bessere Rahmenbedingun-
gen für Existenzgründungen und Betriebserweite-
rungen, Umweltschutz, Familienpolitik sind einige 
der wichtigsten Stichworte. 

Aber, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
nicht alles muß über die öffentlichen Haushalte ge-
schehen. Steuerentlastungen können in einigen die-
ser Bereiche von noch größerer Wirkung sein. Wir 
glauben nicht an Umverteilung als das einzige In-
strument zur Lösung politischer und sozialer Auf-
gaben in unserem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will noch einmal hervorheben, daß wir im 
Finanzplanungsrat zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden zu gewichtigen gemeinsamen Resulta-
ten gekommen sind. Das gilt für den Vorrang der 
Konsolidierung ebenso wie für das Ziel einer deutli-
chen Ausgabenbegrenzung auch in der mittelfristi-
gen Finanzplanung. Diese Konsolidierung, Herr 
Apel — ich muß Ihnen das sagen —, führt doch bei 
der Gesamtheit der Länder und Gemeinden zu ei-
nem noch rascheren Abbau der Defizite als beim 
Bund, dessen Ausgangssituation 1982 wesentlich 
ungünstiger war. 

Ich habe mit großer Verblüffung gehört, was Sie 
hier in bewegten, dramatischen Worten über die 
Wirkung unserer Politik auf die Gemeindefinanzen 
gesagt haben. Ich habe noch einmal die im Finanz-
planungsrat abgestimmten Zahlen kurz zur Hand 
genommen. Sie ergeben für die Gemeinden fol-
gende Bilanz: 1981 hatten die Gemeinden einen Fi-
nanzierungssaldo — also einen Fehlbetrag, um das 
verständlich zu sagen — in ihren Haushalten von 
über 10 Milliarden DM. 1982 waren es 7,5 Milliar-
den, 1983 sind es 3 Milliarden DM, und im nächsten 
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Jahr werden es 1,5 Milliarden DM sein — in abge-
stimmten Zahlen. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Ich frage mich wirklich, woher Sie, die Sie in den 
für Gemeinden schwierigen Jahren Ihre Ohren 
taub gehalten haben, bei diesem Trend den Mut 
nehmen, heute hier vor dem Deutschen Bundestag 
als die großen Sprecher für die kommunalen Be-
lange aufzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, es ist ein ernstes Pro-
blem — das ist wahr —, daß die kommunalen Inve-
stitionen so zurückgegangen sind, ein Einbruch, der 
1980 dramatisch einsetzte und dessen Folgen Sie 
uns nicht anlasten sollten. Nach meiner Überzeu-
gung ist ein Anstieg der kommunalen Investitionen 
begründet und richtig 

(Walther [SPD]: Wo soll der denn herkom

-

men, Herr Stoltenberg?) 

— aus der erwähnten deutlichen Reduzierung der 
Neuverschuldung und höheren Steuereinnahmen, 
auch durch unsere Entscheidung hinsichtlich der 
Verlagerung der Mehrwertsteuer —, auch wenn zu 
Recht die Folgekosten heute sorgfältiger und kriti-
scher kalkuliert werden als in der Vergangenheit. 
Wichtige Felder sind hier eine vorausschauende Ge-
werbepolitik, Umweltschutzvorhaben, aber auch 
Vorhaben der Stadt- und Dorferneuerung, die vom 
Bund übrigens mit steigenden Mitteln gefördert 
werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte in diesem 
Zusammenhang noch einige Minuten auf die Fra-
gen der Finanzpolitik der kommenden Jahre einge-
hen, die meine Vorredner kritisch angesprochen ha-
ben. In der Aussprache sind unsere steuerpoliti-
schen Zielsetzungen und auch der Zeitplan für die 
Entscheidungen dargelegt worden. Ich brauche 
dem, Herr Kollege Apel, was ich gestern dazu ge-
sagt habe, nichts Neues hinzuzufügen. Ich beziehe 
mich ausdrücklich auf meine Ausführungen und die 
der Kollegen der Koalition. Und wenn Sie da wei-
terhin Klarheit vermissen, dann will ich Ihnen sa-
gen: Schwerwiegende Entscheidungen müssen Zug 
um Zug nach einem vernünftigen Plan des Vorge-
hens diskutiert und getroffen werden. Ihr Frak-
tionsvorsitzender hat doch Nachdenklichkeit, Dis-
kussionsfähigkeit und die Fähigkeit zur Analyse 
hier in einer Grundsatzrede als Maßstäbe erfolgrei-
cher Politik gepriesen. Wir nehmen das für uns in 
Anspruch, auch für die Art, wie wir schwere Ent-
scheidungen für die nächste Phase vorbereiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mir liegt aber daran, einen Grundsatz zu betonen. 
Wir müssen dem Gesichtspunkt der besseren Über-
schaubarkeit des Steuerrechts einen eindeutigeren 
Vorrang einräumen, als das in der Vergangenheit 
geschah. Die Erfahrungen der Praxis zeigen uns — 
ich würde das gern auch bedeutenden Außenpoliti-
kern hier sagen, verehrter Kollege, und wäre daher 
für das Gehör dankbar —, daß eine immer weiterge-
hende Komplizierung durch den Anspruch der Wür-

digung von Gruppenbelangen und Einzelfällen dem 
Grundsatz der Gerechtigkeit im Steuerrecht zuneh-
mend Abbruch getan hat. 

Unsere Politik ist durch eine gute und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit von Bundesregierung 
und Bundesbank bestimmt. Auch wir sehen im Ab-
bau des amerikanischen Haushaltsdefizits — — 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
ich bitte doch um Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Ich 
halte es für einen guten parlamentarischen Brauch 
— ich sage das den Kollegen, die eben erst in den 
Saal gekommen sind —, einige Argumente der Op-
positionssprecher noch kurz abschließend zu be-
handeln. Ich wäre deshalb für Verständnis dankbar, 
wenn ich dies noch ein paar Minuten lang tue. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, auch wir sehen in 
dem Abbau des amerikanischen Haushaltsdefizits 
eine wichtige Voraussetzung für ein wieder günsti-
geres Zinsniveau. Herr Kollege Apel, wir brauchen 
nicht die Ermahnungen, darüber offen und kritisch 
mit den amerikanischen Partnern zu reden. Wir tun 
das, und wir werden das weiter tun. Wir haben aber 
letzten Endes ebensowenig bestimmenden Einfluß 
auf die autonomen Entscheidungen des amerikani-
schen Kongresses, wie Sie einer amerikanischen 
Regierung Einfluß auf die autonomen Entscheidun-
gen des Deutschen Bundestages zubilligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn unsere eigenen Fehlbeträge im Etat im 
Tempo der Vergangenheit weiter wachsen würden, 
wäre jede Chance auf Zinssenkung zunichte ge-
macht. Der ökonomische Sinn des Defizitabbaus 
liegt j a darin, daß die Kapitalmärkte entlastet wer-
den. Mit Geldschöpfung können wir die Zinsen 
nicht senken, sondern im Ergebnis nur die Inflation 
anheizen. Wir haben allen Grund, den Stabilitäts-
kurs der Bundesbank gemeinsam zu unterstützen. 
Die Politik der Bundesbank sichert die Funda-
mente unseres Geldwertes. Das ist ein Kapital, um 
das uns viele jenseits unserer Grenzen beneiden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich bin auch zuversichtlich, daß die innere Stärke 
der Deutschen Mark auf den internationalen Fi-
nanzmärkten mehr und mehr zur Kenntnis genom-
men wird. Ich halte Zinspessimismus nicht für an-
gebracht. 

Ein gesundes Geldwesen beruht auch auf dem 
Vertrauen der Einleger und Kunden in ihre Bank. 
Auch hier sind wir in der Bundesrepublik in einer 
guten Situation. Dieses Vertrauen ist vorhanden. 
Dennoch haben jüngste Ereignisse deutlich ge-
macht, daß wir aus dem raschen Wachstum und der 
Internationalisierung der Kreditmärkte sowie den 
Kapitalverfléchtungen in der Kreditwirtschaft Kon-
sequenzen ziehen müssen. 

Herr Kollege Apel, wir werden, so wie wir es 
schon vor Monaten angekündigt haben, Anfang 
nächsten Jahres Bundesrat und Bundestag den Ge- 
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Bundesminister Dr. Stoltenberg 
setzentwurf zur Novellierung des Kreditwesenge-
setzes vorlegen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

einen Entwurf, der auf jahrelange Vorarbeiten zu-
rückgeht. Wir konzentrieren uns darauf, den Konso-
lidierungskreis zu erweitern und die Kreditvergabe 
der Banken wieder in ein besseres Verhältnis zu 
den haftenden Eigenmitteln zu bringen. Ein enge-
rer Eigenkapitalbegriff erscheint hierfür der rich-
tige Ansatz. Dies ist auch für den Faktor „Vertrau-
en" in unserem hochentwickelten Geldwesen von 
besonderem Gewicht. Mehr Transparenz im inter-
nationalen Kreditgeschäft unserer Banken ist not-
wendig. 

Schließlich will ich, weil Sie dies kritisch ange-
sprochen haben, noch einige Sätze zur Beteili-
gungspolitik des Bundes sagen. Es ist nicht einzuse-
hen, warum der Staat in Wirtschaftsbereichen als 
Unternehmer auftritt, in denen private Anbieter 
ebenfalls erfolgreich die wirtschaftliche Aufgabe 
wahrnehmen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir vertrauen auch hier auf Initiative, auf schöpfe-
rische Ideen und Kräfte der Menschen und wollen 
deshalb mehr Freiraum dafür schaffen. Unsere Ent-
scheidung, den Bundesanteil an der VEBA zu ver-
kleinern, ist ein erster Schritt. 

Herr Kollege Apel, Sie haben gesagt, wir wollten 
einen großen Mineralölkonzern schaffen. Dann ha-
ben Sie hinzugefügt: „Wir haben diese Absicht aller-
dings nie völlig verwirklichen können, und dennoch 
hat die VEBA in der schwierigen Zeit der Mineral-
ölknappheit eine wichtige Rolle gespielt." Die VEBA 
wird auch mit der verringerten, aber bestehenden 
Beteiligung des Bundes weiterhin eine wichtige 
Rolle in der deutschen Wirtschaft und auch im Rah-
men der Sicherung der Energie für unsere Bevölke-
rung spielen können. Aber für die Bundesbeteili-
gungen müssen natürlich Grundsätze der Rentabili-
tät und Wirtschaftlichkeit gelten. 

Wir wollen im nächsten Jahr ein umfassenderes 
Konzept für weitere sinnvolle Privatisierungen vor-
legen. Wir werden das so ausgestalten, daß es auch 
der breiteren Vermögensbildung, insbesondere bei 
Arbeitnehmern, dient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Staatsunternehmen können nicht auf Dauer Sub-
ventionsempfänger der Steuerzahler sein. 

Die Steuerpolitik — wir haben es ausführlich be-
gründet — dient auch der Verstärkung der eigenen 
Kapitalausstattung der Unternehmen und damit ih-
rer Investitionsfähigkeit. Auch andere Schritte sind 
in diesem Zusammenhang geboten. Ich hebe her-
vor: Schaffung eines zweiten Aktienmarktes, auf 
dem Anteile auch von solchen Unternehmen gehan-
delt werden können, die von ihren Voraussetzungen 
her an den bestehenden Börsen nicht zugelassen 
sind, sowie bessere Rahmenbedingungen für Kapi-
talbeteiligungsgesellschaften und Existenzgrün-
dungen. Auf die Bedeutung des erweiterten Rah-
mens der Vermögensbildung für diese Politik ist 
hingewiesen worden. 

Meine Damen und Herren, Bundestag und Bun-
desrat können in der Finanz- und Haushaltspolitik 
dieses Jahres auf eine erfolgreiche Arbeit zurück-
blicken. Der Haushalt 1984 und die Begleitgesetze 
werden uns auf dem Weg zur Gesundung entschei-
dend voranbringen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zu zahlreichen Abstimmungen. Un-
ter den Abstimmungen sind zwei namentliche Ab-
stimmungen. Aber auch nach der zweiten namentli-
chen Abstimmung gibt es wichtige weitere Abstim-
mungen. Wenn Sie einverstanden sind — und nur 
dann —, könnten wir uns hier oben damit einver-
standen erklären, daß wir andere Abstimmungen 
während der Auszählung der namentlichen Abstim-
mung durchführen. 

(Beifall) 

— Ich stelle fest, daß Sie einverstanden sind. 

Ich rufe zunächst den Zusatzpunkt Antrag der 
Fraktion der SPD: Entlassung des Bundesministers 
für Wirtschaft — Drucksache 10/798 — zur Abstim-
mung auf. Hierzu ist namentliche Abstimmung ver-
langt worden. Ich eröffne die namentliche Abstim-
mung. 

Meine Damen und Herren, haben Sie alle Gele-
genheit gehabt, sich an der namentlichen Abstim-
mung zu beteiligen? — Noch nicht. Danke schön. 

Meine Damen und Herren, ich frage erneut, ob 
Sie alle Gelegenheit hatten, an der namentlichen 
Abstimmung teilzunehmen. Ich würde Sie dann 
gern bitten, wieder Platz zu nehmen, weil allein dies 
das verabredete Verfahren ermöglicht. — Alle hat-
ten Gelegenheit, sich an der Abstimmung zu beteili-
gen. 

Meine Damen und Herren, ich schließe die na-
mentliche Abstimmung und bitte, mit der Auszäh-
lung zu beginnen. 

Ich rufe den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 
1984, Drucksachen 10/335, 10/347 und 10/690, zur 
Schlußabstimmung auf. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Das Gesetz ist angenommen. 

Es ist noch über eine Beschlußempfehlung des 
Ausschusses abzustimmen. Der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 10/690 unter Nr. 2 die An-
nahme einer Entschließung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Ent-
schließung ist angenommen. 

Zu dem Haushaltsbegleitgesetz liegt ein weiterer 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/760 vor. Wer diesem Entschließungs-
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Der Entschließungsantrag ist ab-
gelehnt. 
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Präsident Dr. Barzel 
Ich rufe nunmehr den von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurf eines Steuerentlastungsge-
setzes 1984, Drucksachen 10/336, 10/345, 10/348 und 
10/686, zur Schlußabstimmung auf. Wer diesem Ge-
setz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Auch hier ist noch über eine Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses abzustimmen. Der Finanz-
ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/686 unter 
Nr. 2 die Annahme einer Entschließung. Wer ihr zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Die Entschließung ist angenommen. 

Zu dem Steuerentlastungsgesetz 1984 liegt Ihnen 
ein Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/772 vor. Wer diesem Entschließungs-
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe jetzt den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Vermögensbeteiligungsge-
setzes, Drucksachen 10/337, 10/349 und 10/724, zur 
Schlußabstimmung auf. Wer diesem Gesetz als 
Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Wer 
will sich enthalten? — Das Gesetz ist angenom-
men. 

Zum Vermögensbeteiligungsgesetz liegt ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 10/768 vor. Wer diesem Entschließungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Der Entschließungsantrag ist abge-
lehnt. 

Ich rufe nunmehr den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Stahlinvestitionszu-
lagen-Änderungsgesetzes, Drucksachen 10/338, 
10/346, 10/350 und 10/677, zur Schlußabstimmung 
auf. Wer diesem Gesetz zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist angenom-
men. 

Es ist noch abzustimmen über eine Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses. Der Finanzausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 10/677 unter Nr. 2 die An-
nahme einer Entschließung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Ent-
schließung ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen im Mo-
ment nicht weiter. Als nächstes ist die Schlußab-
stimmung über das Haushaltsgesetz in namentli-
cher Abstimmung fällig. Ich erwarte in wenigen Mi-
nuten das Ergebnis der ersten namentlichen Ab-
stimmung und danke für die Teilnahme an diesem 
Experiment, das uns doch sehr viel Zeit erspart 
hat. 

(Beifall) 

Ich will die Sitzung bis zum Eintreffen des Ergeb-
nisses der ersten namentlichen Abstimmung nicht 
unterbrechen. 

Meine Damen und Herren, das von den Schrift-
führern ermittelte Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den Antrag der SPD auf der be-
kannten Drucksache: abgegebene Stimmen 478; da-
von ungültige Stimmen keine; mit Ja haben 196 Ab-
geordnete gestimmt; mit Nein haben 274 Abgeord-
nete gestimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es gab 8 Enthaltungen. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 478; davon 

j a: 	196 Abgeordnete 

nein: 	274 Abgeordnete 

enthalten: 8 Abgeordnete 
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Franke (Hannover) 
Matthöfer 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

DIE GRÜNEN 

Burgmann 
Frau Potthast 
Frau Reetz 
Vogt (Kaiserslautern) 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Die Abgeordneten der FDP 

spenden im Stehen Beifall) 

— Ich bitte Platz zu nehmen, damit wir in unserer 
Arbeit fortfahren können. 

Wir kommen jetzt zur Schlußabstimmung über 
den Entwurf des Haushaltsgesetzes 1984, Druck-
sachen 10/280, 10/534, 10/631 bis 10/659. 

Hierzu ist namentliche Abstimmung verlangt 
worden. Ich weise darauf hin, daß es nach der na-
mentlichen Abstimmung noch eine Reihe weiterer 
Abstimmungen gibt. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 

Ich frage zum ersten Mal, ob alle Mitglieder des 
Bundestages Gelegenheit hatten, sich an der Ab-
stimmung zu beteiligen. — Das ist nicht der Fall. 

Ich frage erneut, ob alle Kolleginnen und Kolle-
gen Gelegenheit hatten. — Das ist nicht der Fall. 

Ich frage zum wiederholten Male, ob alle Gele-
genheit hatten, sich an der Abstimmung zu beteili-
gen. — Ich sehe an den Urnen keinen Widerspruch. 
Ich schließe diese Abstimmung und bitte die 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Ich bitte Sie alle, wieder Platz zu nehmen, damit 
wir fortfahren können. 

Meine Damen und Herren, ich bitte, Platz zu neh-
men. — Meine Damen und Herren, ich würde gern 
entsprechend unserer Verabredung fortfahren, 
noch ausstehende Abstimmungen durchzuführen. — 

Wir machen hier eine Sitzung und nicht eine Ste

-h

ung, wenn's möglich ist —. Das gilt auch für Kolle-
gen, die uns leider bald verlassen werden. 

Es ist zunächst noch über eine Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses abzustimmen. Der 
Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/658 unter 
Buchstabe b die Annahme von zwei Entschließun-
gen. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Die Entschließungen sind an-
genommen. 

Zum Haushaltsgesetz 1984 liegen sechs Ent-
schließungsanträge auf den Drucksachen 10/753, 
10/746, 10/752, 10/741 (neu), 10/793 und 10/738 (neu) 
vor. 

Ich habe Ihnen mitzuteilen, daß der Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf der 
Drucksache 10/738 (neu) zurückgezogen wurde. Die 
Abstimmung entfällt. 

Ich rufe zuerst den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD zum Einzelplan 05 — Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts — auf Drucksache 
10/753 auf. Wer diesem Entschließungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD zum Einzelplan 06 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern — auf Drucksache 10/ 
746 auf. Wer diesem Entschließungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zum Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD zum Einzelplan 09 — Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft — auf 
Drucksache 10/752. Wer dem Entschließungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Der Entschließungsantrag ist abge-
lehnt. 

Ich rufe die Entschließungsanträge der Abgeord-
neten Frau Gottwald und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 10/741 (neu) und der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/793 zum Einzelplan 23 
— Geschäftsbereich des Bundesministers für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit — auf. 

Wir stimmen zuerst über den Entschließungsan-
trag der Abgeordneten Frau Gottwald und der 
Fraktion DIE GRÜNEN ab. 

Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf, den ich soeben genannt habe. Wer die-
sem Entschließungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Entschlie-
ßungsantrag ist abgelehnt. 



Präsident Dr. Barzel 
Meine Damen und Herren, ich empfehle Ihnen, 

wir machen es wie soeben. Wir warten vielleicht 
noch ein paar Minuten auf das Ergebnis der Ab-
stimmung, und dann werden wir auch bald zum 
Ende kommen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen das 
von den Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
letzten namentlichen Abstimmung bekannt: Von 
den voll stimmberechtigten Mitgliedern des Bun-
destages haben 458 Mitglieder ihre Stimme abgege-
ben. Von diesen haben 261 mit Ja und 197 mit Nein 
gestimmt; Enthaltungen: keine. 

21 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme ab-
gegeben. Davon haben 11 mit Ja und 10 mit Nein 
gestimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 458 und 21 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	261 und 11 Berliner Abgeordnete 

nein: 	197 und 10 Berliner Abgeordnete 

Ja 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Dr. Althammer 
Austermann 
Dr. Barzel 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen 
(Nordstrand) 

Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Franke 

Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Günther 
Dr. Häfele 
Hanz (Dahlen) 
Hartmann 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
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Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Dr. Kohl 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 

Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schröder (Lüneburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Dr. Hackel 
Kalisch 
Kittelmann 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 

Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 



3306 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 45. Sitzung. Bonn, Freitag, den 9. Dezember 1983 

Präsident Dr. Barzel 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Nein 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brosi 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Curdt 
Frau Dr. Czempiel 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Glombig 
Gobrecht 
Grunenberg 
Dr. Haack 

Haar 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Kretkowski 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Polkehn 
Porzner 
Poß 
Purps 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt 
(Nürnberg) 

Schmidt (Wattenscheid) 

Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 

Frau Dr. Bard 
Bastian 
Frau Beck-Oberdorf 
Burgmann 
Drabiniok 
Frau Gottwald 
Frau Dr. Hickel 
Horacek 
Hoss 
Dr. Jannsen 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Krizsan 
Frau Nickels 
Frau Potthast 
Reents 
Frau Reetz 
Schily 
Frau Schoppe 
Schwenninger 
Stratmann 
Vogt (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Vollmer 

Berliner Abgeordneter 

Schneider (Berlin) 

Meine Damen und Herren, damit ist dieses Ge-
setz angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich würde gern noch 
um eine Minute Aufmerksamkeit bitten. — Am 
Ende des parlamentarischen Teils dieses Jahres 
möchte ich zunächst uns allen im neuen Jahr, wenn 
Sie mir dies erlauben, kürzere und freiere Reden, 
weniger verbundene Debatten und freundliche 
Fröhlichkeit für uns alle wünschen, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall) 

Ich würde mich besonders freuen — ich glaube, 
Sie alle und alle in Deutschland —, wenn es im 
nächsten Jahr den Versuch einer Belagerung des 
Deutschen Bundestages nicht wieder geben würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Dies war ein Jahr besonderer politischer und par-
lamentarischer Herausforderungen; ich danke Ih-
nen allen. Ich danke unseren Mitarbeitern, unseren 
kritischen Beobachtern und Begleitern, aber auch 
den Ordnungskräften, die die Freiheit unserer Ent-
scheidung zu Hause wie hier zu sichern wußten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 
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Präsident Dr. Barzel 

So wünsche ich Ihnen, meine Damen und Herren, 
den Genannten, Ihren Familien, aber auch unserem 
ganzen Volk, dem wir dienen und vor dem wir uns 
gewissenhaft verantworten, von Herzen gnadenrei-
che Weihnachten und ein gesegnetes neues Jahr in 
Frieden und in Freiheit. — 

Zu meinem Bedauern muß ich den Ältestenrat 
noch bitten, gleich zu einer Sitzung zusammenzu-
treten. 

Ich berufe den Deutschen Bundestag auf den 
18. Januar 1984, 13 Uhr ein und schließe die Sit-
zung. 

(Beifall) 

(Schluß der Sitzung: 13.29 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens* 9. 12. 
Cronenberg (Arnsberg) 9. 12. 
Echternach 9. 12. 
Fischer (Frankfurt) 9. 12. 
Gerstl (Passau) * 9. 12. 
Gilges 9. 12. 
Dr. Glotz 9. 12. 
Haase (Fürth) * 9. 12. 
Haehser 9. 12. 
Handlos 9. 12. 
Frau Dr. Hartenstein 9. 12. 
Immer (Altenkirchen) 9. 12. 
Lemmrich * 9. 12. 
Dr. h. c. Lorenz 9. 12. 
Dr. Müller * 9. 12. 
Offergeld 9. 12. 
Pauli 9. 12. 
Petersen 9. 12. 
Rapp (Göppingen) 9. 12. 
Reddemann * 9. 12. 
Sander 9. 12. 
Sauermilch 9. 12. 
Frau Schmedt (Lengerich) 9. 12. 
Schmidt (Hamburg) 9. 12. 
von Schmude 9. 12. 
Schreiner 9. 12. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim* 9. 12. 
Dr. Stark (Nürtingen) 9. 12. 
Stockhausen 9. 12. 
Stockleben 9. 12. 
Verheyen 9. 12. 
Voigt (Frankfurt) 9. 12. 
Voigt (Sonthofen) 9. 12. 
Weiskirch (Olpe) 9. 12. 
Frau Dr. Wex 9. 12. 
Wischnewski 9. 12. 
Dr. Wittmann 9. 12. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Bericht der Bundesregierung über die Integration in den Eu-
ropäischen Gemeinschaften (Berichtszeitraum April 1983 bis 
September 1983 im Anschluß an den Bericht bis März 1983 - 
Drucksache 10/100) (Drucksache 10/614) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Haushaltsführung 1983: 

hier: Einwilligung zu einer üpl. Ausgabe bei Kap. 11 12 Tit. 
681 01 - Arbeitslosenhilfe (Alhi) (Drucksache 10/734) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Haushaltsführung 1983; 

hier: Einwilligung zu einer üpl. Ausgabe bei Kap. 11 11 
Tit. 682 01 - Erstattung von Fahrgeldausfällen - 
(Drucksache 10/735) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 14 22 Tit. 559 31 - NATO-
Frühwarnsystem AWACS - (Drucksache 10/699) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung über die 
nachstehende Vorlage absieht: 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Europäi-
schen Küstencharta (Drucksache 10/358 Nr. 95) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG-
Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung einer 
konzertierten Forschungsaktion der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft betreffend die Auswirkungen von Be-
handlungen und Vertrieb auf Qualität und Nährwert von 
Lebensmitteln 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Ermächtigung 
der Kommission, ein Übereinkommen über die Durchfüh-
rung einer konzertierten Forschungsaktion betreffend die 
Auswirkungen von Behandlungen und Vertrieb auf Qualität 
und Nährwert von Lebensmitteln zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und den Drittstaaten, die an 
der europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wis-
senschaftlichen und technischen Forschung (COST) mitwir-
ken, auszuhandeln (Drucksache 10/433 Nr. 10) 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung des An-
hangs II der Richtlinie 75/895/EWG über die Festsetzung von 
Höchstgehalten an Rückständen von Schädlingsbekämp-
fungsmitteln auf und in Obst und Gemüse (Drucksache 10/ 
358 Nr. 83) 
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